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AUS  MEINER  S ICHT  . . .

Hermann Greylinger
Tel. 531-26/3772

Einmal „Hü“, einmal „Hott“, 
Ärger wohin man schaut. 

Wo sind die angekündigten 
Leuchtturmprojekte im BMI? 
Bis jetzt sind sie entweder zu 
Teelichtern mutiert (z.B. Maß-
nahmen, um die Rekrutierung 
von Menschen für die Polizei 
voranzutreiben) oder wur-
den so übermotiviert ange-
gangen, dass nur verbrannte 
Erde zurückbleibt (z.B. BVT). 
Dabei wird darauf verges-
sen, dass es intern genug zu 
tun gäbe, was vor allem den 
Kolleginnen und Kollegen 
den Dienst wahrlich erleich-
tern und ihnen auch die not-
wendige Wertschätzung ge-
ben würde. Davon abgesehen 
ist man verwundert, wie die 
Zahlen der Kriminalstatistik 
widersprüchlich vom Innen-
minister im Gegensatz zu sei-
nem Vizekanzler transportiert 
werden. Man hört so oft, dass 
bei Politikern der Tag bis zu 
20 Arbeitsstunden hat. Was 
schrieb Kurt Tucholsky (deut-
scher Journalist und Schrift-
steller): „Gebt den Menschen 
mehr Schlaf, dann sind sie wa-
cher beim wach sein“!

Werte Kolleginnen  
und Kollegen!

Passend zur Überschrift beginne 
ich mit dem Projekt „Berittene Po-
lizei“. „Der Innenminister scharrt 
übereifrig, um seinen Hufabdruck 
in der österreichischen Geschichte 
zu hinterlassen und Wildwest-Flair 
in die Städte zu bringen“ (Zitat 
aus dem Kurier v. 30.5.2018). Um 

das Projekt positiv darzustellen, 
werden alle Register gezogen, je-
des Mittel ist recht. In einem Mit-
arbeiterbrief schreibt der Innen-
minister, dass auch die Spanische 
Hofreitschule das Projekt unter-
stütze und es positiv sehe. Brrr, 
Brauner! - Schon am nächsten 
Tag meldet die Spanische Hofreit-
schule, dass man die „Berittene 
Polizei“ ablehne! Der Kurier, dem 
man Linkslastigkeit nicht einmal 
andichten kann, dazu: „Regieren 
heißt nicht herrschen, sondern oft 
nur sich beherrschen“. Zur „Cau-
sa BVT“ rauscht es täglich im Blät-
terwald, erschütternd, welches 
Bild hier die Verantwortlichen ab-
geben. Hier wird eine Institution 
beschädigt, Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter diskreditiert. Der Ab-
lauf „Bestellung des Direktors – 
Suspendierung – Aufhebung der 
Suspendierung – Beauftragung 
mit der Reform des BVT“ lässt 
einem eher an eine amateurhafte 
Laienschauspieltruppe denken als 
an eine professionelle Führung 
im BMI. „Seit Innenminister Kickl 
im Amt ist, werden die Grenzen 
des Anstands und vielleicht auch 
des Rechtsstaats nicht mehr ge-
wahrt, die Heimat ist in Gefahr“, 
schreibt Helmut Brandstätter da-
zu im Kurier (30.5.2018). Die ak-
tuellen Statistiken zur Kriminali-
tät in Österreich, vom Innenmi-
nister veröffentlicht, sagen aus, 
dass die angezeigten Delikte sin-
ken und die Aufklärung steigt. 
Im Gegensatz dazu eine bezahl-
te Anzeige der FPÖ im Boulevard, 
auf dem Foto auch der Vizekanz-
ler: „Wien ist leider wirklich das, 
was Ludwig mit Rot-Grün daraus 

macht  –  Unkontrollierte Zuwan-
derung, Islamisierung und explo-
dierende Kriminalität“. Brrr, Brau-
ner! Die Zuwanderung kontrolliert 
doch jetzt der Innenminister, die 
Integration war viele Jahre in der 
Hand des jetzigen Bundeskanz-
lers und die Bekämpfung der Kri-
minalität ist ebenfalls Sache des 
Bundes, also des Innenministers! 
Hier die Verantwortung auf den 
neuen Wiener Bürgermeister zu 
schieben, übrigens am Tag des Er-
scheinens dieser Anzeige einen 
Tag im Amt, ist miese und schä-
bige Politik! Zurück zu internen 
Themen und einem der Teelichter. 
Der Aufnahmeerlass wurde geän-
dert, man zeigt mehr Toleranz bei 
Tätowierungen und auch Nicht-
schwimmern wird die Aufnahme 
nicht mehr versagt. Bei der Aus-
bildung denkt man daran, pensi-
onierte Kollegen mit einem Werk-
vertrag für das Unterrichten ge-
winnen zu können. Viel Glück, 
mit diesen Maßnahmen werden 
wir uns vor Bewerbern gar nicht 
mehr retten können und auch die 
Ausbildung ist gesichert! Wer er-
innert sich noch an das „Dienst-
stellenstrukturkonzept“? Jet-
zige Regierungspersonalvertreter 
sind damals dagegen Sturm ge-
laufen, jetzt sind sie verstummt. 
Die Betroffenen ganz sicher, wer-
den doch jetzt die ersten Einkom-
mensverluste schlagend.  Die FSG/
Klub der Exekutive hat den An-
trag eingebracht, die Wahrungs-
bestimmungen zu verlängern. Re-
aktion aus dem BM für Öffentli-
chen Dienst und Sport: Keine! Im 
Zuge des Projekts „Gemeinsam Si-
cher“ wurden Bewertungsverbes-

serungen auf den Polizeiinspekti-
onen in Aussicht gestellt. Reakti-
on aus dem vorher genannten Mi-
nisterium: Keine! Hier darf es kein 
„Hü oder Hott“ geben, eine ra-
sche Erledigung im Sinne der Be-
troffenen hat zu erfolgen. Noch 
ein Wort zu den Karrierechancen. 
Die FSG/Klub der Exekutive hat 
den Antrag eingebracht, 50 Kol-
leginnen oder Kollegen zusätzlich 
zum GAL/ E2a zuzulassen. Ent-
scheidung des BM: „Abgelehnt“! 

Geschätzte Kolleginnen  
und Kollegen!      

Vieles wurde uns, den Polizistin-
nen und Polizisten, sowie der ös-
terreichischen Bevölkerung ver-
sprochen. Die Wirklichkeit schaut 
anders aus, die Realitäten holen 
uns schneller ein als angenom-
men (siehe die Vorhaben der 
Bundesregierung zur Entwick-
lung einer „Dritten Republik“ 
und die Stellung der Gewerk-
schaften dazu - mehr im Blattin-
neren). Wir werden weiter in eu-
rem Sinne tätig sein, die Leistun-
gen des Dienstgebers FÜR EUCH 
sind in unserem Fokus. In diesem 
Sinne wünsche ich euch und eu-
ren Familien einen schönen und 
erholsamen Sommer, kommt alle 
wieder gesund zurück!
Mit gewerkschaftlichen Grüßen, 

Hermann Greylinger,
Vors.-Stv. der  

Polizeigewerkschaft

Vergallopiert
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ZENTRALAUSSCHUSS 

Franz FICHTINGER
& 01/53-126/3737

Hermann GREYLINGER
& 01/53-126/3772

Walter Haspl
& 01/53-126/3455

Hermann WALLY
& 01/53-126/3683

Bezug nehmend auf den 
GSOD Grundsatzerlass Zl.: 

BMI-EE1000/0176-II/2/b/2016 
vom 06.09.2016, den ge-
machten operativen Einsatzer-
fahrungen in Wien sowie dem 
Ziel, Dienststellen verstär-
kt von GSOD-Kommandie-
rungen zu entlasten, wird das 
Aufgabenspektrum der Bereit-
schaftseinheit Wien (BE-W) bis 
zur Gesamtüberarbeitung des 
Grundlagenerlasses wie folgt 
erweitert.

Der BE Wien obliegen grund-
sätzlich die Aufgaben

• der sichtbaren Präsenz in öf-
fentlichen Verkehrsmitteln 
und Stationen,

• der Schwerpunktstreifen/
Schwerpunktkontrollen an 
Hotspot Bereichen im Wie-
ner Stadtgebiet nach Auf-
tragslage der LPD Wien, so-
wie

• die Bewältigung von ord-
nungsdienstlichen Anlässen 
im D1 und D2 Segment des 
gegenständlichen Grundla-
generlasses.

Sollten Erstinterventionen der 
BE Wien auf Grund der Prä-
senz als stehende Einheit im 
D3 Segment ad°hoc erforder-
lich sein, sind jedenfalls primär 
dafür ausgebildete GSOD Kräf-

te (wie WEGA) anzufordern, 
bzw. die Zuziehung dieser sei-
tens der LPD Wien (Landesleit-
zentrale) sicher zu stellen. Im 
Anlassfall kann nach entspre-
chender Ausbildung und Aus-
rüstung auch die BE Wien im 
D3 Segment herangezogen 
werden. Allenfalls weiterfüh-
rende Aufträge auf Basis die-
ses Erlasses sind durch die LPD 
Wien zu treffen.

Die Angehörigen der BE Wien 
haben auf Grund des erwei-
terten Aufgabenspektrums 
nach Absolvierung ihrer KSOD 
und GSOD Grundausbildung 
auch die Einsatzstockausbil-
dung und die GSOD Weiter-
bildung zu absolvieren. Damit 
sind die Angehörigen der BE 
Wien sowohl in Richtung der 
personellen Unterstützung für 
Einsatzeinheiten als auch einer 
Ordnungsdiensteinheit (ODE) 
im Sinne der ggstl. Erlasslage 
anschlussfähig. Auf Grund des 
erweiterten Aufgabengebietes 
und des damit verbundenen 
verstärkten Schutzes der Ein-
satzkräfte sind die Kräfte der 
BE Wien unter anderem mit 
flammhemmendem Overall, 
GSOD-Helm und Schlagschutz-
ausrüstung auszustatten.
Allenfalls weitere österreich-
weite Aktualisierungen wer-
den in eine kommende Ge-
samtüberarbeitung des Grund-
lagenerlasses übernommen.

AKTUELL

Anpassung der Aufgaben,  
Ausbildung und Ausrüstung der  
Bereitschaftseinheit (BE) Wien
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Bezug nehmend auf:
- den do. Antrag vom 

19.10.2017,  bet r.  Zah l : 
31/86/17, Antrag der Polizei-
gewerkschaft betreffend An-
schaffung ballistischer Schutz-
kabinen für die Überwachung 
aller schutzwürdigen Objekte,
- das ho. Antwortschreiben 
vom 06.11.2017, GZ BMI-
EE1000/0253-II/2/b/2017, und
-  den do.  Ant rag  vom 
15.03.2018,  bet r.  Zah l : 
31/86/17, Fachausschuss 
Wien: neuerlicher Antrag auf 
Aufstellung von ballistischen 
Schutzkabinen für die Über-
wachung aller schutzwürdigen 
Objekte, wurde uns vom BMI 
mitgeteilt, dass eine weiter-
führende Prüfung unter Ein-
bindung der Landespolizeidi-

rektion Wien eingeleitet wird.
Diese weiterführende Prüfung 
hat folgende Punkte zu um-
fassen:
• Kann mit den bisher getrof-

fenen Maßnahmen das Aus-
langen gefunden werden?

• Kann darüber hinaus ein 
notwendiger Bedarf an bal-
listischen Schutzkabinen für 
bestimmte Überwachungs-
objekte erkannt und konkre-
tisiert werden?

Wenn ja:
• Wie könnte ein diesbezüg-

liches Einsatzkonzept dazu 
lauten?

• Wie groß wäre gegebenen-
falls der erforderliche Be-
darfsumfang an ballistischen 
Schutzkabinen (Anzahl, 

Budgetaufwand)?
• Welche Aufstellungsorte 

wären geeignet (Unter-
grundbeschaffenheit, Ab-
messungen, Möglichkeit für 
einen Stromanschluss, etc.)?

• Welchen technischen Anfor-
derungen müsste eine sol-

che Schutzkabine entspre-
chen (Voraussetzung für ein 
Beschaffungsverfahren)?

• In welchem Zeitraum wä-
re eine Realisierung mög-
lich [Genehmigungs- und 
Beschaffungsverfahren (zur 
Gänze oder in Tranchen)]?

Als erster Schritt wurde die 
Landespolizeidirektion Wien 
eingeladen, diese Vorfragen – 
soweit wie möglich – im do. 
Bereich unter Einbindung des 
do. Fachausschusses für die 
Bediensteten des öffentlichen 
Sicherheitswesens zu prüfen 
und das Ergebnis an das Bun-
desministerium für Inneres, 
Abteilungen II/2 und II/10, zu 
berichten.

Antrag des Zentralausschusses bzw. des Fachausschusses 
für die Bediensteten des öffentlichen Sicherheitswesens 
bei der Landespolizeidirektion Wien auf Aufstellung von 
ballistischen Schutzkabinen für die Überwachung aller 
schutzwürdigen Objekte

Zum oa. Antrag erging sei-
tens des Dienstgebers fol-

gende Mitteilung:

Nicht nur die Terroranschlä-
ge und Amoklagen der letz-
ten Jahre in Europa son-
dern auch Vorfälle im Rah-
men der täglichen Polizei-
arbeit haben den Bedarf an 
einer Ergänzung der vor-
handenen ball. Schutzausrü-
stung deutlich gezeigt. Des-
halb werden Polizistinnen 
und Polizisten, die im exeku-
tiven Außendienst tätig sind, 
ab der zweiten Jahreshälfte 
2018 2,5 Kilogramm leichte 

Schutzwesten erhalten, die 
im Rahmen des Außendiens-
tes auch über einen län-

geren Zeitraum hinweg ge-
tragen werden können. Die-
se ballistischen Gilets wer-
den über einen Stichschutz, 
aber auch über einen ballis-
tischen Schutz verfügen und 
können entweder unter als 
auch über der Oberbeklei-
dung getragen werden. Die 
vergaberechtliche Prüfung 
der im Rahmen des erforder-
lichen Beschaffungsverfah-
rens eingelangten Angebote 
befindet sich derzeit in der 
Endphase. Die erste Tranche 
von 8.000 Stück der ballisti-
schen Gilets wird für das 4. 
Quartal 2018 erwartet. Da-

mit werden vorrangig Be-
dienstete ausgestattet, wel-
che an sogenannten „Hot-
spots“ Dienst verrichten. Ei-
ne Vollausstattung für alle 
Außendienst versehenden 
Einsatzbeamten wird 2020 
erreicht werden. Abschlie-
ßend darf festgehalten wer-
den, dass der Schutz der Ein-
satzkräfte im Außendienst 
für das Bundesministerium 
für Inneres oberstes Gebot 
ist. Mit der Einführung der 
ballistischen Gilets wird die 
persönliche Sicherheit der 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter wesentlich erhöht.

Antrag auf sofortige persönlicher 
Zuweisung von ballistischen 
Schutzwesten
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Zu gegenständlichem An-
trag erging seitens des 

Dienstgebers folgende Infor-
mation:

Erhöhung der Datendurch-
flussmenge

Seit Jahren besteht ein etab-
lierter Prozess zur Erweiterung 
von Bandbreiten (Datendurch-
flussmenge) bei Dienststellen 
in denen mehrfach unbefrie-
digende „Antwort-Zeit-Ver-
halten“ festgestellt wurden. 
Dabei wird nach Evaluierung 
durch die zuständige Logi-
stikabteilung das BM.I be-
fasst und es erfolgt eine De-
tailauswertung der Leitungs-
auslastung sowie eine Erhö-

hung der Bandbreiten, wenn 
der Bedarf festgestellt wur-
de. Zusätzlich erfolgt seit Ok-
tober 2017 ein permanentes 
Monitoring der Leitungsausla-
stung aller Polizeidienststellen 
in Form einer wöchentlichen 
Statistik mit laufender Bewer-
tung. Im Zuge dessen festge-
stellte Anzeichen für eine ho-

he Auslastung münden entwe-
der in eine Detailauswertung 
oder bereits direkt in eine Er-
höhung der Bandbreiten. Die-
ses Permanentmonitoring er-
reicht jedoch nicht die Aus-
sagekraft eines Detailmonito-
rings und ersetzt in Einzelfällen 
auch nicht die in der Praxis vor 
Ort festgestellten Erkennt-
nisse, weshalb die Mitteilung 
von konkreten Bedarfen für 
Leitungserhöhungen weiterhin 
einen essentiellen Bestandteil 
in der gemeinsamen Verbes-
serung der Systemlandschaft 
darstellt. Eine flächende-
ckende, nicht auf den einzel-
nen Bedarf abgestimmte Ka-
pazitätserhöhung ist mit dem 
Gebot der Zweckmäßigkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit unvereinbar.
WLAN-Zugänge:
Das Ziel der Versorgung der 
Dienststellen mit WLAN wird 
auch vom BM.I verfolgt. Be-
treffend die WLAN-Verfügbar-
keit in den Dienststellen wur-
den im Bereich der Sektion IV 
bereits Lösungen erarbeitet, 
welche nun erprobt und par-
tiell zum Einsatz gebracht wer-
den. Derzeit fließen diese Er-
fahrungen in die Ausarbeitung 
von konkreten Lösungsvarian-
ten für eine möglichst flächen-
deckende WLAN-Versorgung 
ein. Auf deren Basis wird eine 
zeitnahe Entscheidung mit an-
schließender Umsetzung an-
gestrebt.

Schaffung von WLAN-Zugängen und  
Erhöhung der Datenanbindung auf den 
Polizeiinspektionen

Renngasse 2
2542 Kottingbrunn 
Tel. 02252 / 251 231
Fax DW 15

Wr. Neustädterstrasse 10
2514 Traiskirchen 
Tel. 02252 / 260 280

Zum gegenständlichen An-
trag erging seitens des 

Dienstgebers folgende Infor-
mation:
Die dienstlichen Mobiltele-
fone iPhone 7 werden stan-
dardmäßig mit einer Gel-
Schutzhül le und Panzer-
schutzfolie ausgeliefert. Ei-

ne Änderung der Ausstattung 
auf Schutzhüllen mit Kanten-
schutz würde eine budgetäre 
Mehrbelastung von mehreren 
hunderttausend Euro bedeu-
ten. Die bisher angekauften 
und im Managed-Service-Preis 
pro Monat inkludierten Hüllen 
kosten EUR12,48.-; Schutz-

hüllen mit Kantenschutz sind 
für ca. 25-30EUR/Stück er-
hältlich. Bei einer noch auszu-
liefernden Menge an iPhones 
von ca. 18.000 Geräten wür-
de dies eine budgetäre Mehr-
belastung von EUR 200.000 
-300.000 bedeuten. Die, im 
Vergleich zu den bereits aus-

gelieferten Devices, geringe 
Anzahl der beschädigten Ge-
räte würde eine solche Inve-
stition derzeit für alle Mobilte-
lefone nicht rechtfertigen. In 
Einzelfällen obliegt die Ent-
scheidung der zuständigen 
Landespolizeidirektion.

Antrag auf Ankauf dienstlicher Gel-Schutzhüllen für  
dienstliche Mobiltelefone iPhone
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Zum Antrag auf Einführung 
einer nachweislichen Über-

prüfung der Sauberkeit, Hy-
giene und somit Zumutbar-
keit von Mannschaftsquartie-
ren durch die zuständige LPD, 
rechtzeitig vor Bezug durch die 
Einsatzkräfte bei Großeinsät-
zen“, teilte das BMI Folgendes 
mit:
• Im gegenständlichen Be-

schwerdefall erfolgte die Be-
kanntgabe des Bedarfes an 
die SIAK kurzfristig telefo-
nisch. Die SIAK veranlasste 
darauf die Grundreinigung 
der notwendigen Räume. 
Aufgrund eines Kommuni-
kationsfehlers wurde jedoch 
bedauerlicherweise nicht der 
volle Umfang der benötigten 
Räume gereinigt, wodurch 
es zu den aufgezeigten 
Missständen kam.

• Das BMI entschuldigt sich 
für die Unannehmlichkeiten.

• Die Reinigung wurde jedoch 
sofort nach Bekanntwerden 
der Beschwerde beauftragt 
und durchgeführt.

• Grundsätzlich besteht für 
die Grundreinigung von 
Räumen ein aufrechter BBG-
Vertrag der von der SIAK 
auch in Anspruch genom-
men wurde. Die Leistungen 
der Grundreinigung erfassen 
u.A. die Reinigung der Bö-
den, der Möbel, der Flächen, 
Lampen usw.

• Hinsichtlich der Abnahme 
und Dokumentation der 
Leistungserbringung gilt 
bei Reinigungsleistungen 
der übergeordnete Leitfa-
den „Vertragsvollzug im 
BM.I“, vom 30. Oktober 
2017, BMI-BH1110/0377-
III/11/a/2017.“

• Dieser sieht im „Punkt 3.2.“ 
vor, dass in einer Check-Li-
ste u.A. das Datum der Lei-
stungserbringung, der Name 
des Abnehmenden sowie die 
erbrachte Leistung angeführt 
wird. Ohne diese Leistungs-
abnahme ist die Rechnungs-
prüfung gem. „Punkt 3.3.“ 
der Richtlinie und damit der 
Bezahlung nicht möglich!

• Im gegenständlichen Be-
schwerdefall erfolgte dem-
nach die geforderte Doku-
mentation der nachweis-
lichen Reinigung, lediglich 
die „Beauftragung“ erfolgte 
irrtümlich nicht für alle be-
nötigten Räume!

Bei Einhaltung der Richtlinie 
„Vertragsvollzug im BMI“ ist 
somit die nachweisliche Über-
prüfung der Reinigungslei-
stung gewährleistet und es be-
darf keiner zusätzlichen Rege-
lung.

Um derartige Beschwerden für 
zukünftige Einsätze zu vermei-
den wird jedoch angeregt wer-
den, dass bei Unterbringung 
in eigenen Unterkünften oder 
in Unterkünften des ÖBH auch 
ein dezidierter Auftrag zur vor-
ab Überprüfung in den jewei-
ligen Einsatzerlass aufgenom-
men wird.

In Hotels und Pensionen wird 
von einer laufenden Benut-
zung, und damit auch einer 
fortlaufenden Reinigungslei-
stung ausgegangen.

Antrag auf Einführung einer nachweis-
lichen Überprüfung der Sauberkeit, 
Hygiene und somit Zumutbarkeit von 
Mannschaftsquartieren

In Absprache mit dem Refe-
rat IV/4/c wurde zu der im 

Betreff angeführten Angele-
genheit vom BMI Folgendes 
verlautbart:
Für alle Exekutivbediensteten 
und Bedienstete des BM.I und 
der LPD im Bereich „Tech-
nik“ (Beamte, VB und VB/S 
im Außendienst) wird ein ein-
heitliches Überwurfgilet nor-
miert. Dieses ist in der Far-
be „Steel Blue“ gehalten und 
besitzt einen umlaufenden 

weiß/blau karierten, reflektie-
renden Streifen am unteren 
Rand. An der Vorderseite 
sind zwei Taschen mit Reiß-
verschluss und an der rechten 
Brustseite sowie in der Mitte 
am Rücken Klettflächen an-
gebracht. Die Klettflächen 
sind für das Aufbringen der 
Funktionsbeschriftungen vor-
gesehen. Die Funktionsbe-
schriftungen für das Über-
wurfgilet sind zweizeilig ge-
halten, wobei die 1. Zeile die 

bereits normierte Aufschrift 
„Polizei“ oder „BM.I“ und 
die 2. Zeile die Funktion z.B.: 
„Presse“, „Kriminaldienst“, 
„Technik“, „Arzt“, etc. zu 
enthalten hat.
Das Überwurfgilet ist eine 
Etatsorte und wird in Rahmen 
und Standards aufgenom-
men. Es ersetzt die Überwurf-
jacken und Gilets, welche bis 
dato in Verwendung waren. 
Die neuen Überwurfjacken 
können mit der Jahresbe-

darfsmeldung 2019 durch die 
Logistikabteilungen erstmals 
angefordert werden. Die vor-
handenen Überwurfjacken 
und Gilets können weiter ver-
wendet werden. Die Einsatz-
jacke für den szenekundigen 
Dienst, die Escort Überziehja-
cken (Frontex-Einsätze) und 
die Einsatzkommandanten-
jacke sind hiervon nicht be-
troffen und bleiben weiterhin 
in unveränderter Form beste-
hen.

Einheitliches Überwurfgilet, Normierung
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Zu gegenständlichem An-
trag erging seitens des 

Dienstgebers folgende Infor-
mation:
Im Zuge des Projektes MPK er-
folgt die persönliche Ausstat-
tung aller Exekutivbedienste-
ten mit Smartphones, wel-
che den uneingeschränkten 
Zugriff auf alle social media 
Plattformen ermöglichen. Die 
Nutzung sozialer Medien er-
folgt im Privatbereich zu 86% 
mittels mobilen Endgeräten, 
was die Treffsicherheit die-
ser Bedarfsdeckung durch die 

Ausstattung mit MPK-Geräten 
unterstreicht.

Für den Bereich der LPD Wien 
stehen inklusive der bereits 
eingeleiteten Beschaffung für 
den Monat Juni 2018 3.470 
Geräte (entspricht exakt 50% 
der Exekutivbediensteten) zur 
Verfügung, wobei die Vollaus-
stattung mit dem 1. Quartal 
2019 erreicht werden wird.
Darüber hinaus wird vom BM.I 
das weitere Ziel verfolgt, al-
len Exekutivbediensteten auch 
im BAKS den Zugang zu sozi-

alen Medien zu ermöglichen. 
Die diesbezüglichen Arbei-
ten haben bereits begonnen, 
bedürfen jedoch einer aus-
reichenden Planung, Testung 
und nach derzeitiger Einschät-
zung auch den Aufbau einer 
eigenen Infrastruktur, um den 
Betrieb der bestehenden In-
frastruktur und Services nicht 
zu gefährden. Zwei wesent-
liche Parameter sind dabei 
unter anderem die Gewähr-
leistung der Systemsicherheit 
durch das Verhindern der Ein-
bringung von Schad- und Spy-

Software sowie durch die Be-
reitstellung von entsprechend 
ausreichender Bandbreite 
in der gesamten Prozessket-
te innerhalbe des Netzwerks 
(von den Endpunkten bis zur 
Übergabe in das Internet). Bei 
Vorliegen der Erfordernisse 
(zu Ermittlungszwecke sowie 
bei begründetem Bedarf) be-
steht bereits heute ein etab-
lierter Prozess zur punktuellen 
bzw. personenbezogenen Er-
weiterung der Nutzerrechte in 
BAKS auf soziale Medien.

Vom Dienstgeber wurde 
dazu Folgendes ausge-

führt:
Im Massaproduktsortiment 
gab es in der Vergangenheit 
einen universell verwendbaren 
Trainingsschuh. Die letzte dies-
bezügliche Beschaffung war 
im Jahr 2006 (letzte Auslie-
ferung 2010). Die mit diesen 
Schuhen gemachten Erfah-
rungen waren durchwegs un-
befriedigend, weil damit nicht 
auf die individuellen Tragebe-
dürfnisse der Massateilnehmer 
eingegangen werden konn-
te. Sofern Hallen-/Trainings-

schuhe nicht den individuellen 
Anforderungen des Nutzers 
entsprechen, kann es durch 
die sportliche Aktivität zu Su-
pinations- oder Pronations-
verletzungen kommen. Hin-
zu kommt, dass aufgrund der 
produkttechnischen Weiter-
entwicklung in diesem Bereich, 
bei Einhaltung der Vergabere-
geln bzw. unter Ausschluss al-
ler markenspezifischen Para-
meter, insbesondere Patente, 
die Wiedereinführung eines 
Trainingsschuhs nur zu einem 
suboptimalen Ergebnis führen 
kann, weshalb der Dienstge-

ber diese nicht mehr zur Ver-
fügung stellt.
Die Beschaffung von geeig-

neten Trainingsschuhen ob-
liegt damit dem jeweiligen Be-
diensteten, wobei diesbezüg-
lich auf die Bestimmungen der 
Polizeiuniformvorschrift 2015, 
Pkt. 1.7., Beträge für die Be-

schaffung von Massasorten 
und Bekleidungsbeitrag, ins-
besondere Abs. 2, Abs. 10 
und Abs. 13, zu verweisen ist. 
Nach dieser Bestimmung kön-
nen seit dem Jahr 2006 30% 
der Massapauschale zur Aus-
zahlung gelangen (Abs. 10), 
um damit auch die Kosten für 
die Anschaffung „anderer“ 
für die Dienstausübung erfor-
derlicher Gebrauchsgegen-
stände abzudecken (Abs. 13). 
Im Sinne der vorstehenden 
Ausführungen kann dem An-
trag daher nicht zugestimmt 
werden.

Antrag auf Freischaltung von Facebook 
für alle EB auf den zur Verfügung  
stehenden Endgeräten

Antrag betreffend Aufnahme von  
Hallenschuhen in das Massa-Produkt-
sortiment

SICHERHEIT
f ü r  I h r  E i g e n t u m

SCHLÜSSELDIENST SCHLOSSEREI

Sicherheitsschlösser • Fenstergitter • Scherengitter
Türschließer • elektr. Öffner • Tresore • sämtliche Reparaturen

1140 WIEN, PENZINGER STRASSE 61, � 894 52 24
www.zauchinger.at • zauchinger@aon.at 

ZENTRALAUSSCHUSS  AKTUELL
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Information zur EU-Datenschutz-
grundverordnung (EU-DSGVO) 
Ihre persönlichen Daten (Name, Ge-
burtsdatum, Dienststelle, Wohnadresse, 
Mail-Adresse) werden in unserem Vertei-
ler gespeichert und ausschließlich zum 
Zweck der Zustellung der Zeitung „Po-
lizei-Aktuell“ sowie von allen aktuellen 
Informationen der Personalvertretung 
und der FSG-Polizeigewerkschaft so-
wie Informationen des „Klubs der Exe-
kutive“ verwendet und verarbeitet und 
die Daten „Name“ und „Wohnadresse“ 
zum Zweck der Zustellung der Zeitung 

„Polizei-Aktuell“ an die jeweilige, mit 
dem Druck und dem Versand beauftrag-
te Firma weitergegeben, wobei die Da-
ten nach jedem Versand seitens der Fir-
men vernichtet werden. 

Um diese Zeitung weiterhin zu er-
halten, müssen Sie nichts tun! 
Sie erteilen uns hiermit die Genehmi-
gung, Ihre Daten, wie oben angeführt, 
für den Zeitungsversand zu speichern.
 
Wenn Sie in Zukunft keine Zeitung 
mehr erhalten möchten, bitten wir 

Sie, ein Mail an die E-Mail-Adresse 
buero@polizeigewerkschaft.at zu 
senden. 
Mit der Abmeldung werden alle Daten 
aus unserem Verteiler gelöscht und Sie 
erhalten keine weiteren Informationen 
von uns. 
Sollte dieser Widerruf nicht erfolgen, 
gehen wir davon aus, dass diese Einwil-
ligung auch für die Systematik der DS-
GVO gilt. Die Einwilligung können Sie  
selbstverständlich auch zu einem spä-
teren Zeitpunkt jederzeit widerrufen.

Datenschutz ist Vertrauenssache und Ihr Vertrauen ist uns wichtig!

Werter Leserin, werter Leser!
Haben Sie Ihren Namen oder Ihre Adresse geändert?

Wenn JA rufen Sie bitte  01/531 26/3479,faxen Sie uns auf 01/531 26/3690 oder 
mailen Sie an claudia.wally@bmi.gv.at! Wir danken für deine/Ihre Unterstützung!

ZENTRALAUSSCHUSS  AKTUELL

Einen schönen und erholsamen Urlaub 
wünschen Euch 

die Personalvertreter              
            der FSG ...

... im Zentralausschuss

... in den Fachausschüssen

... in den Dienststellen-
    ausschüssen und

... in der Polizeigewerkschaft
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Hermann Greylinger

Tel. 531-26/3772
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Bundesvorständekonferenz des 
ÖGB
Sozialversicherung – ÖGB macht mobil!

Die Vorstände aller Teilge-
werkschaften (an die 800 

Spitzenvertreter über die Frak-
tionsgrenzen hinweg!) wur-
den am 23.5.2018 ins Austria 
Center Vienna zu einer Konfe-
renz einberufen, wo in einer 
Resolution (siehe unten) unter 
anderem gegen die geplante 
Reform der Sozialversicherung 
argumentiert wird. Der schei-
dende ÖGB-Präsident Erich Fo-
glar scheute deutliche Worte 
nicht. „Noch nie in der Zwei-
ten Republik hat es eine Regie-
rung gegeben, die so klar und 
ungeniert eine „Regierung der 
Industriebosse“ sei. Diese ge-
gen die ArbeitnehmerInnen 
gerichtete Politik kriegt jetzt 
eine Antwort. Die Regierung 
plant mit ihren Absichten ei-
nen Gesamtumbau von der 
Zweiten in die „Dritte Repu-
blik“, in dieser hätten Arbeit-
nehmerInnen nur einen ganz 
geringen Stellenwert“, so Fo-
glar. Der künftige ÖGB-Chef 
Wolfgang Katzian meinte in 
Richtung Regierung: „Wird 
eine rote Linie überschritten, 
wird es entsprechende Maß-

nahmen und Aktivitäten von 
uns geben. Wenn die Regie-
rung nicht mit uns auf Au-
genhöhe umgehen will, müs-
sen wir uns die Augenhöhe er-
kämpfen“.  Nicht anders klang 
der designierte FSG-Vorsitzen-
de Rainer Wimmer: „Wenn wir 
gefordert werden, werden wir 
Kopf, Hände und Füße zum 
Einsatz bringen. Er bezeichne-
te die Regierung als Vorfeldor-
ganisation der Industrieellen-
vereinigung, hätten Unterneh-
mer doch nicht umsonst den 
Wahlkampf der türkisen Be-
wegung gesponsert – „wer 
zahlt, schafft an“! VIDA-Chef 
Roman Hebenstreit unterstell-
te der Regierung indirekt, über 
Leichen zu gehen, wenn sie die 
Strafen für Verfehlungen beim 
Arbeitnehmer-Schutz redu-
ziere, es sei klar, dass man da-
mit Menschenlebe gefährde. 
Die neue AK-Präsidentin Re-
nate Anderl sieht die Angriffe 
der Koalition auf die Kammer 
als Ausdruck der Furcht. „Es 
sei klar, dass man die schwä-
chen muss, die auf der Seite 
der ArbeitnehmerInnen stehen 

und für deren Rechte eintre-
ten“ so Anderl.

Bei dieser Veranstaltung wur-
de ein starkes Zeichen der 
überparteilichen Arbeitneh-
mer-Interessensvertretung ge-
sendet. So versicherte der Tiro-
ler AK-Präsident Erwin Zangerl 
(FCG), dass die Arbeitnehmer-
vertreter das Sozialsystem ver-
teidigen würden. Dass die Re-
gierung eine Milliarde Einspa-
rungen durch die Sozialver-
sicherungsreform erwartet, 
wertete er als „Pippi-Lang-
strumpf-Rechnung“, was Zan-
gerl freilich nicht verwundert, 
seien doch manche in der Re-
gierung noch nicht ganz er-
wachsen. Durchaus auf Linie 
mit den roten Gewerkschaften 
zeigte sich auch der GÖD-Vor-
sitzende und Christgewerk-
schafter Norbert Schnedl. Die-
ser befand, wer die Sozialpart-
nerschaft schwächen wolle, 
wolle auch die Demokratie in 
Österreich schwächen. So kön-
ne auch eine sinnvolle Reform 
der Sozialversicherung nur ge-
lingen, wenn sie von allen So-
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Behauptung: Die Sozial-
partner (also ÖGB, Arbei-
terkammer, Wirtschafts-
kammer und Landwirt-
schaftskammer) sind Blo-
ckierer, Bremsklötze und 
Sargnägel.

FAKT: Im Vergleich von 16 
europäischen Ländern ge-
hört Österreich zu jenen Staa-
ten, in denen die Sozialpart-
nerschaft am stärksten aus-
geprägt ist. Daher schneiden 
wir auch bei allen wirtschaft-
lichen Daten (Arbeitsmarkt, 
Einkommen usw.) sehr gut ab. 
Dass das mit der Sozialpart-
nerschaft zusammenhängt, 
wurde bereits durch wissen-
schaftliche Studien, z. B. vom 
Wirtschaftsforschungsinstitut 
(WIFO) bewiesen. Und zum 
Vorwurf, die Sozialpartner 
wären Bremsklötze: Wenn 
jemand mit Vollgas auf ei-
ne Menschenmenge zufährt, 
kann es Leben retten, wenn 
jemand auf die Bremse steigt.

Behauptung: Die Sozi-
alpartner bringen nichts 
weiter.

FAKT: Die Sozialpartner-
schaft funktioniert 365 Tage 
im Jahr: Tausende Betriebs-
vereinbarungen werden jähr-
lich erzielt und 450 Kollektiv-
verträge neu ausverhandelt. 
Außerdem haben die Sozial-
partner alleine in den vergan-
genen Jahren zahlreiche Vor-

schläge und konkrete Maß-
nahmen für die jeweiligen 
Bundesregierungen erarbei-
tet, etwa zu den Themen Bil-
dung, Asyl und Integration, 
Energie- und Klimapolitik, 
Bekämpfung von Lohn- und 
Sozial dumping oder Zukunft 
Europas. Nicht zu vergessen: 
In der Krise waren es die So-
zialpartner, die durch rasches, 
unbürokratisches Handeln 
mit der Kurzarbeit viele Ar-
beitsplätze erhalten konnten.

Behauptung: Die AK-„ 
Zwangsbeiträge“ sind zu 
hoch, eine Pfl ichtmitglied-
schaft ist nicht mehr zeit-
gemäß.

FAKT: Von „Zwangsbeiträ-
gen“ zu sprechen, ist absolut 
unseriös, es gibt schließlich 
auch keinen „Schulzwang“ 
oder „Meldezwang“. Das 
System der solidarischen Mit-
gliedschaft durch die Kam-
merumlage sorgt dafür, dass 
man sich für einen Beitrag, 
der durchschnittlich zwei Me-
lange im Monat entspricht, 
von der AK in Sachen Ar-
beitsrecht und Arbeitneh-
merschutz, Lehrlings- und 
Jugendschutz, Sozialversi-
cherungsrecht, Steuerrecht, 
Lohnabrechung sowie Konsu-
mentenschutz beraten lassen 
kann. Gäbe es diese Service-
leistungen nicht mehr, weil 
die Regierung auf eine Kür-
zung der ohnehin niedrigen 

Mitgliedsbeiträge pocht, 
müssten ArbeitnehmerInnen 
in vielen Fällen einen teuren 
Anwalt aufsuchen. Die AK 
vertritt Beschäftigte auch vor 
Gericht: Alleine im Vorjahr 
wurden 507 Millionen Euro 
für die Mitglieder erstritten. 
Dass Unternehmer, die ihren 
MitarbeiterInnen dieses Geld 
rechtswidrig vorenthalten ha-
ben, mit der AK keine große 
Freude haben, ist auch klar.
Die Einnahmen durch Mit-
gliedsbeträge beliefen sich 
übrigens auf 450 Millionen 
Euro – die AK bringt also ih-
ren Mitgliedern deutlich mehr 
Geld, als sie kostet.

Behauptung: Unserer Ju-
gend sollen alle Chancen 
offenstehen. (Aus dem Re-
gierungsprogramm)

FAKT: Mit der geplanten Ab-
schaffung der Jugendver-
trauensräte nimmt die Re-
gierung jungen Menschen 
ein demokratisches Grund-
recht und damit die Chan-
ce, in ihrem Betrieb mitbe-
stimmen zu können. Außer-
dem wird es Jugendlichen 
auf diese Art unmöglich ge-
macht, sich für andere ein-
zusetzen. Warum darf jeder 
Schüler seine Klassenspreche-
rin wählen, aber ein Lehrling 
keine Jugendvertrauensrä-
tin? Jetzt kürzt die Regierung 
über 18-jährigen Lehrlingen 
in überbetrieblichen Lehr-

zialpartnern getragen wer-
de, ansonsten werde nur ein 
Murks herauskommen.

Anm.d.Red.: Mit schnellen Er-
folgen wird nicht zu rechnen 

sein. Diese Konferenz war ein 
Start in einen Marathon, mit 
einem Sprint wird man über 
diese derzeitige Situation nicht 
kommen. Bundesvorstände-
konferenzen sind eine sehr sel-

tene Sache im ÖGB. Dass ei-
ne solche nunmehr kurzfristig 
einberufen wurde zeigt, dass 
außergewöhnliche Situationen 
außergewöhnliche Aktionen 
brauchen.

Faktencheck 
SOZIALPARTNERSCHAFT 
UND MITBESTIMMUNG
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werkstätten (ÜBA) auch noch 
die Lehrlingsentschädigung 
von 753 auf 325,80 Euro pro 
Monat. Während die Indus-
trie mit Milliardengeschenken 
bedacht wird, werden jun-
ge Menschen ihrer Existenz-
grundlage beraubt.

Behauptung: Die Betriebs-
räte von ArbeiterInnen 

und Angestellten müssen 
gleichgestellt werden.

FAKT: Das sind sie schon im-
mer! Beschäftigte können und 
sollen selbst entscheiden, ob 
sie einem gemeinsamen Be- 
triebsrat wollen, oder jeweils 
einen für ArbeiterInnen und 
Angestellte. Für die gemein-
samen Anliegen der gesamt-

en Belegschaft gibt es jeden-
falls den Betriebsausschuss, 
der aus beiden Betriebsräten 
gebildet wird. Getrennte Be-
triebsräte zu haben kann sinn-
voll sein. Neh- men wir zum 
Beispiel die voestalpine: Die 
Beschäftigen, die am Hoch-
ofen stehen, haben natürlich 
andere Anliegen, als jene, die 
im Büro die Website des Un-

ternehmens betreuen - da-
rum sollte es jeweils einen Be-
triebsrat für die Arbeiter und 
einen für die Angestellten ge-
ben, wenn die Belegschaft das 
so will. Der Regierung geht es 
aber vor allem darum, die Zahl 
der Betriebsräte insgesamt 
drastisch zu reduzieren und 
damit die Mitbestimmung im 
Betrieb zu erschweren.

Die Regierung will die gene-
relle Höchstarbeitszeit auf 60
Stunden pro Woche erhöhen, 
so wie es die Industriellen-
vereinigung bestellt hat. Eine 
wöchentliche Höchstarbeits-
zeit von 60 Stunden ist be-
reits jetzt in klar geregelten 
Ausnahmefällen und für be-
grenzte Zeit möglich. Nun will 
aber die Regierung diese Aus-
nahme zur Regel erklären. 
Dadurch drohen den Arbeit-
nehmerInnen massive Ver-
schlechterungen, wie z. B.:

• Aufgezwungener Zeitaus-
gleich statt faire Überstun-
denzuschläge. Wird das 
Zeitguthaben mehrmals 
ins nächste Jahr übertra-
gen, und erst dann als Zeit-
ausgleich verbraucht, dann 
werden niemals Überstun-
denzuschläge bezahlt, und 
das bedeutet:

• Weniger Geld durch die 
entfallenen Zuschläge

• Arbeit auf Abruf und damit 
keine Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie

Behauptungen der Indus-
trie:

FALSCH: Wir können mit den 
geltenden Gesetzen Aufträge 
nicht rechtzeitig fertig stellen.

RICHTIG: Wenn gerade wirk-
lich viel zu tun ist, ist es mög-
lich, per Betriebsvereinbarung 
auszumachen, 8 Wochen am 
Stück die Arbeitszeit auf 12 
Stunden täglich und damit 
60 Stunden in der Woche zu 
erhöhen. Aber es gibt klare 
Spielregeln: Lange Schichten 
müssen planbar sein und es 
muss einen Ausgleich geben, 
entweder in Form von Zeit 
oder Geld.

FALSCH: Arbeitnehmer wol-
len von der Baustelle nach 
Hause fahren und können 
nicht, weil sich das mit der 
Arbeitszeit nicht ausgeht.

RICHTIG: Auch wenn die täg-
liche Arbeitszeit mit 10 Stun-
denbeschränkt ist, gibt es 
die Möglichkeit die Arbeits-
zeit auf 12 Stunden auszu-
dehnen, wenn davon 2 Stun-
den aktive Reisezeit sind. Da-
her kann man selbst nach 10 
Stunden noch 2 Stunden mit 
dem Auto fahren. Wenn man 
nicht selbst fährt, sondern et-
wa mit dem Zug (passive Rei-
sezeit), dann gibt es gar keine 
Höchstgrenzen.
 
FALSCH: Es soll nur auf frei-
williger Basis 12 Stunden ge-
arbeitet werden.

RICHTIG: Das ist völlig welt-
fremd. Die „Freiwilligkeit“, 
von der die Regierung spricht, 
existiert in der Realität einfach 
nicht. Anders gesagt: Es gibt 
keine Freiwilligkeit in einem 
Dienstverhältnis! Viel eher 
werden Beschäftigte enorm 
unter Druck gesetzt werden, 
damit sie „freiwillig“ 12 Stun-
den arbeiten. Abgesehen da-
von erlaubt das Arbeitszeitge-
setz bereits jetzt, dass vier Ta-
ge pro Woche 10 Stunden ge-
arbeitet werden kann – was 
einer 4 -Tage-Woche entspre-
chen würde.
FALSCH: Wenn mehr Ver-
handlungen auf betriebliche 
Ebene verlagert werden, sind 
wir flexibler.

RICHTIG: Diese Verlagerung 
bedeutet nichts anderes als 
einen Angriff auf die Kollek-
tivverträge und die Mitbe-
stimmung der Gewerkschaft. 
In letzter Konsequenz bedeu-
tet das, dass nur noch das 
Recht des Stärkeren gilt. Das 
setzt BetriebsrätInnen en-
orm unter Druck. Wo es kei-
nen Betriebsrat gibt, wird es 
noch schwieriger. Jede und 
jeder Beschäftigte muss sich 
dann seine Arbeitszeit allein 
mit dem Chef oder der Che-
fin ausmachen.

Warum dürfen Beschäf-
tigte nicht bis zu 12 Stun-
den am Tag arbeiten, wenn 
sie das wollen?

ZUM SCHUTZ DER ALLGE-
MEINHEIT!
Das Arbeitszeitgesetz ist ein 
Schutz-Gesetz und dient so-
wohl dem Schutz des/der 
Einzelnen als auch der All-
gemeinheit. Es schützt Be-
schäftigte davor, zu überlan-
gen Arbeitszeiten gezwun-
gen zu werden. Es soll aber 
auch davor bewahren, sich 
selbst auszubeuten. Überlan-
ge Arbeitszeiten schaden der 
Gesundheit. Viele werden da-
von krank und können auch 
im Krankenstand gekündi-
gt werden – was bei langen 
Krankenständen fast immer 
der Fall ist. Wird also ein Be-
schäftigter wie eine Zitrone 
ausgepresst und kann nicht 
mehr arbeiten, kann der Be-
trieb ihn einfach auf die Stra-
ße setzen. Die Kosten für Be-
handlung und Krankenstand 
trägt dann die Allgemeinheit. 
Darüber hinaus gibt es ja be-
reits jetzt die Möglichkeit, in 
Ausnahmefällen und für be-
grenzte Zeit bis zu 12 Stun-
den pro Tag zu arbeiten. Die-
se Ausnahme darf nicht zur 
Regel werden!

POL IZE IGEWERKSCHAFT  AKTUELL

Faktencheck 
ARBEITSZEIT
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KANN ICH JETZT SCHON 12 
STUNDEN ARBEITEN?
In vielen Bereichen und un-
ter ganz genau geregelten 
gesetzlichen und/oder kollek-
tivvertraglichen Rahmenbe-
dingungen. Für die Gewerk-
schaft ist klar, dass es sich da-
bei um Höchstarbeitszeit han-
delt, die mit entsprechenden 
Zuschlägen entlohnt werden 
muss. Entscheidend ist, dass 
ArbeitnehmerInnen (AN) auf 
kollektivrechtlicher Basis mit-
bestimmen, wann und un-
ter welchen Bedingungen sie 
länger arbeiten und dass die 
Flexibilisierung nicht einfach 
vom Arbeitgeber (AG) diktiert 
werden kann.
Das Arbeitszeitgesetz ist ein 
Schutz-Gesetz. Es soll AN auf 
davor schützen, vom AG zu 
überlangen Arbeitszeiten ge-
drängt zu werden.
Es soll AN aber auch davor 
schützen, sich selbst zu sehr 
auszubeuten. Überlange Ar-
beitszeiten schaden der Ge-
sundheit massiv. Die MedU-
ni Wien hat erhoben, dass 
man nach zwei aufeinander-
folgenden 12-Stunden-Tagen 
drei Tage Freizeit braucht, um 
sich vollständig zu erholen. 
Außerdem lässt sich kaum 
feststellen, ob die überlangen 
Arbeitszeiten wirklich frei-
willig geleistet werden. Und 
selbst wenn das freiwillig ge-
schieht, setzt es die ande-
ren AN unter Druck, ihre Ar-
beitszeit ebenso „freiwillig“ 
zu verlängern. Das Arbeits-
zeitgesetz soll genau davor 
schützen.

WELCHE MÖGLICHKEITEN 
DER FLEXIBLEN ARBEITS-
ZEITGESTALTUNG GIBT 
ES BEREITS UND WELCHE 
BRANCHEN SIND DAVON 
BETROFFEN?
Das Arbeitszeitgesetz bietet 
eine ganze Reihe von Mög-

lichkeiten flexibler Arbeits-
zeitgestaltung. So ist es be-
reits jetzt gesetzlich möglich, 
die zuschlagsfreie Normalar-
beitszeit auf 10 Stunden pro 
Tag auszudehnen (etwa bei 
der 4-Tage-Woche oder bei 
Gleitzeit).

Kollektivverträge haben zu-
dem die Spielräume für Ar-
beitszeitflexibil isierungen 
geschaffen und erweitert. 
So kann einerseits auf die 
Bedürfn isse  best immter 
Branchen (auch bei Auf-
tragsspitzen) eingegangen 
werden, anderseits s ind 
aber wichtige Regelungen 
für die Beschäftigten, wie 
Zeitausgleich, Zuschläge 
oder Schutzbestimmungen 
enthalten. Flexibilisierungen 
sind im Kollektivvertrag im-
mer mit Arbeitszeitverkür-
zung oder selbst gewähl-
tem Zeitausgleich für die 
AN verbunden. Bereits jetzt 
sind mittels Betriebsverein-
barung oder – bei Fehlen 
eines Betriebsrats – mittels 
Einzelvereinbarung 12 Stun-
den pro Tag und 60 Stunden 
pro Woche möglich: aller-
dings nur auf Überstunden-
basis, das heißt mit entspre-
chenden Überstundenzu-
schlägen und zeitlich be-
grenzt.

AB WANN MÜSSEN ÜBER-
STUNDENZUSCHLÄGE BE-
ZAHLT WERDEN?
Das hängt sehr stark vom ver-
einbarten Arbeitszeitmodell 
ab. Das Gesetz definiert ganz 
grundlegend eine mögliche 
Normalarbeitszeit von 8 Stun-
den täglich und 40 Stunden 
wöchentlich. Darüber hinaus 
entstehen dann Überstun-
den. Mit sogenannten Durch-
rechnungsmodellen können 
aber die täglichen und wö-
chentlichen Grenzen verscho-

ben werden,sofern sie nach 
Ende der Durchrechnungs-
periode wieder ausgeglichen 
werden.

Ein anderes Beispiel ist Gleit-
zeit: Bei diesem Arbeitszeit-
modell kann überhaupt bis 
zu 10 Stunden täglich und 
bis zu 50 Stunden wöchent-
lich gearbeitet werden, oh-
ne dass Überstunden an-
fallen. Wesentlich ist da-
bei, dass im Abtausch ge-
gen die Zuschlagsfreiheit 
die Arbeitszeit und auch die 
Freizeit möglichst selbstbe-
stimmt konsumiert werden 
können. Am Ende der Gleit-
zeitperiode sind nicht über-
tragbare Zeitguthaben als 
Überstunden in Zeit oder 
Geld abzugelten.

WAS IST NORMALARBEITS-
ZEIT/HÖCHSTARBEITSZEIT? 
Normalarbeitszeit beschreibt 
im Regelfall die „normal zu 
arbeitende Zeit“ - das kann 
die gesetzliche (max. 40 Stun-
den pro Woche), die kollektiv-
vertragliche (z. B. 38,5 Stun-
den pro Woche – je nach KV) 
oder einzelvertraglich verein-
barte Arbeitszeit (z. B. Teil-
zeit 20 Stunden pro Woche) 
sein (ohne Überstunden und 
Mehrarbeit). Die Normalar-
beitszeit darf im Durchschnitt 
die im Arbeitszeitgesetz fest-
gelegten 40 Stunden pro Wo-
che nicht überschreiten.
Höchstarbeitszeit definiert im 
Regelfall die gesetzlich bzw. 
kollektivvertraglich festge-
legte Maximalarbeitszeit. Im 
Regelfall sind das 10 Stunden 
pro Tag und 50 Stunden pro 
Woche. Es gibt aber einige 
Ausnahmen (zB. Erhöhungen 
bei Arbeitsbereitschaft etc.).

WAS IST DER DURCHRECH-
NUNGSZEITRAUM UND 
WARUM WILL DIE WIRT-

SCHAFT LANGE DURCH-
RECHNUNGSZEITRÄUME?
Der Durchrechnungszeit-
raum ist jener Beobach-
tungszeitraum, in dem an-
gefallene Mehr- und Über-
stunden wieder abgebaut 
werden können – und zwar 
ohne Mehr- oder Überstun-
denzuschlag. Je länger die-
ser Zeitraum ist, desto mehr 
Möglichkeiten stehen dem 
Arbe i tgeber  zur  Ver fü-
gung, Beschäftigte einfach 
auf Zeitausgleich zu „schi-
cken“, wenn er es für an-
gemessen hält. Flexibilität 
bedeutet dann: arbeiten, 
wenn viel zu tun ist, und zu 
Hause bleiben, wenn we-
nig zu tun ist – und das oh-
ne Zuschläge und ohne mit-
bestimmen zu können. Der-
selbe Effekt tritt auch ein, 
wenn Zeitguthaben am En-
de des Durchrechnungszeit-
raumes unbegrenzt in die 
nächsten Durchrechnungs-
zeiträume übertragen wer-
den können.

WELCHE AUSWIRKUNGEN 
HÄTTE DER 12-STUNDEN-
TAG AUF DIE ZUSCHLÄGE?
Der 12-Stunden-Tag hätte 
insbesondere dann Auswir-
kungen, wenn es, wie von 
der Wirtschaft gefordert, zu 
einer De-facto-Abschaffung 
der Zuschläge durch Erhö-
hung der zulässigen Norma-
larbeitszeit (10 Stunden pro 
Tag) und einer generellen 
Erhöhung der höchstzuläs-
sigen Arbeitszeit (12 Stun-
den pro Tag) käme.

Im Extremfal l  wären die 
Überstunden dann wohl 
Geschichte, da in auftrags-
schwachen Monaten die 
angehäuften Stunden – 
im Sinne des Unterneh-
mens – wieder verbraucht 
werden„müssten“.

POL IZE IGEWERKSCHAFT  AKTUELL
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Die Vorwürfe der Regie-
rung: Nichts als plumpe Pro-
paganda.

Die Bundesregierung hat zu-
letzt einige Unwahrheiten ver- 
breitet, um die Sozialversiche-
rung (SV) schlecht zu reden, 
und einige Medien haben die-
se ungeprüft weiterverbreitet. 
Die Vorwürfe der Regierung 
und die Wahrheit dahinter:

FALSCH: „über 1.000 hochbe-
zahlte FunktionärInnen“

RICHTIG: 90 Prozent der Funk-
tionärInnen arbeiten ehren-
amtlich
Die Selbstverwaltung der So-
zialversicherung verwaltet 
das Eigentum der Versicher-
ten, denn die SV gehört we-
der der Politik noch den Funk-
tionärInnen, sondern der Ver-
sichertengemeinschaft – al-
so uns allen! 90 % der über 
1.000 FunktionärInnen arbei-
ten ehrenamtlich. Sie bekom-
men lediglich ein Sitzungsgeld 
von 42 Euro. Nur die Obleute 
bekommen maximal 4.147 Eu-
ro pro Monat brutto (12 x jähr-
lich). Zum Vergleich: Der Nach-
folger des jetzigen Finanzmini-
sters Löger, auch Vorstandsmit-
glied der Uniqa (Marktführer 
bei privaten Krankenversi-
cherungen) hat im Jahr 2016 
stolze 865.000
Euro verdient. Das entspricht 
einem monatlichen Bruttoge-
halt von fast 68.000 Euro! Die 
Regierung will Ehrenamtliche 
also offenbar durch wesentlich 
teurere Manager ersetzen.

FALSCH: „über 160 Dienstwä-
gen“
RICHTIG: Transportfahrzeuge, 

Autos für Beitragsprüfer, Ge-
sundheitsdienstleister und für 
Krankenbesuche
Der Großteil der Fahrzeuge 
sind tatsächlich Transportfahr-
zeuge, Autos für Beitragsprü-
fer oder für Krankenbesuche. 
Echte Dienstwägen gibt es 
österreichweit nur 18. Hier 
werden also Fahrzeuge zum 
Krankentransport als Dienst-
wägen bezeichnet!

FALSCH: „Luxuspensionen“ 
für alle SV-Beschäftigten

RICHTIG: Betriebspensions-
recht wurde bereits in den 
1990er-Jahren geändert
Fakt ist, dass das Betriebspen-
sionsrecht der Sozialversiche-
rungen bereits in den 1990er-
Jahren geändert wurde. Alle 
seit 1996 neu eingetretenen 
MitarbeiterInnen bekommen 
keine „Sonderpension“, son-
dern sind – wie 900.000 ande-
re ArbeitnehmerInnen – Mit-
glieder einer Pensionskasse.

FALSCH: „an der Börse wird 
mit Wertpapiere spekuliert“

RICHTIG: Rücklagen sind ge-
setzlicher Auftrag, es gibt kei-
ne Spekulationen
Der Vorwurf, die Sozialversi-
cherung würde mit Beitrags-
geldern spekulieren, ist völ-
lig aus der Luft gegriffen. 
Die Sozialversicherung ist ge-
setzlich verpflichtet, Reser-
ven zu bilden. Sparen ist keine 
Spekulation!Die Veranlagung 
von Geldern der Versicherten 
ist gesetzlich ganz streng ge-
regelt (§ 446 ASVG). Die Be-
träge müssen möglichst sicher 
angelegt werden – Aktien und 
andere riskante Anlageformen 

sind sogar ausdrücklich verbo-
ten. Die Finanzen der Sozialver-
sicherung werden von der Auf-
sichtsbehörde und dem Rech-
nungshof laufend geprüft. Die 
Regierung wirft also der Sozial-
versicherung vor, dass sie sich 
an die Gesetze hält!

FALSCH: Die SV macht unser 
Gesundheitssystem zu teuer

RICHTIG: SV ist eines der güns-
tigsten Versicherungs- systeme 
innerhalb der EU
Eine aktuelle OECD-Studie 
stellt der österreichischen So-
zialversicherung hinsichtlich ih-
rer Verwaltungskosten ein her-
vorragendes Zeugnis aus. Die 
Verwaltungskosten der Sozi-
alversicherung liegen in Ös-
terreich bei 2,8 Prozent, wäh-
rend bei privaten Krankenver-
sicherungen fast 32 Prozent 
der Einnahmen für die Ver-
waltung ausgegeben werden, 
das ist mehr als das Zehnfache 
der solidarischen Krankenver-
sicherungen. Der Grund: Pri-
vate Krankenversicherungen 
müssen viel Geld für Werbung, 
Marketing, Vertrieb etc. ausge-
ben und ihre Aktionäre mit Di-
videnden bei Laune halten.

FALSCH: Die AUVA wird nicht 
gebraucht und soll daher auf-
gelöst werden

RICHTIG: Die AUVA ist eine 
wesentliche Säule unseres Ge-
sundheitssystems und muss er-
halten bleiben!
Bleibt die Regierung bei ihrer 
Drohung, dass die AUVA 500
Millionen Euro einsparen muss 
(also rund 40 Prozent ihres Ge-
samtbudgets), wird es notge-
drungen zu Leistungskürzungen 

kommen. Die AUVA wird von 
den Arbeitgebern finanziert, 
und das hat einen guten Grund: 
Es geht in erster Linie darum, 
dass die ArbeitnehmerInnen die 
bestmögliche Versorgung ha-
ben, wenn sie einen Arbeits-
unfall erleiden. Außerdem lei-
stet die AUVA bei der Unfallprä-
vention wichtige Arbeit. Große 
Unternehmen wollen sich nun 
aus ihrer Verantwortung steh-
len und schlichtweg nichts mehr 
zur Finanzierung der AUVA bei-
tragen. Insgesamt sind in Ös-
terreich derzeit rund fünf Milli-
onen Beschäftigte, Schüler und 
StudentInnen sowie freiwillige 
HelferInnen und zirka 320.000 
Unternehmer gesetzlich bei 
der AUVA versichert. Während 
die Industriellenvereinigung ih-
re Verantwortung auf die Allge-
meinheit abwälzen will und mit 
einem 500-Millionen-Euro-Ge-
schenk bedacht wird, schauen 
die Versicherten durch die Fin-
ger. Gleichzeitig wittern große 
Versicherungskonzerne ein Mil-
liardengeschäft, wenn das gut 
funktionierende Sozialversiche-
rungssystem in Österreich aus-
gehungert wird.

Was steckt dahinter?
Die Regierung will uns (also die 
Vertretung der Versicherten) 
aus der Sozialversicherung hi-
nausdrängen, um Leistungen 
zu kürzen und das Gesund-
heitssystem zu privatisieren. 
Hinter den laufenden Angrif-
fen auf die SV stehen die In-
teressen der großen Versiche-
rungskonzerne.
Wir kämpfen für den Erhalt der 
Selbstverwaltung und für ein 
gerechtes Gesundheitssystem 
– denn selbstverwaltet ist bes-
ser als fremdbestimmt!

Faktencheck 
SOZIALVERSICHERUNG
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Die AUVA tut alles, damit Ihr Arbeitsumfeld noch sicherer wird und Sie sich 
wohl fühlen. Durch zahlreiche präventive Maßnahmen zur Verhütung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten konnte die Zahl der Arbeitsunfälle pro 
1.000 Beschäftigte in den letzten fünf Jahren von 30,02 auf 24,7 gesenkt 
werden. Prävention, Unfallheilbehandlung, Rehabilitation und finanzielle 
Entschädigung sind die Kernaufgaben der AUVA als gesetzliche 
Unfallversicherung.

PRÄVENTION
Wir tun alles, damit nichts passiert!
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Beispiel
Höchstarbeitszeit 12 Std. 
(auch zu „freiwillig“ 12 
Std):

Elvira arbeitet im Einzelhan-
del. Da eine Kollegin kurzfri-
stig ausfällt, teilt der Filiallei-
ter Elvira in den nächsten Ta-
gen zu Überstunden ein. Da-
mit kommt sie pro Tag auf 
zwölf Stunden Arbeitszeit. 
Der Filialleiter hat Elvira ge-
fragt, ob das „eh okay“ sei 
und sagt nun, dass Elvira das 
ja „freiwillig“ tun würde.
Der Filialleiter hat auch Mo-
nika gefragt, ob sie einsprin-
gen könne. Monika kann al-
lerdings nicht, da sie ihre Toch-
ter von der Schule abholen 
muss. Das versteht der Filial-
leiter natürlich … Als wenig 
später die Filiale Personal re-
duziert, wird Monika gekün-
digt, da sie als „wenig lei-
stungsbereit“ gilt. Überstun-
den können vergleichsweise 
kurzfristig angeordnet wer-
den. Wenn sie ein, zwei Ta-
ge vorher angekündigt wer-
den und der/die Arbeitneh-
merIn keine wichtigen Grün-
de anzuführen weiß, die ihn/
sie daran hindert, so sind die-
se in der Regel auch zu leisten. 
Heute geht das in der Regel 
bis zu maximal zehn Stunden 
am Tag. Wenn der 12 Stun-
den Tag die Regel wird, dann 

heißt das, dass auch kurzfri-
stig bis zu zwölf Stunden Ar-
beit angeordnet werden kön-
nen. Natürlich können Über-
stunden aus wichtigem Grund 
abgelehnt werden. Aber wie 
oft können ArbeitnehmerIn-
nen das tun, ohne Nachteile 
befürchten zu müssen?

Beispiel
Übertragbarkeit von Über-
stunden (Durchrechnungs-
zeitraum):

Rupert leistet regelmäßig 
Überstunden, bekommt diese 
aber nicht ausbezahlt, da sein 
Arbeitgeber ein Arbeitszeit-
modell mit Jahresdurchrech-
nung anwendet. Das Zeitgut-
haben wird ins nächste Jahr 
übertragen und auch nicht 
ausbezahlt. Im dritten Jahr hat 
das Unternehmen kurzzeitig 
einen Auftragsmangel und 
Rupert wird nahegelegt, sein 
Zeitguthaben als Zeitausgleich 
zu verbrauchen. Wenn Zeit-
guthaben immer weiter über-
tragen werden, bis sie als Zeit-
ausgleich verbraucht werden, 
dann werden die Überstun-
denzuschläge nie ausbezahlt.
 
Beispiel
Reisezeit:

Anton hat für den Arbeitge-
ber einen Messestand betreut 

und möchte danach gerne zu 
seiner Familie nach Hause fah-
ren. Leider hat er die maxi-
mal zulässige Arbeitszeit von 
zehn Stunden bereits erreicht. 
Macht nichts! Durch aktive 
Reisezeit darf er die zulässige 
Arbeitszeit um bis zu zwei 
Stunden überschreiten. Anton 
darf also mit dem eigenen Au-
to nach Hause fahren, ohne 
damit die Arbeitszeitgrenzen 
zu überschreiten. Wenn An-
ton den Zug nimmt, dann gibt 
es übrigens keine Obergrenze 
und kann auch länger als zwei 
Stunden fahren!

Beispiel
Stärkung der betrieblichen 
Ebene:

Das Unternehmen tritt an 
den Betriebsrat heran, weil 
es ein bestimmtes Arbeits-
zeitmodell möchte. Heu-
te sind viele Modelle nur 
durch Kollektivvertrag mög-
lich. Wenn dieser umgangen 
werden kann, dann wird das 
Unternehmen den Betriebs-
rat unter Druck setzen: es 
wird dann mit der internatio-
nalen Konkurrenz argumen-
tiert oder mit den anderen 
Unternehmen, die das auch 
schon haben. Heute werden 
diese Dinge Branchenweit 
geregelt. Wenn dies auf Be-
triebsebene verlagert wird, 

dann steigt der Druck auf die 
ArbeitnehmerInnen und auf 
den Betriebsrat.

Beispiel
Zusammenlegung BR:

• Betrieb mit 40 Arbeitneh-
merInnen (20 Angestellte 
und 20 Arbeiter)

• Anzahl BR-Mitglieder: je-
weils 3 (6 BR-Mitglieder im 
Unternehmen)

Keine Trennung zwischen Ar-
beitern und Angestellten:
• Ausgangslage 40 Arbeit-

nehmerInnen
• Anzahl BR: 3 BR-Mitglieder 

im ganzen Betrieb

Beispiel
Freistellung:

• Betrieb mit 400 Arbeitneh-
merInnen (200 Angestellte 
und 200 Arbeiter)

• Anzahl BR-Mitglieder: je-
weils 5 (10 BR-Mitglieder 
im Unternehmen) davon 
je eine Freistellung nach § 
117 ArbVG (zusammen al-
so zwei)

Keine Trennung zwischen Ar-
beitern und Angestellten:
• Ausgangslage 400 Arbeit-

nehmerInnen
• Anzahl BR-Mitglieder: 7 im 

ganzen Unternehmen nur 
eine Freistellung

Die Ankündigung der Bun-
desregierung die tägliche 
Höchstarbeitszeit, gesetzlich 

von zehn auf zwölf Stunden 
pro Tag und die wöchentliche 
Höchstarbeitszeit von 50 auf 

60 Stunden pro Woche aus-
weiten zu wollen, ist aus ver-
schiedensten Gründen mit 

größter Skepsis zu betrachten.
Im Öffentlichen Dienst gilt 
bereits jetzt eine Höchstta-

Beispiele

Positionspapier
Arbeitszeit
12 Stunden/Tag, 60 Stunden/Woche



19www.polizeigewerkschaft-fsg.at
www.fsg4you.at

POL IZE IGEWERKSCHAFT  AKTUELL

gesarbeitszeit von 13 Stun-
den. Ebenfalls gelten zum 
Beispiel für MitarbeiterInnen 
in Krankenanstalten, im Ver-
kehrsbereich u.a. besondere 
Regelungen. Vergessen wird 
gerne, dass es über Kollek-
tivverträge, Betriebsverein-
barungen – wie auch im be-
reits im Arbeitszeitgesetz ge-
regelt – derzeit schon mög-
lich ist, für eine gewisse Zeit, 
die tägliche Höchstarbeitszeit 
auf 12 Stunden pro Tag und 
60 Stunden pro Woche hin-
aufzusetzen (Gleitzeitrege-
lungen, Schichtarbeit, 4-Ta-
ge-Woche etc.).

Die ÖGB Frauen lehnen eine 
grundsätzliche Erhöhung der 
täglichen bzw. wöchentlichen 
Arbeitszeit ab. Dies insbeson-
dere deshalb, da derzeit be-
reits 47,7 % (Zahl 2017) der 
Frauen in Teilzeit beschäf-
tigt sind und eine Auswei-
tung der Arbeitszeit die Teil-
zeitbeschäftigten über Ge-
bühr belasten würde und 
aufgrund fehlender Rahmen-
bedingungen damit Teilzeitar-
beit noch weiter manifestie-
ren würde. Die Statistik zeigt, 
dass vor allem Frauen mit Kin-
dern unter 15 Jahren in Teil-
zeit beschäftigt sind. Dadurch 
käme es mit großer Wahr-
scheinlichkeit zu einer weite-
ren Erhöhung der Teilzeiter-
werbsquote von Frauen.

In Österreich arbeiten Vollzeit-
beschäftigte im Schnitt 41,8 
Stunden pro Woche. Das ist 
bereits jetzt ein höherer Wert 
als im EU-Vergleich: EU28: 41 
Stunden (Eurostat 3/2016).
Außerdem werden derzeit 
jährlich 250 Millionen an 
Mehr- bzw. Überstunden ge-
leistet. 45 Millionen davon 
unbezahlt.

Durch die Entwicklungen des 
technologischen Fortschritts, 

und oftmals auch durch Per-
sonalkürzungen, erfolgt eine 
extreme Verdichtung der Ar-
beit, womit das Ermöglichen 
von Erholungsphasen immer 
wichtiger wird um gesund-
heitliche Folgeschäden zu 
verhindern. Es bedarf daher 
einer genauen Grenzziehung 
zwischen Berufs- und Privat-
leben.

Die Schere am Arbeitsmarkt 
zwischen jenen, denen es 
möglich wäre sehr flexibel zu 
arbeiten und jenen die auf-
grund von Bereuungspflich-
ten oder sonstiger Rahmen-
bedingungen wie z.B. Infra-
struktur, Gesundheit etc. da-
zu nicht in der Lage sind, 
wird weiter auseinanderge-
hen. Daher fordern die ÖGB 
Frauen eine Arbeitszeitreduk-
tion bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich.

Wie mit einem erhöhten Ar-
beitszeitausmaß, Zeiten für 
gerade im Hinblick auf den 
digitalen Wandel wichtige 
Weiterbildung und Qualifika-
tion ihren Platz finden kön-
nen erweist sich als große 
Fragestellung.

Ehrenamtliche Tätigkeiten, 
die wesentlich zum gesell-
schaftlichen Leben in Öster-
reich beitragen, sind bei ei-
ner Erhöhung des Arbeitszeit-
ausmaßes schwieriger auszu-
üben.
 
Auch gesundheitliche und 
überbelastungsbedingte Ri-
siken, wissenschaftlich nach-
gewiesen durch Fehleran-
fälligkeit, müssen in die-
sem Zusammenhang be-
achtet werden. Schließlich 
sollen Menschen trotz grö-
ßerer Arbeitsverdichtung und 
längerer Lebensarbeitszeit 
geistig und körperlich fit blei-
ben können. Auf die psycho-

soziale Gesundheit der Ar-
beitnehmerInnen ist beson-
deres Augenmerk zu legen.

Laut einer repräsentativen AK 
Online-Umfrage zum Thema 
„12-Stunden-Arbeitstage, wie 
wäre das?“ sagen 90 Prozent 
der Befragten, es wäre für sie 
„sehr oder eher schwierig“, 
wenn der Arbeitgeber jeder-
zeit einen 12 Stunden Tag ver-
langen könnte. 74 Prozent der 
Eltern sehen es als „sehr oder 
eher schwierig“, 12-Stunden-
Arbeitstage mit den Bedürf-
nissen der Kinder zu vereinba-
ren. Diese Befragungsergeb-
nisse sprechen für uns eine 
eindeutige Sprache.

Strukturelle Probleme
Kinderbildungseinrich-
tungen

Vor allem in ländlichen Raum 
erweist sich das Kinderbil-
dungsangebot als große Pro-
blemstellung. Auch kann 
durch die Erhöhung des fak-
tischen Pensionsantrittsal-
ters nicht mehr wie bisher 
auf frühere familiäre Betreu-
ungsstrukturen zugegriffen 
werden, da Großeltern meist 
noch selbst im Erwerbsleben 
stehen.

[Die VIF-Kriterien für Kinder-
bildungseinrichtungen, die 
den Eltern eine Vollzeiter-
werbstätigkeit ermöglichen, 
sind:
• mindestens 45 Stunden 

wöchentliche Öffnungszeit, 
werktags Montag bis Frei-
tag

• an vier Tagen pro Woche 
mindestens 9,5 Stunden 
geöffnet

• Angebot Mittagessen
• maximal fünf Wochen im 

Jahr geschlossen]

Der Auszug aus der Kinder-
tagesheimstatistik 2016/2017 

nach Bundesland, (Anzahl der 
Kinderbildungseinrichtungen 
mit 12 Stunden oder mehr 
pro Betriebstag (1), Schließta-
gen (2) und der Betreuungs-
quote für unter-3-Jährige (3)) 
zeigt die Defizite im Kinder-
bildungsbereich deutlich:

Burgendland
1) 12 Stunden / Tag: 0 von 

285
2) Schließtage: 37,5
3) Betreuungsquote der un-

ter-3- Jährigen: 30,3 %
Kärnten
1) 12 Stunden / Tag: 15 von 

511
2) Schließtage: 30,6
3) Betreuungsquote der un-

ter-3- Jährigen: 20,6 %
 
Niederösterreich
1) 12 Stunden / Tag: 12 von 

1.482
2) Schließtage: 31,2
3) Betreuungsquote der un-

ter-3- Jährigen: 22,9 %

Oberösterreich
1) 12 Stunden / Tag: 7 von 

1.227
2) Schließtage: 28,0
3) Betreuungsquote der un-

ter-3- Jährigen: 15,4 %
 
Salzburg
1) 12 Stunden / Tag: 50 von 

549
2) Schließtage: 28,7
3) Betreuungsquote der un-

ter-3- Jährigen: 19,0 %

Steiermark
1) 12 Stunden / Tag: 25 von 

1.011
2) Schließtage: 24,6
3) Betreuungsquote der un-

ter-3- Jährigen: 14,2 %
 
Tirol
1) 12 Stunden / Tag: 12 von 

805
2) Schließtage: 35,5
3) Betreuungsquote der un-

ter-3- Jährigen: 24,7 %
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Wien
1) 12 Stunden / Tag: 868 von 

2.904
2) Schließtage: 4,4
3) Betreuungsquote der un-

ter-3- Jährigen: 44,3 %
 
Vorarlberg
1) 12 Stunden / Tag: 4 von 

493
2) Schließtage: 36,5
3) Betreuungsquote der un-

ter-3-Jährigen: 24,2 %
Ebenso können sich Eltern 
nicht flächendeckend auf 
ein ganztägiges, kostenloses 
Schulangebot für ihre Kin-
der verlassen, das auch ei-
ne Betreuung an schulfrei-
en Tagen und in den Ferien 
vorsieht. Auch für die Kinder 
sind wechselnde Betreuungs-
strukturen und unregelmä-
ßige Zeiten erfahrungsgemäß 
sehr belastend.

Pflege von Angehörigen

2016 wurden ca. 42 % der 
PflegegeldbezieherInnen zu 
Hause oder von Angehöri-
gen betreut bzw. gepflegt. 
Von mobilen Diensten wur-
den 32 %, stationär bzw. 
teilstationär 18 % der Pfle-
gegeldbezieherInnen be-
treut bzw. gepflegt. Damit 
erfolgt der Großteil der Be-
treuungsarbeit durch den fa-
miliären Verbund und wird 
hauptsächlich von Frauen 
übernommen. Pflege da-
heim ist sehr zeitintensiv, 
belastet physisch und psy-
chisch. Es ist schwierig diese 
dann noch mit einem erwei-
terten Arbeitsstundenaus-
maß oder auch wechselnden 
Diensten zu vereinbaren.

Situation der Beschäf-
tigten in der Kinderbil-
dung und Pflege

Es muss immer mitbedacht 
werden, dass ein flexible-

res Angebot in der Kinder-
bi ldung, Betreuung und 
Pflege auch die Beschäf-
tigten in diesem Bereich vor 
noch größere Herausforde-
rungen stellt. Diese sind be-
reits sehr schwierigen und 
belastenden Arbeitsbedin-
gungen ausgesetzt. Außer-
dem stellen flexible Arbeits-
zeiten von Eltern diese Ein-
richtungen vor hohe orga-
nisatorische und finanzielle 
Zusatzbelastungen.
 
Wegzeiten von und zur Ar-
beit / Pendeln

Zu bedenken ist ebenfalls, 
dass eine tägliche Höchstar-
beitszeit von 12 Stunden auf-
grund von üblicherweise not-
wendigen Vor- und Nachar-
beiten zu einer Anwesenheit 
von noch mehr als 12 Stun-
den führt. Durch die An-
fahrtszeiten vom Wohn-
ort zum Dienstort und wei-
tere Wege wie Kindergar-
ten, Schule, Hort, Einkaufen 
von Lebensmitteln entsteht 
durchaus eine Zeitspanne die 
sich exponentiell negativ auf 
die Aufmerksamkeit und Re-
aktionsfähigkeit auswirkt und 
damit zu einer steigenden 
Unfallgefahr wird.

Forderungen der ÖGB-
Frauen (ÖGB Leitantrag)

Daher fordern wir:

• Rechtsanspruch auf Pflege-
karenz und –teilzeit.

• Rechtsanspruch auf Fami-
lienhospizkarenz im Falle 
eines schwersterkrankten 
Kindes sollte auch für jene 
Angehörige bestehen, die 
mit dem Kind nicht im ge-
meinsamen Haushalt leben.

• Seitens der Arbeitgebe-
rInnen ist darauf zu ach-

ten, dass dienstfreie Zeiten 
(Dienstverhinderungen wie 
z.B. Urlaub, Krankenstand, 
Pflegefreistellung, Zeitaus-
gleich, etc.) eingehalten 
werden und in diesen keine 
Arbeitsleistungen erbracht 
werden.

• Weiterentwicklung und 
Umsetzung von Arbeitszeit-
Modellen für die bessere-
Vereinbarkeit von Beruf, Fa-
milie und Privatleben.

• Forcierung von lebenspha-
senorientierten Arbeitszeit-
modellen, die langfristig 
Ausgleichsmöglichkeiten 
bieten, um negative Aus-
wirkungen auf die Höhe 
der gesetzlichen Pension zu 
vermeiden.

• Keine Sonntagsarbeit.

• Regelungen für Home of -
fice und mobiles Arbeiten 
in Hinblick auf den Arbeit-
nehmerInnenschutz und 
das Arbeitszeitgesetz.

• Rechtsanspruch der Teil-
zeitbeschäftigten auf Erhö-
hung der Arbeitszeit bei 
regelmäßiger Mehrarbeit.

• Leisten Teilzeitbeschäftigte 
Mehrarbeitsstunden, so ist 
der Mehrarbeitszuschlag 
im Monat der jeweiligen 
Mehrarbeitsleistung fällig.

• Erhöhung des Mehrarbeits-
zuschlags bei Teilzeitbe-
schäftigten.

• All-In Verträge erst ab 
Überschreitung der ASVG-
Höchstbeitragsgrundlage.

• Arbeitszeitverkürzung: Ver-
kürzung der Normalarbeits-
zeit im Arbeitszeitrecht und 
damit einhergehend eine 
Absenkung der höchstzu-

lässigen Tages-, Wochen- 
und Jahresarbeitszeit. Da-
bei müssen die Kaufkraft 
und damit der Lebensstan-
dard der ArbeitnehmerIn-
nen gesichert bleiben. Ziel 
ist es, die tatsächlich gelei-
stete Arbeitszeit bei vollem 
Lohnausgleich zu reduzie-
ren. Dabei muss auf eine 
ausreichende Ressourcen-
ausstattung geachtet wer-
den, damit es zu keiner 
weiteren Arbeitsverdich-
tung kommt.

• Schaffung der notwendi-
gen finanziellen, organisa-
torischen und personellen 
Ressourcen, sowie eines 
Rechtsanspruches auf ein 
ganztägiges, ganzjähriges, 
flächendeckendes, leist-
bares und vor allem quali-
tativ hochwertiges Kinder-
bildungsangebot für jedes 
Kind ab dem 1. Lebensjahr 
bis zum Schuleintritt.

 
• Erreichen der 6. Urlaubswo-

che für alle Beschäftigten 
nach 25 Jahren Erwerbstä-
tigkeit – inklusive der vollen 
gesetzlichen Anrechnung 
der Eltern-, Pflege- und Fa-
milienhospizkarenzzeiten 
auf alle dienstzeitabhän-
gigen Ansprüche sowie der 
Anrechnung aller Dienst-
verhältnisse unter 6 Mona-
ten Beschäftigungsdauer 
(Leiharbeit, Saisonarbeit).

• Ausbau und Ausweitung 
der Altersteilzeit auch unter 
Einbeziehung der Öffentli-
chen Dienste

• Die Betriebe sollen ver-
pflichtet werden, regelmä-
ßig unter Mitwirkung des 
Betriebsrats ihre Arbeitszeit-
situation zu evaluieren (Ar-
beitszeitbilanz). Damit sollen 
gesicherte Grundlagen zum 
Erkennen unzureichender 
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Personal- und Zeitressourcen 
und Ableitung geeigneter 
Verbesserungsmaßnahmen 
geschaffen werden. Überlas-
sene Arbeitskräfte und freie 
DienstnehmerInnen sind in 
dieser Bilanz als Personalres-
sourcen zu berücksichtigen.

• Verstärkung der Arbeits-
zeitkontrollen durch das Ar-
beitsinspektorat.

• Sozialvers icherungsbei -
tragspflicht der Arbeitgebe-
rInnen auch bei Ausgleich 
von Mehrarbeit/Überstun-
den in Freizeit.

• Auf europäischer Ebe-
ne in der Arbeitszeitrichtli-
nie keine individuelle Opt-
out- Möglichkeit mehr. Der 
Durchrechnungszeitraum 
soll nur kollektivvertraglich 
geregelt werden können, 
Bereitschaftszeiten sind 
weiterhin als Arbeitszeiten 
zu werten sowie Recht auf 
Wechsel von Teil- auf Voll-
zeit und umgekehrt.

• Ausbau der Möglichkeiten 
der Pflegefreistellung (z.B. 
Einführung einer Pflegefrei-

stellung für zu pflegende 
nahe Angehörige, auch 
wenn kein gemeinsamer 
Wohnsitz besteht).

• Rechtsanspruch auf Bil-
dungskarenz und Bildungs-
teilzeit.

• Rechtsanspruch für Arbeit-
nehmerInnen auf bezahlte 
Weiterbildungsmaßnahmen 
im Ausmaß der wöchent-
lichen Normalarbeitszeit pro 
Jahr.

• Ausbau der qualifizierten 
mobilen Kinderbetreuung 
erkrankter Kinder zu Hause.

• Ausbau von Pflegewohn-
häusern, Tagesbetreuungs-
zentren und betreutem 
Wohnen unter Berücksich-
tigung der individuellen Be-
dürfnisse in allen Regionen, 
auf bundesweit einheit-
lichen Standard.

• Nachhaltige Sicherung des 
bundesweiten „Pflege-
fonds“, um die Finanzie-
rung der Pflege und Be-
treuung sicherzustellen und 
die Arbeitsbedingungen 

des Pflegepersonals (hö-
here Entlohnung und bes-
sere Arbeitszeiten) wesent-
lich zu verbessern. Die Mit-
tel aus dem Pflegefonds sol-
len den Ausbau neuer und 
bestehender Angebote un-
terstützen.

• Verpflichtende Gesund-
heitsförderung sowie al-
terns- und gendergerechte 
Gestaltung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen, um 
die Rahmenbedingungen 
für ein gesundes Älterwer-
den im Berufsleben zu ver-
bessern. Verbesserung der 
Rahmenbedingungen, die 
es Frauen ermöglichen, an 
Qualifizierungsprogram-
men teilnehmen zu kön-
nen.

• Erhalt der Zumutbarkeitsbe-
stimmungen

• Keine Kürzung der gesetz-
lichen Ruhezeiten

Arbeitszeiten müssen sich 
an den Bedürfnissen der 
Menschen orientieren. Un-
gesunde, familien-, gesell-
schaftsschädigende und be-

lastende Arbeitsmodelle müs-
sen vermieden werden.
Statt einer Ausweitung der 
Arbeitszeit braucht es eine Ar-
beitszeitverkürzung und einen
Rechtanspruch auf einseitigen 
Verbrauch von Zeitguthaben!

Es braucht für eine höhere Le-
bensqualität und Gesundheit, 
innovative Arbeitszeitmodelle: 
Dafür benötigt es einen Aus-
bau der Mitgestaltungsrechte 
der ArbeitnehmerInnen im 
Hinblick auf bessere Verein-
barkeit von Beruf und Privatle-
ben, gesundheitliche Aspekte, 
Weiterbildung und Arbeits-
zeitmodelle.

Für viele Frauen ist außerdem 
eine längerfristige Planbarkeit 
der Arbeitszeiten im Hinblick 
auf die Vereinbarkeit von Be-
ruf und Privatleben von ganz 
großer Bedeutung.

Eine grundsätzliche weitere 
Flexibilisierung der Arbeitszeit, 
die zur Folge hat, dass sich die 
Situation von Frauen im Ar-
beitsleben und am Arbeits-
markt verschlechtert, wird von 
den ÖGB Frauen abgelehnt!

Resolution der ÖGB-Vor-
ständekonferenz vom 
23.5.2018
Nach der Nationalratswahl 
im Oktober 2017 hat der 
ÖGB-Bundesvorstand eine 
Resolution an alle Parlament-
sparteien gerichtet. Gefor-

dert waren darin unter an-
derem ein Bekenntnis zu 
Sozialpartnerschaft und In-
teressenausgleich, zum Kol-
lektivvertragssystem, zur 
Selbstverwaltung in der So-
zialversicherung, zu einem 
starken Sozialstaat sowie zur 

Daseinsvorsorge und zum 
strategischen öffentlichen Ei-
gentum.

Der ÖGB hat schon in ei-
ner ersten Analyse des Koa-
litionsabkommens vor eini-
gen Vorhaben der Regierung 

gewarnt. Verlängerung der 
Arbeitszeit, weniger Über-
stundenzuschläge, Einschnit-
te bei der Interessenvertre-
tung der ArbeitnehmerInnen 
und der selbstverwalteten 
Sozialversicherung, … Eini-
ge Vorhaben waren nahezu 

Bundesvorständekonferenz
am 23. Mai 2018
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wörtlich aus dem Programm 
der Industriellenvereinigung 
übernommen.

Erste Einschnitte für Ar-
beitnehmerInnen bereits 
beschlossen
Nun, ein halbes Jahr später, 
wurden bereits Einschnit-
te beschlossen: Das Bud-
get für die Arbeitsmarktpo-
litik wurde zusammengestri-
chen. Die Leidtragenden sind 
Ältere und Langzeitarbeits-
lose, aber auch Jugendliche 
in Ausbildung. Die Alters-
teilzeit wurde drastisch ein-
geschränkt, sodass zum Bei-
spiel für Schichtarbeiter ein 
gleitender Übergang in den 
Ruhestand nicht mehr mög-
lich ist.

Doch weitere Drohungen ste-
hen im Raum: Die Unfallver-
sicherung soll aufgelöst wer-
den. Der Jugendvertrauens-
rat soll abgeschafft werden. 
Strafen für Betriebe, die wie-
derholt gegen den Arbeit-
nehmerInnenschutz versto-
ßen, sollen auf Bagatellhö-
he gesenkt werden. Die Ar-
beiterkammern sollen selbst 
Vorschläge zur Beitragskür-
zung abgeben – bei son-
stiger Drohung der gesetz-
lichen Kürzung. Budgetkür-
zungen könnten die Funkti-
onsfähigkeit des öffentlichen 
Dienstes gefährden, oder die 
KollegInnen dort belasten. 
Der 12-Stunden-Tag und die 
60-Stunden-Woche sollen 
rücksichtslos als gesetzliche 
Normalität durchgedrückt 
werden, statt die in Kollektiv-
vertrag und Betriebsverein-
barung geregelte Ausnahme 
zu bleiben.

Keinen Schritt weiter!
Das Klima war schon lange 
nicht mehr so ablehnend ge-

genüber der Sozialpartner-
schaft und den Arbeitneh-
merInnen. Die Rechte der Ar-
beitnehmerInnen werden ab-
gebaut, damit die Wünsche 
der Industriellenvereinigung 
umgesetzt werden können. 
Wir, die Mitglieder der Bun-
desvorstände des ÖGB und 
der Gewerkschaften GPA-
djp, GÖD, younion, GBH, vi-
da, GPF und PRO-GE, war-
nen davor, den sozialen Frie-
den leichtfertig aufs Spiel zu 
setzen. In diesem Fall ist mit 
massivem Widerstand der 
Gewerkschaftsbewegung 
zu rechnen. In einem ersten 
Schritt werden wir mit Infor-
mation und Aufklärung auf 
unhaltbare Stimmungsma-
che von Regierungsvertrete-
rInnen reagieren, die – Bei-
spiel Sozialversicherung
– durch Fakten nicht haltbar 
ist. Wenn notwendig, wer-
den in ganz Österreich Be-
legschaftsvertretungskonfe-
renzen einberufen.

Wir sagen: „Keinen Schritt 
weiter.“
 
R E S O L U T I O N 
SOZIALVERSICHERUNG

Krankenversicherung
Die Bundesregierung will ei-
ne grundlegende Struktur-
änderung der Sozialversiche-
rung. Die Zahl der SV-Träger 
soll auf maximal fünf redu-
ziert werden. Welche das ge-
nau sein sollen, ist unklar. Je-
denfalls sollen aber die neun 
Gebietskrankenkassen zu ei-
ner einzigen zusammenge-
legt werden. Einer somit ent-
stehenden Österreichischen 
Krankenkasse würden aller-
dings weiterhin Vertragspart-
ner auf Bundesländerebene 
gegenüberstehen, denn we-
der bei den Ländern als Spi-

talsbetreiber ist eine Zentrali-
sierung angedacht, noch bei 
den neun Ärztekammern, 
mit denen die Krankenkas-
sen die Kassenverträge ver-
handeln. Aufgaben, die alle 
Versicherungsträger betref-
fen, übernehmen schon heu-
te zentrale Stellen.

DER ÖGB FORDERT:
• Veränderungen im Sys-

tem der Krankenversiche-
rungen müssen zu besse-
ren Leistungen für die Ver-
sicherten führen.

• Die Leistungen müssen bei 
gleichen Beiträgen auf ho-
hem Niveau vereinheitlicht 
werden.

Unfallversicherung
Besonders drastische Ein-
schnitte drohen der Unfall-
versicherung AUVA. Man 
hat den Eindruck, die Bun-
desregierung will die von 
den Arbeitgebern zu be-
zahlenden AUVA-Beiträge 
von 1,3 Prozent auf 0,8 Pro-
zent senken, damit sich die 
Wahlspenden der Industrie 
schnell rentieren. Die dann 
fehlenden 500 Mill ionen 
Euro soll die AUVA durch in-
terne Reformen einsparen. 
Das wären allerdings 40 Pro-
zent des gesamten Budgets! 
Schafft sie das nicht, möch-
te sie die zuständige Mini-
sterin auflösen. Das würde 
bedeuten, dass das Risiko 
der Arbeitgeber auf die All-
gemeinheit abgewälzt wür-
de.

Die Beitragssenkung für Ar-
beitgeber in der AUVA wür-
de unweigerl ich zu Lei-
stungskürzungen für Unfal-
lopfer oder zu Kürzungen 
bei der Prävention führen, 
da 500 Millionen nicht durch 
einfache Strukturreformen 

einzusparen sind. Die Folge 
wäre: Die Arbeitgeber ste-
cken sich die Einsparungen 
in die eigene Tasche, wäh-
rend ArbeitnehmerInnen, die 
durch einen Arbeitsunfall so-
wieso schon betroffen sind, 
auch noch Kürzungen bei 
Versorgung, Rehabilitation 
oder Unfallrente hinnehmen 
müssten.

DER ÖGB FORDERT:
• Erhalt der AUVA als eigen-

ständiger Sozialversiche-
rungsträger; gesicherte Fi-
nanzierung durch Arbeit-
geberbeiträge.

• Erhalt aller Leistungen für 
alle Versicherten, insbe-
son-dere Prävention, Un-
fallvesorgung, Rehabilitati-
on, Unfallrenten.

 
Beitragseinhebung und 
-prüfung
Die Beitragseinhebung, die 
von den Kassen durchgeführt 
wird, will die Bundesregie-
rung in Zukunft von den Fi-
nanzämtern durchführen las-
sen. Die Krankenkassen wä-
ren dann nur mehr Bittsteller, 
die von Überweisungen des 
Staats abhängig wären. Für 
die PatientInnen könnte das 
Leistungskürzungen zur Fol-
ge haben.
Für ArbeitnehmerInnen wür-
de der Wegfall der Beitrags-
prüfung durch die Kassen 
Unterentlohnung bedeuten, 
denn die Finanzämter prü-
fen nur, ob von zum Beispiel 
1.500 Euro Lohn auch die 
korrekte Lohnsteuer bezahlt 
wurde. Die PrüferInnen der 
Gebietskrankenkassen prü-
fen hingegen auch, ob die 
1.500 Euro Lohn dem Kol-
lektivvertrag entsprechen – 
oder ob dem/der Arbeitneh-
merIn nicht eigentlich 2.000 
Euro Lohn zustehen. Die Fol-
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ge: Der Sozialversicherung 
fehlen Einnahmen (was zu 
Leistungskürzungen für die 
PatientInnen führen kann), 
die ArbeitnehmerInnen wer-
den kurzfristig Opfer von 
Lohndumping und langfristig 
von niedrigeren Pensionen.
DER ÖGB FORDERT:
• Einhebung der Sozialversi-

cherungsbeiträge und Prü-
fung der Betriebe müssen 
Kompetenz der Sozialversi-
cherung bleiben.

Selbstbehalte
Die Regierung will zusätz-
l iche Selbstbehalte prü-
fen und „Anreize im Ge-
sundheitssystem“ schaffen. 
Selbstbehalte belasten Leu-
te mit wenig Geld beson-
ders. Viele Menschen wür-
den trotz Krankheit nicht 
zum Arzt gehen, um Geld zu 
sparen. Die Folge: Die Krank-
heit wird schlimmer, und die 
Folgekosten für das Gesund-
heitssystem steigen.

DER ÖGB FORDERT:
• Keine neuen Selbstbehalte 

– wer einen Arzt braucht, 
darf dafür nicht zur Kasse 
gebeten werden.

Selbstverwaltung
Der ÖGB bekennt sich zum 
Prinzip der Selbstverwaltung 
der Sozialversicherungsträ-
ger. Diese versichertennahe 
Form der Verwaltung kann 
rascher, billiger und unbü-
rokratischer reagieren. Im-
mer wieder ist die Rede von 
einem Verwaltungsrat mit 
VertreterInnen der Bundes-
regierung, der die bestehen-
de Selbstverwaltung durch 
die versicherten Arbeitneh-
merInnen und Arbeitgeber 
ersetzen soll. Das würde aber 
das Ende der echten Selbst-
verwaltung bedeuten, wie 

sie auch in der Verfassung fi-
xiert ist. Statt in den Betrie-
ben und in der Region veran-
kerten VertreterInnen hätten 
dann Wirtschafts- und Re-
gierungsvertreterInnen das 
Sagen. Es droht die staatliche 
Bevormundung und langfri-
stig das Abdrängen der Ver-
sicherten in die private Kran-
kenversicherung.

DER ÖGB FORDERT:
• Keine Einschränkung der 

Selbstverwaltung. Die So-
z ia lvers icherung muss 
weiterhin von demokra-
tisch legitimierten Vertre-
terInnen der Versicherten 
verwaltet werden.

• Die überwiegend ehren-
amtlichen FunktionärInnen 
dürfen nicht durch Regie-
rungskommissäre ersetzt 
werden.

 
Notstandshilfe
Eine Versicherungsleistung, 
die wesentlich zur Armuts-
bekämpfung beiträgt, will 
die Bundesregierung ganz 
streichen: die Notstandshil-
fe. Auch wer ein Leben lang 
Versicherungsbeiträge be-
zahlt hat, soll nach längerer 
Arbeitslosigkeit nur mehr die 
niedrigere Bedarfsorientierte 
Mindestsicherung bekom-
men (die keine Sozialversi-
cherungsleistung ist) und so-
mit auch keine Pensionsver-
sicherungszeiten mehr gut-
geschrieben bekommen. Die 
Folge: Altersarmut.

Zusätzlich verschärft wür-
de die Lage der Betroffenen, 
wenn die Bundesregierung 
auch ihr Vorhaben wahr 
macht, die Mindestsicherung 
zu kürzen.

DER ÖGB FORDERT:
• Absage an Hartz IV: Kein 

Ersatz der Versicherungs-
leis-tung Notstandshil-
fe durch eine (womöglich 
auch nochgekürzte) Be-
darfsorientierte Mindestsi-
cherung.

• Nein zur Enteignung von 
Arbeitslosen durch

„Vermögensverwertung“.

R E S O L U T I O N 
ARBEITSZEIT

„Arbeitszeitflexibilisie-
rung“
Die Regierung will die täg-
liche zulässige Arbeitszeit 
auf zwölf Stunden und die 
wöchentliche auf 60 Stun-
den erhöhen. Auch Arbeit 
an Sonn- und Feiertagen soll 
massiv ausgeweitet werden. 
Die Punkte im Regierungs-
programm sind sehr unge-
nau formuliert. Es ist aber zu 
befürchten, dass es zu län-
geren Arbeitszeiten kommt 
und keine Überstundenzu-
schläge bezahlt werden.

Im Tourismus will die Regie-
rung die Nachtruhe zwischen 
Abend- und Frühschicht auf 
acht Stunden kürzen. Solche 
Ausnahmen sorgen dafür, 
dass der Schutz durch das 
Arbeitszeitgesetz für viele 
Menschen schlechter wird.

Von Flexibilisierung der Ar-
beitszeit müssen auch die 
ArbeitnehmerInnen profi-
tieren: durch Selbstbestim-
mung, Planbarkeit und mehr 
Freizeit. Dem Wunsch der In-
dustrie, je nach Auftragsla-
ge die Arbeitszeit beliebig 
verlängern zu dürfen, erteilt 
der ÖGB aber eine Absa-
ge. Schon heute sind bei be-
sonderem Arbeitsbedarf mit 
dem bestehenden Recht Ar-
beitszeiten bis zu zwölf Stun-
den möglich. Weitere Aus-

weitungen wären gesund-
heitsschädlich und kommen 
allein schon deshalb nicht in 
Frage.
Eine weitere Verschlechte-
rung droht den Arbeitneh-
merIn- nen unter dem Stich-
wort „Abschaffung des Ku-
mulationsprinzips“: Unter-
nehmen mit hunderten oder 
tausenden Verstößen ge-
gen Arbeitszeitregeln sollen 
nur mehr einmal Strafe zah-
len müssen, wenn es nach 
der Regierung geht. Ein Bei-
spiel: Hundert Beschäftigte, 
die die Tageshöchstarbeits-
zeit überschreiten, sollen das 
verantwortliche Unterneh-
men nicht mehr Strafe ko-
sten, als wenn nur eine ein-
zige Arbeitnehmerin/ein ein-
ziger Arbeitnehmer zu lang 
arbeiten muss.

DER ÖGB FORDERT:
• Keine Ausweitung der be-

stehenden Regelungen 
zum 12-Stunden-Arbeits-
tag bzw. zur 60-Stunden-
Woche. Arbeitszeitrege-
lungen sind Sache der Kol-
lektivver- tragspartner.

• Bessere Kontrol le und 
schärfere Sanktionen bei 
Ar- beitszeitverletzungen 
– statt Zusammenstreichen 
der Strafen für Unterneh-
men auf Bagatellbeträge.

 
Schwächung der Kollek-
tivverträge
Die Regierung will, dass mehr 
Arbeitsbedingungen direkt im 
Betrieb, also zwischen Che-
fIn und Betriebsrat oder direkt 
zwischen ChefIn und Arbeit-
nehmerIn geregelt werden – 
und weniger durch Kollektiv-
verträge, die für eine gesamte 
Branche gelten. Dadurch kön-
nen Unternehmen aber groß-
en Druck auf den Betriebs-
rat ausüben und zum Bei-
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spiel schlechtere Löhne zah-
len. Noch schwieriger ist es in 
Unternehmen ohne Betriebs-
rat. Dort müssen dann jede 
einzelne ArbeitnehmerIn und 
jeder einzelne Arbeitnehmer 
direkt mit einem übermäch-
tigen Chef oder einer Chefin 
verhandeln. Insgesamt wird 
das die Verhandlungsposition 
der ArbeitnehmerInnen und 
der Gewerkschaften schwä-
chen.

DER ÖGB FORDERT:
• Von einheitlichen, bran-

chenspezif ischen Stan-
dards profitieren alle. Das 
Kollektivvertragssystem ist 
ein Garant dafür und darf 
nicht ausgehebelt werden.

• Die Mitbestimmungsmög-
lichkeiten der Arbeitneh-
merInnen, Betriebsräte 
und Gewerkschaften müs-
sen gestärkt und dürfen 
nicht Geschwächt werden. 
Einzelne ArbeitnehmerIn-
nen dürfen nicht der Über-
machtdes Arbeitgebers in 
direkten Verhandlungen 
ausgesetzt werden.

Sozialpartnerschaft
Die Sozialpartnerschaft hat 
die Zweite Republik wesent-
lich geprägt. Die Sozialpart-
ner haben immer wieder ih-
re Lösungskompetenz auch 
in schwierigen Situationen 
bewiesen. Dieses System des 
Interessenausgleichs von Ar-
beitnehmerInnen und Ar-
beitgebern fußt einerseits 
auf der starken institutio-
nellen Verankerung ihrer In-
teressenvertretungen, an-
dererseits darauf, dass die 
Sozialpartner ihr Verhält-
nis zueinander selbst re-
geln, unabhängig von poli-
tischen Mehrheiten und Re-
gierungen. Der institutiona-
lisierte Interessenausgleich 

und die Autonomie der So-
zialpartner sind für Arbeit-
nehmerInnen von besonde-
rer Bedeutung. Nur so kann 
Mitbestimmung auf Augen-
höhe sichergestellt werden, 
nur so kann Interessenaus-
gleich funktionieren. Diese 
Grundprinzipien dürfen nicht 
infrage gestellt werden.

DER ÖGB FORDERT:
• Bekenntnis der Bundesre-

gierung zur Sozialpartner-
schaft.

• Das System des institutio-
nalisierten Interessenaus-
gleichs hat sich bewährt 
und darf daher nicht in-
frage gestellt werden.

Arbeiterkammern
Neben den demokratiepo-
lit isch bedenklichen Ein-
schränkungen der Selbstver-
waltung in der Sozialversi-
cherung droht die Bundesre-
gierung auch mit drastischen 
Einschnitten bei der Interes-
senvertretung der Arbeitneh-
merInnen: Die Arbeiterkam-
mern sollen innerhalb eines 
halben Jahres Vorschläge ma-
chen, wo sie sparen könnten. 
Machen sie das nicht, dro-
hen gesetzliche Kürzungen. 
Die Interessenvertretung der 
ArbeitnehmerInnen soll da-
mit geschwächt werden. Das 
Problem: Wenn die AK we-
niger Geld hat, kann sie we-
niger für ArbeitnehmerInnen 
tun. Viele ArbeitnehmerIn-
nen können sich dann nicht 
mehr gegen ihre Arbeitgeber 
wehren.

Ein In-Frage-Stellen der ge-
setzlichen Mitgliedschaft 
und der Finanzierung wür-
de dazu führen, dass viele 
Menschen unvertreten wä-
ren und mit ihren Anliegen 
und Ansprüchen kein Gehör 

fänden. Statt niedrige (oder 
gar keine) Beiträge zu zah-
len, müssten sie viel Geld in 
die Hand nehmen, etwa für 
Anwälte oder Rechtsschutz-
versicherungen.

DER ÖGB FORDERT:
• Erhalt der Arbeiterkam-

mern mit gesetzlicher Mit-
glied-schaft.

• Keine Kürzung der AK-Bei-
träge.

 
Jugendvertrauensrat
Künftig sollen alle ab dem 
16. Lebensjahr ihren Be-
triebsrat wählen dürfen. Der-
zeit darf man das erst ab 18. 
Gleichzeitig will die Regie-
rung aber die Jugendvertrau-
ensräte abschaffen. Das sind 
Jugendliche, die nur von den 
Lehrlingen und jugendlichen 
Beschäftigten gewählt wer-
den und die Interessen der 
Jungen vertreten sollen. Oh-
ne Jugendvertrauensrat ha-
ben die Jugendlichen keine 
eigene Vertretung mehr im 
Betrieb.

DER ÖGB FORDERT:
• Erhalt des Jugendvertrau-

ensrats als direkt gewähl-
te Vertretung der Lehrlinge 
und jugendlichen Arbeit-
nehmerInnen im Betrieb.

Angleichung von Betriebs-
räten
Die Angleichung der unter-
schiedlichen Rechte von Ar-
beiterInnen und Angestell-
ten wurde bereits vom Par-
lament beschlossen. Die 
Regierung will nun die „An-
gleichung der Belegschafts-
organe (Betriebsräte)“. Diese 
sind aber bereits jetzt für Ar-
beiterInnen und Angestellte 
gleich. Es gibt keine Unter-
schiede, beide Gruppen ha-
ben die gleichen Rechte bei 

der Wahl von Betriebsräten.
Es ist zu befürchten, dass die 
Regierung „Angleichung“ 
sagt und „Zusammenle-
gung“ meint. Dann gibt es 
weniger Betriebsratsmit-
glieder – eine Schwächung 
der ArbeitnehmerInnen und 
ein Abbau der Mitbestim-
mung und der Demokratie!

DER ÖGB FORDERT:
• Die ArbeitnehmerInnen 

müssen weiterhin selbst 
entscheiden, ob sie ge-
meinsame oder getrennte 
Betriebsräte für Arbeite-
rInnen und Angestellte 
wählen.

• Die Aufgaben der Betriebs-
räte wachsen, deshalb darf 
es zu keiner Senkung der 
Zahl der Betriebsratsmit-
glie- der kommen, und zu 
keiner Reduzierung der 
Freistellungen.

 
R E S O L U T I O N
 
Arbeitende Menschen haben 
ein Recht auf faire und ge-
regelte Arbeitsbedingungen. 
Der ÖGB steht für Erneue-
rung und Weiterentwicklung 
und wird bei seinem Bunde-
skongress Ideen und Forde-
rungen für eine moderne Ar-
beitswelt präsentieren. Wir 
müssen aber auch sicherstel-
len, dass bestehende Errun-
genschaften erhalten blei-
ben und das, was gut funk-
tioniert, nicht auf der Strecke 
bleibt. Wer Schutzbestim-
mungen und Mitbestim-
mungsmöglichkeiten von 
Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern abschafft und 
damit den sozialen Frieden 
leichtfertig aufs Spiel setzt, 
hat mit massivem Wider-
stand der Gewerkschaftsbe-
wegung zu rechnen.

POL IZE IGEWERKSCHAFT  AKTUELL
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Die Attacken auf das Per-
sonal der Justizwache rei-

ßen nicht ab. Fast jeden zwei-
ten Tag werden Justizwa-
chebeamtInnen tätlich ange-
griffen oder Widerstand gegen 
die Staatsgewalt geleistet. Die 
Fraktion Sozialdemokratischer 
GewerkschafterInnen (FSG) in 
der Justizgewerkschaft fordert 
jetzt mehr Personal, besseren 
Schutz der KollegInnen durch 
entsprechende Ausrüstung 
und Unterstützung für einen 
strengeren Vollzug bei aggres-
siven und gewaltbereiten Häft-
lingen.         
Wie eine parlamentarische An-
frage der SPÖ belegt, haben 
sich laut BmfVDRJ die Über-
griffe von Insassen an JWB in 
den vergangenen Jahren ver-
vierfacht. Damit stieg auch 
die Zahl der Krankenstands-
tage. Im vergangenen Jahr 
brauchten 72 verletzte Justiz-
wachebeamtInnen nach ei-
ner Dienstunfallmeldung 946 
Krankenstandstage zur Gene-
sung. Das macht einen Schnitt 
von fast 14 Tagen Kranken-
stand nach einer tätlichen At-
tacke. Aber auch nach dem 
Krankenstand sind die Wun-
den oft nicht zur Gänze ver-
heilt. Die Zeit danach kann so-

gar noch schlimmer sein, be-
richtet Christian Kircher, stell-
vertretender Vorsitzender der 
Justizwachegewerkschaft. 
„Viele KollegInnen haben nach 
einer Attacke Angst vor dem 
Dienstgang.“ Die Erinnerung 
an das Erlebte, an die Verlet-
zungen und die ständige Ge-
fahr, setzen den Betroffenen 
noch lange zu. 
Kircher schätzt die Zahl der be-

sonders gewaltbereiten Häft-
linge in Österreichs Justizan-
stalten auf etwa 2 bis 3 Pro-
zent. Bei diesen würden 
längere Strafen für tätliche An-
griffe ins Leere gehen, sagt Kir-
cher. Als einen Grund für den 
Missstand, nennt der sozial-
demokratische Gewerkschaf-
ter Personalmangel. Rund 151 
Planstellen seien lt. DG-Seite 
nicht besetzt. Kircher jedoch 

geht von dzt. 200 unbesetz-
ten Planstellen aus. Personal, 
das dringend benötigt werde. 
Kircher weiter: „Im Strafvoll-
zug brauchen Häftlinge einen 
strukturierten Tag, regelmäßi-
ge Abläufe und auch Beschäf-
tigung.“ Aber auch daran 
mangle es neben vielen ande-
ren Baustellen im Strafvollzug, 
beklagt Kircher. Durch modern 
ausgebaute bzw. adaptierte 
Vollzugsanstalten könnten die 
Übergriffe deutlich gesenkt 
werden. Kircher fordert mehr 
Personal, aber auch gesetzliche 
Anpassungen zum Schutz der 
JustizwachebeamtInnen. Hier 
sei das Justizministerium ge-
fordert, die Fürsorgepflicht ge-
genüber dem Justizwacheper-
sonal sei ernst zu nehmen, for-
dert Kircher. Die BeamtInnen 
müssten bei Amtshandlungen 
über die für die Lage entspre-
chende und notwendige Aus-
rüstung und die notwendigen 
sicheren Räumlichkeiten ver-
fügen. Auch die volle Unter-
stützung des Bundesministers  
für Justiz und der Dienstbehör-
de für einen strengeren Voll-
zug bei aggressiven und ge-
waltbereiten Häftlingen wird 
gefordert.     

Christian Kircher
      1.Vors.St. JW-Gew.

Tätliche Angriffe
PARLAMENTARISCHE FRAGE an den  
Justizminister gestellt: 

JUST IZWACHE  AKTUELL

Wir bieten auch Informationen über unsere neu adaptierte Homepage an: 

www.justizwache-aktuell.at
und auch über facebook:

fb Justizwache-aktuell
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• 2. JWB bei Aus- und Vorfüh-
rungen (außerhalb der Justi-
zanstalten).

• Anpassung der IVV an die 
Verordnung ( EU) 2016/679 
des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 
27.April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personen-
bezogener Daten zum frei-
en Datenverkehr - Keine Ein-
schränkung bei der Aufga-
benerfüllung im Bereich der 
JW.

• Im Zuge der Neuordnung 
des Datenschutzrechtes  auf 
der Basis der DSGVO den oa. 
Erlass der Video-Datenaus-
wertung dahingehend ab-
zuändern, dass der  Schutz 
der Rechte der betroffenen 
Bediensteten dezidiert und 
rechtskonform zum Aus-
druck gebracht wird. Eben-
so muss eine Mitwirkung der 
örtlichen gesetzlichen PV ge-
geben sein!

• Schaffung weiterer E 2a-
Ausbildungsplätze, für die 

Justizanstalten, welche kei-
ne einzige Ausbildungsplan-
stelle zugewiesen bekom-
men haben.

• Einsichtnahme in die Ergeb-
nisse des Multiple-Choice 
Tests.

• Die Dienstbehörde GD wur-
de aufgefordert in der Inte-
ressentensuche für die ope-
rative Durchführung von 
„internationalen Überstel-
lungen“ sowohl am Land- 
als auch am Luftweg den 

Passus …….können sich Ju-
stizwachebeamtinnen und 
Justizwachebeamte der Ver-
wendungsgruppe E2a und 
E2b der Justizanstalten in 
Wien, Niederösterreich und 
dem Burgenland bewer-
ben……...zu ändern und 
JWB der genannten Verwen-
dungsgruppe aus dem ge-
samten Bundesgebiet zu er-
möglichen!

• Bekanntgabe der gesamten 
Bauvorhaben im Bereich der 
Justizanstalten.

Anträge der FSG im Zentralausschuss der Justizwache  
im letzten Quartal

Lehrgänge

Schießtrainerlehrgang

JUST IZWACHE  AKTUELL

Wir gratulieren den neu-
en Kolleginnen und 

Kollegen des 314. (JWS Stein), 
315. (JWS Graz) und 316. 
(JWS Linz) E2b-Lehrganges 
zur bestandenen Dienstprü-

fung, heißen sie nochmals 
herzlich im Korps der JW will-
kommen und wünschen für 
den weiteren Berufsweg al-
les Gute!

Wir gratulieren den Kol-
legen zur Absolvierung 

und zum positiven Abschluss 
der sehr guten und herausfor-
dernden Schießtrainer-Ausbil-
dung, die unlängst in der JA Salz-
burg stattfand. 3 Wochen wur-
den mit GLOCK17, AUG88 und 
FX, Szenarien trainiert. Diese aus-

gezeichnete Ausbildung könnt 
ihr jetzt zum Wohle der Kolle-
genschaft, an die JWB weiter-
geben. Herzliche Gratulation!                                                                                
(der ebenfalls in der JA Sbg. anwe-
sende Justizminister Dr. Josef Mo-
ser, ÖVP, hat leider keine Kennt-
nis von dieser äußerst gelungenen 
Veranstaltung genommen).

314. E2b JWS Stein 316. E2b JWS Linz

315. E2b JWS Graz
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Tatjana Sandriester 

Tel. 01/31310/33123

D ie Regierung nennt ihn 
e in „Leuchtturmpro-

jekt“ und er soll das zen-
trale Steuerzuckerl der Le-
gislaturperiode für die lohn-
steuerzahlenden Menschen 
sein: der Familienbonus-Plus. 
Budgetär sind dafür immer-
hin 1,5 Milliarden Euro (bzw. 
circa 1,2 Milliarden Euro net-
to abzüglich gestrichener 
Freibeträge) vorgesehen. Ei-
genen Berechnungen zufol-
ge werden die Kosten noch 
höher ausfallen. 

Umso problematischer ist, 
dass ein großer Teil der Ar-
beitnehmerInnen nur sehr 
e ingeschränkt  oder  ga r 
nicht in den Genuss des Bo-
nus kommen wird. Damit 
stellt der Familienbonus ei-
nen Bruch mit jener österrei-
chischen Praxis der Kinder-
förderung dar, die seit den 
1970er-Jahren unter Bru-
no Kreisky (bis auf budgetär 
unwesentliche Ausnahmen) 
dem Grundsatz folgt, dass 
jedes Kind gleich viel wert ist 
und somit gleich viel öffent-
liche Unterstützung erhalten 
soll.

Wenig Geld, kein Bonus

Ausgestaltet als Absetzbetrag 
bewirkt der Bonus ab dem Jahr 
2019 eine Reduktion der jähr-
lichen Lohnsteuerschuld um bis 
zu 1.500 Euro pro Kind bzw. 
500 Euro für volljährige Kinder 
bei laufendem Bezug der Fami-
lienbeihilfe. Voraussetzung ist 
jedoch, dass bislang genügend 
Lohnsteuer entrichtet wurde, 
denn der Bonus ist nicht ne-
gativsteuerfähig. Das bedeu-
tet, dass es bei zu kleinem 
Einkommen keine Steuergut-
schrift gibt. Laut Rechnung 

der Regierung kann ein/e Al-
leinverdienerIn den Bonus für 
ein Kind ab einem monatli-
chen Bruttoeinkommen von 
1.750 Euro zur Gänze in Ab-
zug bringen, bei zwei Kindern 
ab 2.300 Euro und bei drei Kin-
dern ab 2.650 Euro. Wer weni-
ger verdient, erhält auch we-
niger. Wer so wenig verdient, 
dass gar keine Lohnsteuer zu 
entrichten ist – also weniger 
als 11.000 Euro Bemessungs-
grundlage bzw. circa 1.100 Eu-
ro brutto im Monat –, erhält 
gar nichts. In diese Gruppe fal-
len aber sehr viele Familien. 
Laut EU-SILC, einer Erhebung 

über die Lebensbedingungen 
der Privathaushalte in der Euro-
päischen Union, leben circa 13 
Prozent aller Kinder bei nicht 
lohnsteuerpflichtigen Eltern. 
In konkreten Zahlen sind dies 
rund 230.000 Kinder. Bei Al-
leinerziehenden beträgt dieser 
Anteil sogar knapp 45 Prozent. 
Sie profi tieren vom Familienbo-
nus also nicht, obwohl sie eine 
fi nanzielle Unterstützung gut 
brauchen könnten. 

Trügerische Zahlen 

Hinzu kommt: Die Regie-
rungszahlen sind trügerisch. 

Sind alle Kinder gleich viel wert?
Der „Familienbonus-Plus“: Ein Steuerzuckerl, allerdings nur für 
manche ArbeitnehmerInnen
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Erstens werden zur Gegenfi-
nanzierung des Bonus zwei 
bestehende Freibeträge abge-
schafft, die auch bislang steu-
ermindernd gewirkt haben: 
der Kinderfreibetrag und die 
absetzbaren Kinderbetreu-
ungskosten. Zieht man die bis-
herige Entlastung, die durch 
die Abschaffung der beiden 
Freibeträge wegfällt, von der 
Entlastung des Familienbo-
nus ab, so zeigt sich: Selbst 
wenn man so viel verdient, 
dass man die 1.500 Euro, die 
von der Regierung als maxi-
maler Familienbonus kolpor-
tiert werden, von der Steuer 
absetzen kann, liegt die tat-
sächliche Netto-Entlastung 
(weit) darunter. Für sehr we-
nig verdienende Alleinerzie-
herInnen bzw. Alleinverdiene-
rInnen wurde aufgrund des 
anfänglichen öffentlichen Pro-
tests eine Art Mindestbonus 
in der Höhe von 250 Euro pro 
Kind und Jahr in Form eines 
„negativsteuerfähigen“ Kin-
dermehrbetrags eingearbei-
tet. Dieser fällt im Vergleich 
zum regulären Bonus jedoch 
sehr mager aus. Zudem sind 
Menschen mit ganzjährigem 
Bezug von Arbeitslosengeld, 
Notstandshilfe, Mindestsi-
cherung bzw. Grundversor-
gung davon ausgeschlossen. 
Das führt mitunter auch da-
zu, dass AlleinerzieherInnen, 
die so wenig verdienen, dass 
ihr Einkommen durch die Min-
destsicherung aufgestockt 
werden muss, ausgeschlossen 
werden. Auch Familien, die 
keinen Alleinverdienerabsetz-
betrag in Anspruch nehmen 
können, weil beide Elternteile 
arbeiten, erhalten keinen Min-
destbonus – egal wie wenig 
sie verdienen. Gänzlich vom 
Bonus ausgenommen sind 
(wie bei der Familienbeihilfe) 
Kinder, die sich in Drittstaaten 
aufhalten. Für jene rund 
150.000 Kinder, die im EU- 
bzw. EWR-Ausland oder der 
Schweiz leben, wird der (Min-
dest-)Bonus an das jeweilige 
Preisniveau im Wohnsitzland 
angepasst. Gegen dieses Vor-
haben wurden übrigens be-

reits EU-rechtliche Bedenken 
angemeldet. Manche Familien 
und deren Kinder werden al-
so gezielt gegenüber ande-
ren benachteiligt. Eigentlich 
sollten familienpolitische Leis-
tungen die Startchancen der 
Kinder verbessern bzw. den 
Mehraufwand der Eltern kom-
pensieren. Der Familienbonus 
setzt jedoch weder am Bedarf 
noch an der Bedürftigkeit an: 
Kinder aus ärmeren Familien, 
die den Bonus am nötigsten 
hätten, bekommen am we-
nigsten (oder gar nichts), ob-
wohl deren Bedarf im Verhält-
nis zu ihrem Einkommen be-
sonders stark ins Gewicht fällt. 
Im Extremfall kann die Förde-
rungsdifferenz zwischen zwei 
Kindern (bis zum 18. Lebens-
jahr) bis zu 27.000 Euro be-
tragen.

Keine LeistungsträgerInnen? 

Begründet wird der Ausschluss 
einzelner Gruppen vonseiten 
der Regierung damit, dass der 
Bonus die „Leistungsträger“ 
entlasten und nur jenen zu-
gutekommen soll, die auch 
Steuern bezahlen. Dabei wird 
jedoch ganz bewusst ausge-
blendet, dass Menschen, die 
zwar keine oder nur eine ge-
ringe Lohnsteuer zahlen, sehr 
wohl Abgaben in Form von 
Sozialversicherungsbeiträgen 
und Konsumsteuern leisten 
– und das, relativ betrachtet, 
sogar in einem überproporti-
onal großen Ausmaß. In Ös-
terreich leisten alle Einkom-
mensgruppen im Verhältnis 
zu ihrem Einkommen einen 
ähnlich großen Beitrag zum 
Steueraufkommen, wie auch 
das Österreichische Institut 
für Wirtschaftsforschung (WI-

FO) immer wieder aufzeigt. 
LeistungsträgerInnen sind al-
le ArbeitnehmerInnen, auch 
jene, die wegen zu geringem 
Einkommen lohnsteuerfrei 
bleiben. Werden nun Besser-
verdienende viel stärker mit 
Steuerzuckerln bedacht und/
oder GeringverdienerInnen 
nicht adäquat berücksichti-
gt, dann wirkt sich das wei-
ter negativ auf die Gerechtig-
keit im Steuersystem aus. Es 
sollten alle ArbeitnehmerIn-
nen gleichbehandelt werden 
und nicht nur manche – als 
vermeintlich besondere Leis-
tungsträgerInnen – herausge-
pickt werden. In diesem Zu-
sammenhang muss auch da-
rauf hingewiesen werden, 
dass ArbeitnehmerInnen oh-
ne Kinder und jene, für deren 
Kinder keine Familienbeihilfe 
mehr bezogen wird, naturge-
mäß ebenfalls nicht in den Ge-
nuss des Bonus kommen. Das 
ist problematisch, da es sich 
um eine budgetär so bedeu-
tende Maßnahme zur Reduk-
tion der Lohnsteuer handelt. 
Denn auch für diese Arbeit-
nehmerInnen gilt: Sie leisten 
auf ihr Arbeitseinkommen ei-
nen so hohen Abgabenbei-
trag wie in kaum einem an-
deren EU-Mitgliedstaat (ganz 
im Gegenteil zu Unternehmen 
und Vermögen). 

Ein Bonus für manche

Der Bonus kann also für man-
che ArbeitnehmerInnen ei-
ne erhebliche Reduktion der 
Lohnsteuer darstellen (wenn 
auch effektiv geringer als be-
hauptet). Dies ist angesichts 
der hohen Abgabenlast auf 
Arbeit in Österreich durchaus 
zu begrüßen. Auch der Aus-

tausch der bestehenden Frei-
beträge zugunsten eines Ab-
setzbetrags ist verteilungspo-
litisch grundsätzlich zu befür-
worten, zumal die steuerliche 
Entlastung bei Freibeträgen 
(noch stärker) mit der Einkom-
menshöhe steigt. Allerdings 
werden auch gezielt Eltern und 
Kinder (zur Gänze) vom Bonus 
ausgeschlossen. Dies ergibt 
sich für GeringverdienerInnen 
insbesondere durch die feh-
lende Wirksamkeit als Nega-
tivsteuer. Darüber hinaus wird 
bewusst ausgegrenzt, was da-
zu führt, dass nicht alle Kin-
der in gleichem Ausmaß ge-
fördert werden und die Schere 
der verfügbaren Einkommen 
in Österreich weiter aufgehen 
wird.

Sinnvollere Alternativen

Einfacher, verteilungspolitisch 
und Volkswirtschaftlich ver-
nünftiger wäre es, die Mit-
tel in den Ausbau qualita-
tiv hochwertiger öffentlicher 
Kinderbetreuung zu investie-
ren. Erschwerend kommt hin-
zu, dass die Einnahmenaus-
fälle durch den Kinderbonus 
zu einem Drittel von den Län-
dern und Gemeinden zu tra-
gen sein werden, was wiede-
rum dazu führen wird, dass 
dort das Geld auch für den er-
forderlichen Ausbau der Kin-
derbetreuung fehlt. Der Fami-
lienbonus ist weder als Steuer-
strukturreform noch als fami-
lienpolitische Maßnahme das 
am besten geeignete Mittel.
Autor In:  Phi l ipp Gerhar-
t inger,  Abte i lung W i r t -
schafts-, Sozial- und Gesell-
schaftspolitik, AKOÖ Quel-
le: Arbeit&Wirtschaft 3/18, 
13.04.2018 00:00 
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Teilweise skurril und zum 
Schmunzeln, teilweise zum 

Nachdenken oder sogar bit-
terer Ernst. Nachfolgend eini-
ge Meldungen im Zusammen-
hang mit der Polizei aus der 
ganzen Welt.

USA – Schüsse auf  
Unbewaffneten

Siehe Faksimile.

BRD – Größte Razzia aller 
Zeiten

Bei  e inem koordinierten 
Schlag gegen Menschenhan-
del im Bundesland Nordrhein-
Westfalen waren 1.500 Poli-
zisten im Einsatz.

USA – Cops erschossen

Im US-Bundesstaat Florida 
wurden zwei Polizisten beim 
Essen in einem chinesischen 
Restaurant erschossen. Der 
Schütze wurde tot in seinem 
Auto vor dem Lokal entdeckt.

ARGENTINIEN – „Mäuse ha-
ben das Gras gefressen“

Siehe Faksimile.

USA – Von Polizei getötet

Erneut wurde in den USA ein 
unbewaffneter Afroamerika-
ner von der Polizei erschossen. 
Der Mann trug eine Pfeife in 
der Hand, die Beamte für eine 
Schusswaffe hielten.

THAILAND – Polizei prämiert 
Unfall-Gaffer

Die verheerende Unfallbilanz 
mit 24.000 Verkehrstoten pro 
Jahr hat Thailands Polizei auf 
abstruse neue Ideen gebracht: 
Die schrecklichsten Unfallvi-
deos werden prämiert. Auto-
fahrer sind angehalten, Kame-
ras auf ihrem Armaturenbrett 

zu installieren, die die Fahrt 
aufzeichnet. Bei Unfällen tum-
meln sich die Gaffer, die versu-
chen, besonders grausame Vi-
deos aufzuzeichnen. Verkehrs-
sünder werden mittlerweile 
zur Abschreckung in Leichen-
häuser geschickt, um dort zu 
putzen.

BRD – Tausende Passwörter 
von Polizisten gestohlen

Die Polizei als Opfer: 3.000 Zu-
gangsdaten von Polizisten sol-
len bei einem Hackerangriff 
gestohlen worden sein. Da-
hinter soll die Gruppe Turla 
stecken – im Auftrag der rus-
sischen Regierung.

USA – Erstmals Frau als  
CIA-Chefin

Der US-Geheimdienst CIA be-
kommt erstmals eine Chefin. 
Die langjährige Geheimdienst-
mitarbeiterin Gina Haspel ist 
vom US-Senat als CIA-Direk-
torin bestätigt worden. Haspel 
war umstritten, weil sie nach 

Polizei International

MELDUNGEN



31www.polizeigewerkschaft-fsg.at
www.fsg4you.at

185 Polizistinnen und Po-
lizisten des grenz- und 

fremdenpolizeilichen Bereichs 
schlossen am 16. Mai 2018 in 
St. Pölten die Ergänzung ihrer 
Grundausbildung ab. Sie kön-
nen nun in jedem polizeilichen 
Bereich eingesetzt werden.

Motiviert, ehrgeizig und enga-
giert – das sind Eigenschaften 
der 55 Nachwuchspolizistin-
nen und 130 Nachwuchspo-
lizisten, die am 16. Mai 2018 
den Abschluss ihrer Grundaus-
bildung feierten. Die 185 Po-
lizistinnen und Polizisten, auf-
geteilt auf acht Klassen, ab-
solvierten ihre Ausbildung in 
zwei Stufen: im ersten Halb-
jahr 2016 die Basisausbildung 
und von 1. September 2017 
bis 31. Mai 2018 den Ergän-
zungslehrgang. 
Mehrstufige Ausbildung
Der erste Abschnitt ihrer 
Grundausbildung dauerte 
sechs Monate und war speziell 
für den Einsatz an der Grenze 
und im fremdenpolizeilichen 

Bereich ausgerichtet. Sie wa-
ren dabei in jenen Gesetzes-
materien ausgebildet worden, 
die für den Grenzschutz wich-
tig sind. Nach Beendigung der 
sechsmonatigen Ausbildungs-
phase startete der Grenzein-
satz für die Bediensteten. Im 
Anschluss daran kehrten sie 
in die Sicherheitsakademie zu-
rück, um die Polizei-Grund-
ausbildung in einem „Ergän-
zungslehrgang“ abzuschlie-
ßen. 
Sportliche Spitzenleistungen
„Polizei – mehr als ein Beruf“, 
dies spiegelt sich auch in den 
Interessen und Zusatzqualifi-
kationen der Absolventinnen 
und Absolventen wider. Ne-
ben ausgebildeten Skilehrern, 
Bergrettern und Kampfsport-
lern darf die Polizei nun auch 
einen fünffachen Weltmeister 
im „Line Dance“ willkommen 
heißen.
Anm.d.Red.: Wir gratulieren 
zum erfolgreichen Abschluss 
und wünschen euch für die 
Zukunft nur das Beste!

den Terroranschlägen des 11. 
September 2001 mittlerwei-
le illegale Foltertechniken wie 
Waterboarding angewandt 
hat. 

BRD – Polizei-Razzia gegen 
Schulschwänzer

Ungewöhnlicher Einsatz der 
deutschen Polizei am Allgäu-
Airport. Die Beamten prüften 
vor Pfingsten, ob Eltern mit ih-

ren schulpflichtigen Kindern 
vor Ferienbeginn in den Ur-
laub reisten. Mehrere Kinder 

fehlten un-
e n t s c h u l -
digt, für El-
tern setzte 
es zehn An-
zeigen.

Österreich/Italien – Perfektes 
Teamwork

Siehe Faksimile links.

BRD – Jetskis für Polizei

Siehe Faksmile oben.

Hermann Greylinger

185 Grenzpolizistinnen und -polizisten 
feiern Ausbildungsabschluss
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Unser bisheriger Ob-
mann des parlamenta-

rischen Innenausschusse, 
NR Otto Pendl, ist seit der 
letzten NR-Wahl nicht mehr 
im Parlament. Wir danken 
ihm für seinen Einsatz zum 
Wohle der Kollegenschaft 
und wünschen ihm für die 
Zukunft nur das Beste! Zu 
seiner Nachfolgerin wurde 
SPÖ-NR Angela Lueger ge-
wählt, die wir euch mit die-
sem Interview näher vor-
stellen wollen.  

Liebe Angela, Gratulation 
zur Wahl. Wie hast du die 
ersten Monate als neue Ob-
frau des Innenausschusses 
erlebt?

Angela Lueger: Als langjäh-
riges Mitglied des Innenaus-
schusses bedeutet es für mich 
eine besondere Herausforde-
rung, und eine große Motiva-
tion nun als Vorsitzende des 
Ausschusses die wichtigen 
Agenden der inneren Sicher-
heit übernehmen zu dürfen. 
Übrigens: Noch nie zuvor wur-
de diese Position mit einer Frau 
besetzt. Mein Ziel war und ist 
es, gemeinsame Lösungen mit 
den Polizistinnen und Poli-
zisten zu erarbeiten. 

Sicherheit ist zu einem do-
minierenden Thema in der 
Innenpolitik geworden. 

Was ist von der SPÖ zu tun, 
damit dieses Thema nicht 
Rechtspopulisten überlas-
sen wird?

Angela Lueger: Wir als So-
zialdemokraten und Sozialde-
mokratinnen müssen auf die 
Ausgewogenheit zwischen 
Rechtsstaat und Demokratie 
achten. Uns ist wichtig, dass 
die Basis der Demokratie die 
soziale, aber auch die inne-

re Sicherheit ist. Wesentlich 
ist ein Miteinander in der Ge-
sellschaft und kein Gegenei-
nander. Eine Spaltung der Ge-
sellschaft ist mit allen Mitteln 
zu verhindern. Neid und Hass 
führen zu keinen Lösungen. 
Meine Aufgabe ist es, die Poli-
zistinnen und Polizisten dahin-
gehend zu unterstützen, dass 
sowohl die entsprechende 
Schutzkleidung, als die die 
notwendigen Rahmenbedin-

gungen wie z.B. die Räumlich-
keiten und die Ausstattung in 
den Polizeiinspektionen ver-
bessert werden. Denn schließ-
lich sind es unsere Polizistin-
nen und Polizisten, die im 
Sinne der Bevölkerung tagtäg-
lich im Dienst „ihren Kopf hin-
halten“ müssen.

Das Thema „Personal“ ist 
allgegenwärtig. Wo siehst 
du die Ansätze für eine er-
folgreiche Rekrutierung 
und eine entsprechende 
Aus- und Fortbildung? 

Angela Lueger: BM Kickl 
verspricht im MR-Beschluss 
vom Februar zusätzliche 4100 
neue Planstellen für die Poli-
zei.  Aber ist das in der Pra-
xis auch umsetzbar? Denn wir 
wissen, dass viele Polizistinnen 
und Polizisten in den nächsten 
Jahren in Pension gehen und 
dieses Delta gilt es zu schlie-
ßen. Wir werden den Herrn 
Bundesminister nicht nur an 
den Worten, sondern an sei-
nen Taten messen. 
Zur Rekrutierung: Es hat ja im 
Frühjahr erstmals ein Recrui-
ting Day stattgefunden. Hier 
ist aber zu hinterfragen: Wie 
viele von jenen, die sich gemel-
det haben, bleiben auch wirk-
lich interessiert am Beruf des 
Polizisten? Wie viele schaffen 
die Aufnahmeprüfung? Wie 
viele halten die gesamte Aus-

Nicht nur ÜBER die Polizei reden,  
sondern gemeinsam MIT der  
Polizei gestalten
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bildungszeit durch? Und wie 
viele werden dann tatsächlich 
in den Polizeidienst übernom-
men? Immerhin wurde der Zu-
gang zum Polizeiberuf bereits 
erleichtert: Mindest- und Ma-
ximalgrößen wurden abge-
schafft und auch Zivildiener 
dürfen sich bewerben. 
Einer der schwierigsten Punkte 
wird die Rekrutierung im Be-
reich der Wirtschafts- und Cy-
berkriminalität sein, wo die 
derzeitigen Planstellen laut 
Rechnungshofbericht nur zu 
rund 80 % besetzt sind.
Zudem ist die Aus- und Fort-
bildung für Polizistinnen und 
Polizisten ein wichtiger Be-
standteil ihrer Arbeit. Sie müs-
sen immer für neue Situati-
onen und Entwicklungen in 
der Gesellschaft gut gerüstet 
sein.

Die Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie sowie die 
Erhaltung der Gesundheit 
sind wichtige Themen für 
unsere Polizistinnen und 
Polizisten. Wird deiner Mei-
nung nach von politischer 
Seite genug dafür getan?

Angela Lueger: Aufgrund 
der  langen Dienstzeiten, der 
psychischen und der phy-
sischen Belastungen und der 
vielen Überstunden zählt der 
Polizeidienst sicher nicht zu 
den familienfreundlichsten Tä-
tigkeiten.  Die Familienmini-
sterin zeichnet regelmäßig fa-
milienfreundliche Gemeinden 
und Betriebe aus. Frau Fami-
lienministerin und Herr Innen-

minister: hier gibt es – gera-
de im Polizeidienst – noch viel 
zu tun! 

Parlamentarische Anfra-
gen an die VP- Innenmini-
ster wurden von diesen in 
den letzten Jahren mehr als 
dürftig beantwortet. Kann 
man beim neuen Innenmi-
nister jetzt schon eine Bes-
serung merken?

Angela Lueger: Die parla-
mentarische Kontrolle ist nach 
wie vor schwierig. Sieht man 
sich die Beantwortungen der 
letzten Monate an, stellt man 
fest, dass Antworten wie „ent-
sprechende Statistiken werden 
nicht geführt“, „diese Frage 
kann aufgrund des hohen Ver-
waltungsaufwandes nicht be-
antwortet werden“ oder „aus 
datenschutzrechtlichen Grün-
den bzw. aufgrund der Ver-
pflichtung zur Amtsverschwie-
genheit, muss von einer Be-
antwortung Abstand genom-
men werden“, immer wieder 
vorkommen.
Führende Kräfte in der Po-
lizei sagen, dass die Polizei 
in fünf Jahren ganz anders 
aussehen wird. Kein Stein 
soll auf dem anderen blei-
ben. Was weiß die Oppo-
sition von solchen Plänen 
bzw. wird vom Innenmini-
ster der Innenausschuss da-
bei eingebunden?

Angela Lueger: Nein!

Seitens der Regierung wur-
de ein Sicherheitspaket ge-

schnürt, das auch bei Ex-
perten auf Widerstand ge-
stoßen ist. Selbst der jet-
zige Innenminister hat vor 
einigen Monaten noch von 
einem „Stasipaket“ nach 
„DDR-Beispiel“ gesprochen. 
Wie steht die SPÖ dazu?

Angela Lueger: Wir haben 
dieses Sicherheitspaket, so 
wie die Experten, als Über-
wachungspaket bezeichnet. 
Generell können damit künf-
tig alle überwacht werden. Es 
trifft jeden von uns, der ein 
Handy, Computer oder ein 
Fahrzeug hat, und jeden, der 
sich im öffentlichen Raum be-
wegt. Dazu kommt, dass es 
überhaupt keinen Beleg gibt, 
weder aus nationalen noch 
internationalen Vergleichen, 
dass diese Maßnahmen die 
tatsächlich Sicherheit erhö-
hen. Bemerkenswert am Si-
cherheitspaket ist auch, wie 
schnell die FPÖ bei diesem 
Thema umgefallen ist. Noch 
im Vorjahr hat sich die FPÖ 
dagegen ausgesprochen, Her-
bert Kickl – damals Generalse-
kretär der FPÖ - hat die Maß-
nahmen scharf kritisiert: Das 
Sicherheitspaket der ÖVP sei 
eine gefährliche Drohung und 
werde von der FPÖ abgelehnt. 
Es handle sich um ein Papier 
der Grässlichkeiten und mit 
diesem Gesetz würde die Tür 
zu einem Spitzelsystem aufge-
stoßen, hieß es damals. Jetzt, 
als Innenminister, lobt Kickl 
das Sicherheitspaket als sein 
bestes Gesetz. Vor kurzem 
waren das für ihn noch „Sta-

simethoden“. Abschließend 
ist es uns als Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten 
wichtig, gute Rahmenbedin-
gungen für Polizistinnen und 
Polizisten zu schaffen, sowie 
für eine gute Ausrüstung (z.B. 
Stichschutzwesten) zu sorgen, 
damit sie ihren Dienst sicher 
versehen können. 

Personalvertretung und 
Gewerkschaft sind nahe an 
den Polizistinnen und Poli-
zisten. Sie wissen, wo der 
Schuh drückt. Wie siehst du 
die Zusammenarbeit zwi-
schen Interessensvertre-
tung und Politik bzw. wo 
siehst du einen Nutzen?

Angela Lueger: Die Zusam-
menarbeit mit der Interes-
sensvertretung, sowohl auf 
Bundes-, als auch auf Wiener 
Ebene, sehe ist sehr positiv. 
Es vergeht keine Woche, wo 
wir nicht zumindest telefo-
nieren. Durch den Austausch 
mit den Kolleginnen und Kol-
legen können Schwierig-
keiten und Probleme, die auf 
den Dienststellen auftreten, 
aufgegriffen werden und po-
litische Lösungen vorange-
trieben werden. Mir ist es 
wichtig, dass wir nicht ÜBER 
die Polizei reden, sondern ge-
meinsam MIT der Polizei ge-
stalten können.

Liebe Angela, vielen Dank 
für das Interview und deine 
Unterstützung, wir freuen 
uns auf eine gute Zusam-
menarbeit!
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Das Filmen und Fotogra-
fieren von Exekutivbe-

diensteten führt vermehrt zu 
schwierigen Situationen im 
Polizei-Alltag. Um besser ein-
zuschätzen, wann eine straf-
rechtliche Grenze überschrit-
ten wird, hat die Sicherheits-
akademie in Zusammenarbeit 
mit der Kommunikationsab-
teilung des Innenministeriums 
ein neues E-Learning-Tool ent-
wickelt.

Während einer polizeilichen 
Amtshandlung im öffentlichen 
Raum zückt ein Passant sein 
Smartphone und beginnt, die 
Beteiligten zu filmen. Auch 
nach mehrmaliger Aufforde-
rung stoppt der Schaulustige 
die Videoaufnahme nicht. Das 
ist leider mittlerweile ein häu-
figes Szenario im Alltag der 
österreichischen Polizistinnen 
und Polizisten. Es komme häu-
fig vor, dass die Amtshandlung 
dadurch gestört oder zumin-
dest beeinträchtigt werde. Für 
die Polizistinnen und Polizisten 
ist es dann wichtig zu wissen, 
was seitens der Exekutive in 
diesem Fall zu tun ist und wel-
che rechtlichen Rahmenbedin-
gungen es gibt.

Rechtlicher Graubereich

Die Situation ist schwierig. Tat-
sache ist: Das bloße Herstel-
len von Personenbildnissen 
und Videoaufnahmen ist ge-
nerell erlaubt und nicht straf-
bar – das gilt auch für das Fil-
men oder Fotografieren von 
Amtshandlungen. Erst die Ver-
öffentlichung von Personenbil-
dern ohne vorherige Zustim-
mung ist verboten – allerdings, 
so regelt es der Bildnisschutz 
in § 78 des Urheberrechtsge-
setz, nur bei Beeinträchtigung 
berechtigter Interessen. Was 
genau davon umfasst ist, defi-
niert das Gesetz nicht. 

Neues Lernmodul

„Die Gesetzgebung und 
Rechtsprechung sind in die-
sem Bereich ungenau und 
unzureichend“, erklärt Gene-
ralmajor Günter Krenn, Lei-
ter des Zentrums für Fortbil-
dung der Sicherheitsakade-
mie. „Mit der Entwicklung 
des Lernmoduls haben wir ei-
ne aktuelle Problematik auf-
gegriffen und eine Maßnah-
me geschaffen, um unsere 
Polizistinnen und Polizisten 
für die rechtlichen Grundla-
gen in dieser heiklen Materie 
zu sensibilisieren.“

Wichtig sei, zwischen Bild-
aufnahme und Veröffentli-
chung scharf zu unterschei-
den. Bei Bild-, Video- oder 
Tonaufzeichnungen beste-
hen für Exekutivbedienstete 
grundsätzlich keine aktiven 
Verhinderungsmöglichkeiten 
während der Amtshandlung. 
Bei missbräuchlicher Ver-
wendung kann jedoch zivil- 

oder strafrechtlicher Schutz 
in Anspruch genommen wer-
den. Für die Beurteilung ei-
ner verbotenen Bildnis-Veröf-
fentlichung im polizeilichen 
Kontext gibt es Anhalts-
punkte, etwa einschlägige 
richterliche Entscheidungen. 
Könnten dadurch etwa poli-
zeiliche Amtshandlungen be-
einträchtigt werden, so wür-
de es sich um eine Verlet-
zung berechtigter Interessen 
handeln. Beispielsweise auch 

dann, wenn der abgebildete 
Polizist in der Folge nicht 
mehr als verdeckter Ermittler 
arbeiten könnte. 

Die Freischaltung des E-Lear-
ning-Tools „Das Recht am ei-
genen Bild“ am SIAK-Cam-
pus erfolgte am 6. Apri l 
2018. Dieses Tool ist ein 
wichtiger Schritt, mehr exe-
kutive Handlungssicherheit in 
dieser Rechtsmaterie zu er-
wirken.

Was tun, wenn Amtshandlungen  
mitgefilmt werden?

KELLER & Co
Wirtschaftstreuhandgesellschaft m. b. H

1100 Wien, Buchengasse 174
Tel. 603 72 64, Fax DW 30
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Alle Bediensteten des In-
nenressorts haben die 

Möglichkeit zur Supervisi-
on. Informationen sind ab 
sofort auf einer neu gestal-
teten Seite im Intranet ab-
rufbar.
Gruppensupervision wird ös-
terreichweit für alle Bedien-
steten des Bundesministeri-
ums für Inneres vom Psycho-
logischen Dienst des BMI an-
geboten. 

Gemeinsame Ziele 

Supervision kann als Beratungs-
instrument einen wesentlichen 
Beitrag zur Gesundheitsförde-
rung und -erhaltung leisten. 
Für viele berufl iche Herausfor-
derungen ist Supervision eine 
professionelle Beratungsme-
thode und kann der Entlastung 

bei herausfordernden Arbeits-
situationen dienen. Supervisi-
on soll unter anderem die Kom-
munikationsfähigkeit fördern, 
der Professionalisierung die-

nen und die Zusammenarbeit 
im Team stärken. Dazu werden 
gemeinsame Ziele vereinbart. 
Der Supervisor oder die Super-
visorin bietet Unterstützung im 

Prozess der Lösungsfindung 
sowie bei der Umsetzung der 
Ziele. Durch die Sicht „von au-
ßen“ sollen neue Antworten 
und Lösungswege im Team ge-
neriert werden. 

Neuer Intranet-Auftritt

Was ist Supervision genau? Wer 
kann Supervision beantragen? 
Wie viel Zeit nimmt Supervision 
in Anspruch und wann fi ndet 
sie statt? Wer führt die Supervi-
sion durch? Antworten auf die-
se Fragen und Informationen 
rund um die Antragstellung, 
die Ansprechpersonen beim 
Psychologischen Dienst des 
BMI und zur Verschwiegenheit 
fi nden Sie auf der neu einge-
richteten Seite im Intranet, die 
auch unter den Direktlinks zu 
fi nden ist.

Wiederum eine glanzvolle 
Festgala im Wiener Rat-

haus für Aushängeschilder der 
Wiener Polizei. Zum zehnten 
Mal wurden die besten Poli-
zisten in sechs Kategorien ge-
ehrt. Den Publikumspreis „Po-
lizist des Jahres“ bestimmten 
die Krone-Leser per online-
voting. Sieger wurde BezIn-
sp Mario Magler aus Simme-
ring. „Ich bin überwältigt, vie-
len Dank“, so Koll. Magler, 
der durch den einen bestens 
koordinierten Großeinsatz ei-
ne polnische Einbrecherbande 
dingfest machte.  Die weite-
ren Preisträger bestimmte eine 
Fachjury. Ausgezeichnet wur-
den: Anton Schmidl (Verkehrs-
sicherheit), Manfred Mahr-
hauser (Kriminalist), Micha-
el Felsberger (Prävention), Ad-
mir Salihovic (Newcomer) und 
Hubert Grameth für sein Le-
benswerk. Unter den Gratu-

lanten ua.: Landtagspräsident 
Harry Kopietz und Landespo-
lizeipräsident Gerhard Pürstl. 
Sie alle lobten die herausfor-
dernde Arbeit der Polizistinnen 
und Polizisten, die täglich rund 
um die Uhr Schutz und Hilfe 
bieten. Wir schließen uns den 
Gratulationen gerne an!  

Psychologischer Dienst 
Supervision: Neue Möglichkeiten entdecken

Wiens beste Polizisten geehrt
133-award 2018

MELDUNGEN

Gratulationen gerne an!  
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Die Kosten für die Mini-
sterbüros sind unter Tür-

kis-Blau deutlich gestiegen, 
geht aus einer Anfrageserie 
der NEOS hervor. Die Kosten 
für neue geschaffene General-
sekretariate sind im Innenmini-
sterium am höchsten. Schlan-
ker ist der Regierungsapparat 
auch in Zeiten von Sparbudgets 
unter Türkis-Blau nicht gewor-
den. Wie eine aktuelle Anfrage 
zeigt, ist die Zahl der Kabinetts-
referenten im Vergleich zur Vor-
gängerregierung von 164 auf 
175 gestiegen. Die monatlichen 
Kosten liegen aktuelle bei 1,36 
Millionen Euro, was einem An-
stieg um neun Prozent gegen-
über dem Vorjahr entspricht. 
Insgesamt arbeiten aber noch 
deutlich mehr Mitarbeiter für 
die Minister. Zusätzlich zu den 
Referenten gibt es nämlich 
noch mindestens 96 Kanzlei-
kräfte, die ebenfalls in den Ka-
binetten beschäftigt sind. Min-
destens deshalb, weil von Ver-
teidigungsminister Mario Kuna-
sek (FPÖ) keine konkrete Zahl 
genannt wurde. Inklusive dieser 
Mitarbeiter steigen die Kosten 
jedenfalls auf gut 1,9 Millionen 
Euro monatlich. 

Neue Generalsekretäre 

Darüber hinaus wurden in meh-
reren Ressorts, wie berichtet, 

Generalsekretäre geschaffen, 
die zum Teil wiederum Mitar-
beiter haben. Die monatlichen 

Kosten dafür liegen zumindest 
bei 221.000 Euro, wobei aller-
dings nicht alle Ressorts voll-

ständig Daten gemeldet haben. 
Eine Schätzung geht daher da-
von aus, dass die tatsächlichen 
noch einmal um gut 20.000 Eu-
ro darüber liegen. Die General-
sekretäre führten freilich nicht 
überall zu Mehrkosten. Im Ju-
stizministerium von Josef Mo-
ser (ÖVP) wurde beispielswei-
se Sektionschef Christian Piln-
acek in Personalunion zum Ge-
neralsekretär bestellt, weshalb 
naturgemäß keine zusätzlichen 
Kosten anfallen. Eine ähnliche 
Konstellation gibt es im Finanz-
ressort, wo Kabinettchef Tho-
mas Schmid gleichzeitig als Ge-
neralsekretär fungiert. Die mit 
Abstand höchsten Kosten ver-
ursacht das von Peter Goldgru-
ber geleitete Generalsekretari-
at im Innenministerium. Kon-
kret beträgt die zusätzliche 
Belastung laut Anfragebeant-
wortung von Minister Herbert 
Kickl (FPÖ) 79.282,96 Euro pro 
Monat. Jedenfalls ist ein Wider-
spruch zwischen den öffentli-
chen Reden der Regierungsspit-
ze und dem tatsächlichen Han-
deln deutlich auszumachen. 
Das oft wiederholte `Sparen im 
System´ ist nicht mehr als ein 
Marketing-Gag der Regierung. 
Anstatt zu sparen, werden die 
aufgeblähten politischen Appa-
rate in Wirklichkeit noch mehr 
aufgebläht.

Quelle: Standard, 17.5.2018 

Mehr als 280 Mitarbeiter  
für 14 Minister

MELDUNGEN



 Bezahlte Anzeige

Wien bietet Mountainbike-Routen für jedes Niveau und für jeden Geschmack.
Das hügelige Gebiet des Wienerwaldes lässt MountainbikerInnen-Herzen höher schla-
gen: Ein eindrucksvolles Streckennetz innerhalb des Stadtgebietes, das bequem über  
die Stadt Wien live-App angezeigt werden kann, lässt adrenalingeladene Mountain-
bike-Fahrten über Stock, Stein und Wurzeln zu und bietet Spaß sowohl für Hobby-
bikerInnen als auch für Profis. Darüber hinaus locken am Streckenrand viele Einkehr-
möglichkeiten, um die Energiereserven wieder aufzufüllen.

Alle Infos www.sport.wien.at, App-Download unter www.wien.at/live/app

EINE STADT,
DIE BIKERN BERGE GIBT.

WIEN KANN.
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„Wehret den Anfän-
gen“ heißt in er-

ster Linie für eine gerechte-
re Welt zu kämpfen“ 

Liebe Freundinnen!  
Liebe Freunde!         

Ich möchte beginnen mit 
einem Gedicht: 

„Wenn es Nacht wird, wer-
den sie dich holen, - 
nicht nur dich allein. 
Wenn es Nacht wird, ist 
befohlen, - nicht mehr 
Mensch zu sein. 
Wenn es Nacht wird, wer-
den sie dich jagen - wie 
man Hunde jagt. 
Wenn es Nacht wird, wird 
erschlagen, - wer ein Wort 
dawider sagt. 
Wenn es Nacht wird, wer-
den sie dich lehren - wie 
man Grütze frisst. 
Dass es nie mehr Nacht 
wird, müssen wir uns weh-
ren.  Wehe, wenn du das 
vergisst.“ 

Dieses Gedicht könnte viel-
leicht ein wenig das Mot-
to unserer Kundgebung sein. 
Es ist noch nicht Nacht, aber 
es dämmert schon. Durch 
die schwarzblaue Regierung 
wird der Himmel verfinstert. 
Die größte Gefahr geht heute 
meiner Ansicht nicht von je-
nen Idioten aus, die den Na-
tionalsozialismus noch immer 
verherrlichen. Sie können re-
lativ leicht demaskiert wer-
den und auch den bestehen-
den Gesetzen kann ihnen ju-
ristisch eine Grenze gesetzt 
werden. Die größte Gefahr 
sehe ich darin, dass die neue 
Regierung eine Politik macht, 
die den Boden für Rechtsra-

dikalismus bereitet und un-
sere Demokratie in Gefahr 
bringt. Wie der Herr Kurz  an 
die Macht gekommen ist, das 
war für mich in demokratie-
politischer Hinsicht schon sehr 
bedenklich. Es war zwar kein 
Putsch, aber er hat sich plötz-
lich von der eigenen Partei 
zum Alleinherrscher gemacht 
und ich fürchte, dass er sich 
jetzt als Regierungschef auch 
zum Alleinherrscher in Öster-
reich machen möchte. Sol-
chen Machtmenschen geht es 
meistens weder um die Par-
tei, noch um das Volk, son-
dern nur um sich selbst. 
Demokratiezersetzend durch 
die Regierung ist für mich 
auf jeden Fall ihr Angriff auf 
die Gewerkschaft und die 
Arbeiterkammer. Man will 
die Arbeiterkammer und 
die Gewerkschaft zumin-
dest schwächen und finanzi-
ell aushungern. Der deutsche 
Sozialphilosoph Oskar Negt 
sagt:  „Wer die Gewerkscha-
fen schwächen oder abschaf-
fen möchte, der legt die Axt 
an die Wurzeln der Demokra-
tie.“ 
Die politische Richtung der 
beiden Regierungsparteien 
ist eindeutig. Sie machen ei-
ne Politik für die Reichen. 
Ich möchte der ÖVP auch ih-
re christliche Maske vom Ge-
sicht herunterreißen, denn ih-
re Politik ist alles andere als 
christlich. Als katholischer 
Priester möchte ich aus der 
Sicht des Glaubens diese Po-
litik demaskieren. In der Bibel 
gibt es den Schlüsselsatz, der 
heißt: „Wenn du alles, was 
du besitzt den Armen austei-
len würdest, hättest aber die 
Liebe nicht, dann wäre alles 
umsonst.“ Paulus möchte da-

mit sagen: Du kannst durch 
manche Taten vielleicht den 
Eindruck eines sozialen Men-
schen machen – das „hättest 
du aber die Liebe nicht“ heißt: 
Geht es dir in deiner Absicht, 
in deiner innersten Intention 
nicht wirklich um den Men-
schen, dann hat dein äußeres 
soziales Tun nichts mit der Lie-
be zu tun – dann ist alles um-
sonst. 

Ein Unternehmer / eine Un-
ternehmerin kann hunderten 
Menschen eine Arbeit geben 
und er / sie hat dadurch das 
Gefühl, eine soziale Tat zu set-
zen. Paulus würde ihm / ihr 
sagen: Wenn es dir in deiner 
ehrlichen Absicht nur um dei-
nen Profit geht und nicht um 
die Arbeiterinnen und Arbei-
ter, dann hat das mit Liebe 
überhaupt nichts zu tun. 
Der Herr Kurz ist nach seiner 
Angelobung als Bundeskanz-
ler in Wien mit dem Suppen-
bus der Caritas mitgefahren 
und hat an die Obdachlosen 
Suppe ausgeteilt. Das war 
aber nur Show.    Er wolle sich 
im Fernsehen als Sozialapostel 
zeigen. Wenn er die Routen 
für die hungernden Flücht-
linge schließen möchte und es 
ihm wurscht ist, ob die Flücht-
linge in riesigen Flüchtlings-
lagern verrecken, dann ist es 
ihm in seiner innersten Absicht 
völlig egal wie es den Ärmsten 
unserer Zeit geht. Wenn der 
Herr Kurz und der Herr Stra-
che jegliche neue Vermögens-
steuer und Erbschaftssteuer 
ablehnen, dann ist es eine kla-
re Konsequenz, dass sie das 
Geld von den Schwächeren 
und Schwächsten der Gesell-
schaft holen und dass sie da-
mit unser soziales Netz zerrei-

ßen. Ich denke aber hier nicht 
nur an Österreich. Sie machen 
auch weltweit eine Politik, 
die die Schere zwischen Arm 
und Reich immer weiter aus-
einander treibt und die Men-
schen in den armen Ländern 
immer noch ärmer macht. Die 
Menschen müssen dann flie-
hen, weil sie in ihrem eigenen 
Land verhungern und keine 
Zukunft haben. ÖVP und FPÖ 
sind willige Vasallen des ver-
brecherischen, neoliberalen, 
kapitalistischen Wirtschaftssy-
stems, das Millionen von Hun-
gertoten auf seinem Gewissen 
hat und das unaufhörlich die 
Umwelt zerstört. Papst Fran-
ziskus sagt, dass diese Wirt-
schaft tötet und dass in die-
ser Wirtschaft Menschen wie 
Müll entsorgt werden. Auch 
der Münchner Erzbischof Kar-
dinal Reinhard Marx sagte vor 
kurzem, dass wir wieder mehr 
Marxismus brauchen, um den 
verbrecherischen Kapitalismus 
zähmen zu können. 

Die größte Ursache, dass es 
im Jahr 1938 zum Anschluss 
gekommen ist und die Leute 
dem Hitler zugejubelt haben, 
war die Arbeitslosigkeit und 
die soziale Not der Menschen. 
Sie waren der Nährboden für 
den Nationalsozialismus. Wir 
brauchen heute durch die Po-
litik nicht nur Almosen – nicht 
nur „Licht ins Dunkel“ und 
Caritas. Wir brauchen Ge-
rechtigkeit. Barmherzigkeit ist 
zu wenig. Gerechtigkeit ist in 
Strukturen gegossene Liebe. 
Gerechtigkeit, das sind Struk-
turen, die die Kluft zwischen 
Arm und Reich schließen; 
Strukturen, die nicht nur in 
Österreich, sondern weltweit 
eine permanente Umvertei-

„Nie wieder Faschismus!  
Nie wieder Krieg!“
Kundgebung am 12. März 2018, Stock im Eisen-Platz in Wien, 
Rede von Kaplan Franz Sieder

MELDUNGEN
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Neun Polizistinnen und 15 
Polizisten schlossen am 

23. Mai 2018 im Bildungszen-
trum der Sicherheitsakade-
mie in Krumpendorf die Poli-
zeigrundausbildung ab. Sie 
werden ab 1. Juni 2018 für 
die Sicherheit der Menschen in 
Kärnten sorgen.

Motiviert, exzellent ausgebil-
det und bereit, Verantwortung 
für die Sicherheit der Österrei-
cherinnen und Österreicher zu 
übernehmen, beschrieb Kabi-
nettschef Ing. Mag. Reinhard 
Teufel die 24 Polizistinnen und 
Polizisten beim Lehrgangsab-
schluss am 23. Mai 2018 in 
Krumpendorf. Sie absolvierten 
Mitte Mai 2018 die mündliche 
Dienstprüfung und verstärken 
ab 1. Juni 2018 die Kärntner 
Polizei.

Zwischen Lebensrettung und 
Großeinsätzen

Besonders hervorzuheben ist 
der Einsatz, bei dem Aspirant 
Andreas Stossier und fünf Kol-

legen unter Einsatz ihres eige-
nen Lebens einem Mann zu 
Hilfe kamen, der sich das Le-
ben zu nehmen drohte. An-
lässlich dieser Lebensrettung 
wird ihm Ende Mai die „Gol-

dene Medaille am roten Band“ 
verliehen. Die Teilnehmer des 
Lehrgangs unterstützten auch 
als Einsatzreserve das Lan-
deskriminalamt Kärnten bei 
großen Amtshandlungen, bei-

spielsweise bei groß ange-
legten Hausdurchsuchungen.
Anm.d.Red.: Wir gratulieren 
zum erfolgreichen Abschluss 
und wünschen euch für die 
Zukunft nur das Beste!

lung von Reich zu Arm bewir-
ken; Strukturen, die es verhin-
dern, dass überhaupt Reiche 
so reich werden können. Fast 
alle Kriege auf der Welt haben 
als Wurzel die soziale Unge-
rechtigkeit. Ohne Gerechtig-
keit wird  es auch in Zukunft 

auf unserer Welt keinen dau-
erhaften Frieden geben. 

Christa Wolf hat gesagt: Es ist 
wichtiger den Fokus auf den 
Vorkrieg zu legen als auf den 
Krieg. Wir befinden uns be-
reits im Vorkrieg und teilwei-

se auch schon im Krieg. Wenn 
Millionen Menschen auf den 
Schlachtfeldern des Kapita-
lismus an Hunger sterben, 
dann wird das nicht als Krieg 
bezeichnet, aber für mich ist 
es Krieg. „Wehret den An-
fängen“ heißt in erster Linie 

für eine gerechtere Welt zu 
kämpfen!  
Dass es nicht mehr Nacht wird 
– müssen wir uns wehren! 
Wehe, wenn du das vergisst!

Anm.d.Red.: Dieses Thema 
geht uns alle an!

Verstärkung für die Polizei in Kärnten

MELDUNGEN

Hausbetreuung
Manfred Krist

Friedrich Schiller-Straße 85
2340 Mödling

Mobil: +43 664 8585595
E-Mail: hausbetreuung62@gmx.at

In vielem steckt 
ein Stück von uns.

Dichtomatik hat Dichtungen für alle 
Anwendungsbereiche. Standardisierte 
Qualitäten und Abmessungen liegen 
in riesiger Auswahl am Lager. Aber 
nicht nur die Standarddichtung, wann 
immer Sie sie brauchen, sondern 
auch technisches Know-how für jeden 
Einzelfall halten wir bereit. Für opti-
male Lösung der Dichtungsprobleme 
z.B. bei der Entwicklung Ihres neuen 
Produktes geben unserer Ingenieure 
entscheidende Impulse – das eine 
oder andere Expertenstück von uns.

Dichtomatik Handelsges.m.b.H.
A-1220 Wien, Rautenweg 17
Telefon 01 / 259 35 41
Telefax 01 / 259 35 41-915

www.dichtomatik.at

DICHTOMATIK
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„Viel Dynamik und eini-
ge Bonmots“, „We-

gen ihm steht Wien gut da“, 
„Trifft stets den richtigen Ton“, 
„Mit Häupl geht ein ganz Gro-
ßer“, „Vertrauensvolle Koo-
peration“, „Hatte immer ein 
offenes Ohr“, „Wien ist an-
ders als vor 24 Jahren“, „Ei-
ne Säule der Sozialdemokra-
tie tritt ab“. Das nur eine klei-
ne Auswahl von Stimmen aus 
Wirtschaft, Kultur und Politik 
aller Weltanschauungen zum 
Abschied von Bürgermeister 
Dr. Michael Häupl. Es ist da-
her nachvollziehbar, dass im 
Wiener Rathaus Bürgermei-
ster Michael Häupl nach sei-
ner letzten Rede mit Standing 
Ovations von SPÖ, ÖVP, Grü-
ne und Neos verabschiedet 
wurde. Es ist umso bezeich-
nender, dass eine Fraktion sit-
zen blieb und sich verweiger-
te  – die FPÖ! „Das ist mehr 
als schäbig“, schrieb die Krone 
am 25.5.2018 dazu – weiterer 
Kommentar überflüssig!

Michael Häupl, langjähriger 
Bürgermeister und Landes-
hauptmann von Wien, hat sich 
immer wieder schützend vor 
„seine“ Polizistinnen und Po-
lizisten gestellt und die Wiener 
Polizei auch materiell sehr oft 
und intensiv unterstützt. Im-
mer, wenn sich der zuständige 
Innenminister in finanzieller 
Verlegenheit befand (taktische 
politische Manöver wird ja nie-
mand vermuten), und dies war 
oft der Fall, ist die Gemeinde 
Wien mit Michael Häupl an 
der Spitze helfend eingesprun-
gen. Zur Erinnerung haben wir 
im Archiv gekramt, einige Bei-
spiele haben wir abgebildet, 
vieles wird viel zu schnell ver-
gessen!  

Wir, die FSG/Klub der Exe-
kutive in der Polizeigewerk-

schaft und ich persönlich be-
danken uns bei dir, lieber Mi-
chael, für die langjährige gu-
te Zusammenarbeit und deine 
Handschlagqualität. Diese Zu-

sammenarbeit war nie Selbst-
zweck, sondern kam vor 
allem unseren Wiener Polizis-
tinnen und Polizisten zu Gu-
te. Wir wünschen dir einen 

gesunden und aktiven Ruhe-
stand, Glück auf und Freund-
schaft!

Hermann Greylinger  

Danke, Michael!

12

Bgm. Häupl stellt sich hinter Polizei

Wiener Bürgermeister bezieht Stellung

Bürgermeister Häupl: „Es sei kühn, die Arbeit der Wiener 
Polizei als ineffi zient zu bezeichnen.

Österreich 
vom 1.4.2009

Heute
vom 1.4.2009

MELDUNGEN
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Über Betreiben von Koll. Franz Pail wurden vom Wiener 
Bürgermeister um 4,6 Millionen Schilling technische 
Geräte angekauft. 38 Personalcomputer, 30 Laptops der 
neuen Generation und Drucker, 32 Kopiergeräte, 110 
Handy´s und ein Verpflegungswagen.

Ein einmaliges Entgegenkommen von Dr. Michael Häupl ist der ermäßigte 
Eintritt in allen städtischen Hallenbädern und Saunas für die PolizistenInnen.

Städtische Hallenbäder und SaunasStädtische Hallenbäder und Saunas

Anlässlich des 40-jährigen Bestandsjubiläums spendete der Wiener 
Bürgermeister  für unsere Sondereinheit eine Korpsfahne.

40 Jahre WEGA, Häupl spendet die Korpsfahne für die WEGA40 Jahre WEGA, Häupl spendet die Korpsfahne für die WEGA

Technische Ausstattung für die Wiener SicherheitswacheTechnische Ausstattung für die Wiener Sicherheitswache

Feierliche Übergabe an die Kollegen der 
Polizeidiensthundeabteilung.

Bgm Häupl schenkt der PDH-Abteilung einen DiensthundBgm Häupl schenkt der PDH-Abteilung einen Diensthund

Gästefreundliche PolizeibeamtenInnen werden jährlich 
ausgezeichnet
Hilfsbereitschaft und Gästefreundlichkeit werden großge-
schrieben. Zahlreiche BeamteInnen werden jährlich für ihre 
Tätigkeit von der Gemeinde Wien ausgezeichnet und geehrt. 

Wien, die Weltstadt des TourismusWien, die Weltstadt des Tourismus

Michael Häupl spricht sich klar und deutlich gegen die Schließung von 
Wachzimmern aus und fordert zugleich ein Sicherheitskonzept. 

Keine Schließung von PolizeiwachzimmernKeine Schließung von Polizeiwachzimmern

Seit Dr. Michael Häupl Bürgermeister ist, werden die 
Ausmusterungen von Polizeischülern nicht mehr versteckt in 
der Marokkanerkaserne vorgenommen, sondern selbstbewusst 
in der Öffentlichkeit.

Angelobung und Ausmusterung von PolizeischülernAngelobung und Ausmusterung von Polizeischülern

WAHLWAHL 5

Bürgermeister Häupl entlastet die Sicherheitswache und sichert mit einem 
„Sechsmillionen Schilling Paket“ die Sicherheit der Wiener Schulkinder. 

Zivildiener sichern wieder die SchulwegeZivildiener sichern wieder die Schulwege

Der Wiener Bürgermeister machte es möglich, auf allen 
Wiener Linien ist der Dienstausweis unser Fahrschein. 

Bürgermeister Häupl stellte bereits 1995 10 Millionen Schilling für den Ankauf von 135 BAKS-
Geräte, 75 Drucker, 50 Kopiergeräte und 600 Hochkästen zur Verfügung. Häupl sagte damals: 
„Wir müssen der Polizei alles geben, was sie braucht, damit Täter rasch gefasst werden können“.

10 Millionen Schilling für technische Geräte10 Millionen Schilling für technische Geräte

Eine Wohnungsoffensive von Bürgermeister Häupl und Vorsitzenden Koll. Franz Pail für 
Wiener PolizistenInnen. Pail bedankte sich beim Bürgermeister für das Verständnis für 
die berechtigten Anliegen der Sicherheitswache. 

Im Rahmen eines Empfanges im Rathaus hat sich Bürgermeister 
Häupl bei den BeamtenInnen, die bei den Ausschreitungen in den 
ersten Februartagen 2000 verletzten wurden, für ihren Einsatz 
bedankt.

Bürgermeister Häupl empfängt verletzte SWB im RathausBürgermeister Häupl empfängt verletzte SWB im Rathaus

Es werden jährlich zahlreiche BeamteInnen für Ihre 
Einsatzbereitschaft von der Gemeinde Wien geehrt. 

Ehrungen und Auszeichnungen für verdienstvolle BeamteEhrungen und Auszeichnungen für verdienstvolle Beamte

Aus dem Gemeindebudget schaffte Dr. Michael Häupl 110 
Funkgeräte und 130 Bildschirmschreibmaschinen für die 
Wiener Polizei an.

Funkgeräte und BildschirmschreibmaschinenFunkgeräte und Bildschirmschreibmaschinen

Die Gemeinde Wien hat die Wiener Polizei mit 10 
Millionen Schilling für die Sanierung von Wachzimmern 
unterstützt. Andere redeten, Häupl handelte.

10 Millionen Schilling für die Sanierung der Wachzimmer10 Millionen Schilling für die Sanierung der Wachzimmer

PolizistenInnen  fahren gratis auf den Wiener LinienPolizistenInnen  fahren gratis auf den Wiener Linien

500 Wohnungen für Wiener PolizistenInnen500 Wohnungen für Wiener PolizistenInnen

�

SKURRILLE ZAHNGESCHICHTEN
Über Zahnwürmer und 22 Millionen Bakterien im Mund 

Zähne und Zahnschmerzen beschäftigten die Menschen schon immer. Alle Zähne der 
Heiligen Apollonia wurden als Symbol wegen ihres Glaubens ausgeschlagen; im Mittel-
alter glaubte man, dass Zahnwürmer der Grund für Zahnschmerzen sind. Bis heute ver-
bergen sich mysteriöse Geheimnisse in unserem Mund, viele Zusammenhänge sind im-
mer noch unbekannt. Man entdeckt aber auch immer etwas Neues. Wussten Sie zum 
Beispiel, dass unser Mund von zwanzig Millionen Bakterien besiedelt ist?

Zahnwürmer
Im Mittelalter glaubte man daran, dass für Zahnschmerzen Zahnwürmer verantwort-
lich sind. Aus diesem Grund legte der Medikus Würmer auf die Wange seines Patienten 
und zündete Räucherwerk an, damit kranke Zähne schneller ausfallen. In Taiwan glaubte 
man bis zum Ende des zwanzigsten Jahrhunderts an Zahnwürmer.
Zoo im Mund
Bakterien im Mund sind nicht neu. Aber wussten Sie, dass wir rund 22 Millionen davon 
im Mund haben? Viele sind sehr nützlich, weil sie Krankheitserreger abwehren und Nähr-
stoffe zersetzen. Andere aber lösen gefährliche Prozesse wie Parodontitis oder Karies aus 
oder haben eine Auswirkung auf die Erkrankung weiterer Organe.
Fünfzig Mal Kauen zum Abnehmen
Kaum jemand hat genug Zeit für ruhige Mahlzeiten. Doch wer jeden Bissen rund fünfzig 
Mal kaut, tut nicht nur seiner Verdauung etwas Gutes, sondern auch seinem Körperge-
wicht. Denn er wird leichter abnehmen. Der Grund dafür ist, dass die Hormone Zeit brau-
chen, um das Sättigungsgefühl auszulösen. Wer sein Essen schnell herunterschlingt, 
läuft die Gefahr, vor ungestilltem Hungergefühl eine zweite Portion zu verlangen und so 
mehr Kalorien zu sich zu nehmen als sein Körper braucht.
Schutzpatronin der Zahnärzte
Die Heilige Apollonia wurde um das Jahr 250 in Alexandria wegen ihres Glaubens um-
gebracht. Man schlug ihr alle Zähne aus und verbrannte sie schließlich im Feuer. Da-
rum wird sie als Nothelfer bei Zahnschmerzen angerufen. Sie gilt bis heute als Patro-
nin der Zahnärzte.

Unser Tipp: : Lassen Sie sich über aktuelle Entwicklungen und gesundheitliche Risiken, 
die von Ihrem Mund oder von Ihren Zähnen ausgehen können, regelmäßig von Ihrem 
Zahnarzt beraten. 

Fragen zu diesem Thema oder weitere zahnmedizinische Fragen 
beantworten gerne und kompetent die Zahnärzte der 

SCHWEIZER ZAHNARZT-MANAGEMENT GmbH!  

Praxis Mosonmagyaróvár 0800 29 14 90
H-9200 Magyar u. 33
Praxis Szombathely 0800 29 38 15
H-9700 Fö tér 29        
Praxis Szentgotthárd 0800 29 16 54
H-9970 Hunyadi u. 21

15 % Ermäßigung für Zahnbehandlung für 
Exekutive-Patienten und für deren Angehörige mit 
dem VIP-Partner-Code PA-423931 sowie ein 
zusätzliches Überraschungsgeschenk!

Alle Praxen    Mo. – Sa. 09.00 – 17.00
info@schweizerzahnarzt-management.eu
www.schweizerzahnarzt-management.eu

Quelle: http://theartsofanalysis.blogspot.de „The Dentist“ by Jan Miense Molenaer (1629)
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MELDUNGEN

Die öffentlichen Finanzen 
haben sich schon im Vor-

jahr stark verbessert und ha-
ben damit der ÖVP-FPÖ-Re-
gierung eine „hervorragende 
Ausgangslage“ beschert. 2017 
sind Defizit und Schuldenstand 
stark zurückgegangen, gleich-
zeitig sind die Einnahmen und 
das Bruttoinlandsprodukt stark 
gestiegen. Das zeigt die Rück-
schau auf die öffentlichen Fi-
nanzen 2017 der Statistik Aus-
tria, die heute präsentiert wur-
de. Statistik-Austria-Chef Kon-
rad Pesendorfer sprach von 
einem „tollen, exzellenten Er-
gebnis“ und einem „beson-
deren Jahr 2017“. Das Defizit 
wurde von 5,6 auf 2,6 Mrd. Eu-
ro bzw. von 1,6 auf 0,7 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
mehr als halbiert. Die Staats-
ausgaben stiegen weniger stark 
(um 1,3 Prozent) als die Einnah-
men (3,1 Prozent) an. Auch der 
Schuldenstand ging zurück, 
und zwar von 295,2 auf 290,3 
Mrd. Euro, die Schuldenquote 
fiel von 83,6 auf 78,6 Prozent 
des BIP zurück. Letztes ist nicht 
zuletzt auf den starken Anstieg 
(4,5 Prozent) des BIP von 353,3 
auf 369,2 Mrd. Euro zurückzu-
führen

Niedrigstes Defizit seit 2001

Das Defizit 2017 war das 
niedrigste seit 2001. Die Ab-
gabenquote sank auf 42,5 
Prozent des BIP, die höchste 
gab es mit 45,4 Prozent üb-
rigens auch im Jahr 2001. 
Die Gründe für das gute Er-
gebnis sind geringere Aus-
gaben für Arbeitslose, nied-
rige Zinsen, Zurückhaltung 
bei Ausgaben im Bereich För-
derwesen und Verwaltung 
bei einem gleichzeitigen An-
stieg der Einnahmen. Ange-
sichts dessen seien die „Vo-
raussetzung für ein Nulldefi-
zit“ sehr gut, sagte Pesendor-
fer. Die ÖVP-FPÖ-Regierung 
hat dieses für 2019 angepeilt, 
viele Experten rechnen damit, 
dass es angesichts der her-
vorragenden Konjunkturlage 
schon heuer erreicht werden 
könnte. Gesamtstaatlich wur-
de das letzte Mal 1974 ein 
Überschuss erzielt.

Staatseinnahmen um 5,3 
Mrd. Euro gestiegen

Die Staatseinnahmen 2017 
(insgesamt 178,6 Mrd. Eu-

ro) stiegen im Vergleich zum 
Vorjahr um 5,3 Mrd. Euro 
oder 3,1 Prozent. 87,4 Pro-
zent der Einnahmen stamm-
ten aus Steuern und Sozial-
beiträgen. Bei den Produk-
tions- und Importabgaben 
( inklus ive Mehrwertsteu-
er) lag die Steigerungsrate 
bei zwei Prozent. Die Ein-
nahmen aus Einkommen- 
und Vermögensteuern stie-
gen dagegen um 4,7 Pro-
zent. Die Steigerungsrate 
bei der Lohnsteuer näherte 
sich somit wieder dem Ni-
veau vor der Steuerreform 
2016 an, womit der Effekt 
dieser Steuerreform langsam 
wieder verpufft. Die Staats-
ausgaben (insgesamt 181,2 
Mrd. Euro) stiegen mit 1,3 
Prozent weniger stark an 
als die Einnahmen. Rund 45 
Prozent der Ausgaben ent-
fielen auf Sozialausgaben, 
für Personal wurden 22 Pro-
zent ausgegeben, der Sach-
aufwand betrug 13 Prozent. 
Der Anteil der Förderungen 
an den Staatsausgaben beli-
ef sich auf zehn Prozent und 
blieb somit annähernd auf 
dem Niveau von 2016.

Vermögenstransfer von 
Kärnten ausschlaggebend

Die Bundesebene erzielte 
2017 mit 2,8 Mrd. Euro ein 
wesentlich geringeres Defi-
zit als 2016 (4,4 Mrd. Euro). 
Auf Landesebene (Gebiets-
körperschaft, Landeskammern 
und sonstige Landeseinheiten) 
konnte 2017 ein Überschuss 
von 142 Mio. Euro (2016: De-
fizit von 1,2 Mrd. Euro) er-
reicht werden. Der Grund für 
diese deutliche Veränderung 
ist, dass 2016 ein Vermögen-
stransfer in Höhe von 1,2 Mrd. 
Euro vom Land Kärnten an 
den vom Bund kontrollierten 
Kärntner Ausgleichszahlungs-
Fonds im Zuge der Heta-Ab-
wicklung enthalten war.
Die Gemeindeebene ein-
schließlich Wien verzeichne-
te 2017 ein Maastricht-Defi-
zit von 160 Mio. Euro. 2016 
war das Defizit auf Gemein-
deebene mit 227 Mio. Euro 
höher ausgefallen. Die Sozial-
versicherungsträger erzielten 
2017 einen Überschuss von 
271 Mio. Euro.

Quelle: ORF.at/Agenturen

Kollege Hans Haas ist 50 
Jahre alt, glücklich ver-

heiratet und hat ein Kind. Er 
trat1983 in den Polizeidienst 
ein. Nach der Dienstprüfung 
versah er sechs Jahre am Alser-
grund seinen Dienst, anschlie-
ßend besuchte er einen dienst-
führenden Kurs. Nach Schaf-
fung des Kriminalreferates in 
der heutigen Form, wechsel-

te er im Dezember 2008 in 
das SPK Donaustadt, wo er 
seitdem im Assistenzbereich 
des Kriminalreferates seinen 
Dienst versieht.
Er engagiert sich seit jeher ger-
ne für die Kolleginnen und 
Kollegen. Das prädestiniert ihn 
dazu, sich sowohl im dienst-
lichen als auch im privaten Be-
reich dafür einzusetzen, dass 

er sowohl für jeden Einzelnen 
als auch für die Allgemeinheit 
positive Veränderungen her-
beiführen kann. Koll. Haas zu 
seiner neuen Aufgabe: „Durch 
Reden, Vertrauen und Han-
deln sowie der Organisati-
on von Ausflügen und Festl`n, 
hoffen wir - mein zukünftiges 
Team und ich, den Korpsgeist 
untereinander noch mehr zu 

stärken und dienstliche Ver-
besserungen für alle Kolle-
ginnen und Kollegen zu errei-
chen.  FürSozialeGemeinschaft 
- Weil uns die Menschen wich-
tig sind“!

Erholung der Staatsfinanzen hat schon 
2017 begonnen

FSG-Donaustadt hat  
neuen Vorsitzenden
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Wir 
bitten vor 

den Vorhang!

Am 6.3.2018, um 00.48 Uhr, wurden die Besatzungen der Stkw 
„C/1, C/3 und C/4“ bzgl. eines versuchten PKW ED – Täter fl üch-
ten – beordert. Nach kurzer Erhebung des Sachverhaltes an der 
Tatörtlichkeit konnte erhoben werden,  dass die Täter mit einem 
orangenen PKW gefl üchtet sind. Im Zuge einer Sofortfahndung 
konnte der PKW in Wien 3., Landstr. Gürtel 45 angehalten wer-
den. Bei einer Durchsuchung des Täterfahrzeuges konnte auch 
Einbruchswerkzeug aufgefunden werden. Die Angehaltenen 
wurden im Sinne der StPO festgenommen. Die Festnahmen der 
Täter war nur aufgrund einer perfekten Zusammenarbeit der 
Kollegen GrInsp Sabathiel Gustav, RevInsp Kolarich Erich, RevIn-
sp Hanka Andreas, Insp Lilic Darko, Insp Tollhammer Andreas, 
RevInsp Meisterhofer Philipp, GrInsp Fleck Gerhard,  Insp Kroiss 
Andrea und VB/S Trebla Alicia möglich. Die gesamte Amtshand-
lung zeigt, dass die EB vom SPK-Landstraße überaus motiviert 
sind und ein dienststellenübergreifendes Agieren reibungslos 
funktioniert. 

Am 7.5.2018, um 01.30 Uhr, wurde die Besatzung des Stkw 
„C/3“ – RvI SABITZER Daniel und RvI WURMBRAND Cornelia – 
zu einem schweren Raub in Wien 3., Landstr. Hauptstr. 185 be-
ordert. Bei dem schweren Raub wurde das Opfer durch mas-
sive Gewalteinwirkung verletzt. Im Zuge der Erstbefragung, wel-
che sich aufgrund der mangelnden Deutschkenntnisse und der 
schweren Verletzungen des Opfers als sehr schwierig gestaltete, 
konnte jedoch aufgrund der akribischen Befragung eine Perso-
nenbeschreibung und eine Fluchtrichtung der beiden Täter er-

hoben werden. Im Zuge einer Sofortfahndung mittels den Stkw 
„C/1“ – GrIns Steindl Franz und Insp Artner Wolfgang -   konn-
ten die beiden Täter angehalten und mit Unterstützung des 
Stkw „C/2“ – RevInsp Schuller Alexander,  Insp Holler Georg 
und VB/S Fritsch Lukas vorläufi g festgenommen werden. Das 
geraubte Gut wurde sichergestellt. Dank und Anerkennung für 
diese vorbildliche Amtshandlung.

Am 18.4.2018, um 14.05 Uhr, wurde die Besatzung des Stkw 
„C/3“ – BezInsp Krones Stephan und GrInsp Tuider Ronald, 
nach Wien 3., Erdbergstr. 92 zu einem DEFI-Einsatz beordert. 
Beim Eintreffen am Einsatzort konnte eine am Boden liegende, 
mit einer Decke zur Gänze abgedeckte Person wahrgenom-
men werden. Der Aufforderer gab gegenüber den EB an, dass 
er die Wiederbelebungsversuche seit einiger Zeit eingestellt 
hat, da diese erfolglos schienen. Von den angeführten EB wur-
de trotzdem mit der Reanimation begonnen und der DEFI zum 
Einsatz gebracht. Vom eingetroffenen RD konnte der Mann in 
weiterer Folge stabilisiert und in ein Krankenhaus verbracht 
werden.  Dank und Anerkennung für das vorbildliche und be-
herzte Einschreiten.

Am 12.5.2018, um 11.50 Uhr, wurde die Besatzung des Stkw 
„C/1“ – RevInsp Lunzer Daniel und Insp Meisterhofer Philipp -  
nach Wien 3., Landstr. Gürtel 41 beordert, da einer 93- jährigen 
Frau im Stiegenhaus ihre Geldbörse samt Einkaufstasche von 
zwei Tätern entrissen wurde. Offenbar wurde das Opfer bereits 
von ihrem getätigten Einkauf bis in das Stiegenhaus verfolgt. 
Nach ca. 1 Stunde wurden zwei verdächtige Männer angehalten 
und perlustriert. Eine Gegenüberstellung mit dem Opfer ergab, 
dass es sich um die beiden Täter handelte. Die beiden Täter wur-
den im Sinne der StPO vorläufi g festgenommen. Dank und An-
erkennung für das motivierte Einschreiten.

Stadtpolizeikommando

WIEN-Landstraße
Brigitte Baumgartner
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Am 24.11.2017 konnten die Kollegen Tuller, Edlinger,  Zipfl ,  
Köszegi, Slowiak, Stark, Preuner, Kraxner,  Krapesch R. und Mit-
terwachauer  im Zuge einer Schwerpunktaktion vier Täter nach 
Suchtmittelhandel vorläufi g festnehmen.
 
Am 2.1.2018 konnte durch BezInsp Snitily und wInsp Köcher ein 
Täter nach Suchtmittelhandel angehalten und vorläufi g festge-
nommen werden.
 
Durch die Kollegen wRevInsp Sumitsch und RevInsp Staudacher 
konnte am 3.1.2018 ein Täter nach mehrfachem versuchten ED 
vorläufi g festgenommen werden.
 
Am 4.1.2018 konnte durch die RevInsp Kraxner, wRevInsp Adl-
manninger und RevInsp Tröster ein Täter nach mehrfacher Sach-
beschädigung vorläufi g festgenommen werden.
 
Am 5.1.2018 konnten durch die Kollegen wRevInsp Sumitsch, 
RevInsp Zehetner, Insp Lanscha und Insp Spacek zwei Täter nach 
mehrfachem Geschäfts-ED vorläufi g festgenommen werden.
 
Am 5.1.2018 konnte durch BezInsp Leth, wRevInsp Blümel und 
Insp Fink ein Täter auf Grund einer Festnahmeanordnung wegen 
§ 201 StGB festgenommen werden.
 
Durch GrInsp Pachatz (PI-Ermittler) konnte eine Täterin nach 
Diebstahl von 19 Kameras ausgeforscht werden.
 
Am 19.1.2018 konnte durch RevInsp Kraxner, RevInsp Adlman-
ninger und RevInsp Preuner ein fl üchtender Täter nach Sucht-
mittelhandel angehalten und vorläufi g festgenommen werden.
 
Am 16.1.2018 konnte durch RevInsp Köszegi und Insp Pachler ein 
Täter nach SM-Handel, Widerstand gegen die Staatsgewalt und 
schwerer Körperverletzung vorläufi g festgenommen werden.
 
Am 20.1.2018 konnten RevInsp Horvath und wInsp Kalsberger 
einen Täter nach Automaten-ED, Widerstand gegen die Staats-

gewalt, schwerer Körperverletzung und Verstößen gegen das 
Suchtmittelgesetz vorläufi g festnehmen. 

Am 25.1.2018 konnten wRevInsp Hochleitner und Insp Riener 
einen Täter nach Geschäfts-ED vorläufi g festnehmen. 

Am 28.1.2018 konnten RevInsp Rathammer und Insp Krapesch 
einen Täter nach Suchtmittelhandel, Widerstand gegen die 
Staatsgewalt sowie schwerer Körperverletzung vorläufi g fest-
nehmen.
 
Durch RevInsp Kraxner und Insp Spacek konnte eine angehal-
tene Person auf Grund einer Festnahmeanordnung festgenom-
men werden.
 
Am 2.1.2018 konnten RevInsp Kraxner und wRevInsp Adlman-
ninger einen Täter nach Suchtmittelhandel vorläufi g festneh-
men.
 
Durch die wRevInsp Schuster (PI-Ermittlerin) konnte ein Täter 
nach Körperverletzung, Diebstahl, Urkundenunterdrückung und 
anderer diverser Delikte ausgeforscht werden. 

Am 14.2.2018 konnte durch Insp Riener und Insp Grashäftl mit 
Unterstützung der PI-Ermittler GrInsp Ringhofer und RevInsp 
Brustbauer ein Täter nach gewerbsmäßigem Betrug, Gebrauch 
fremder Ausweise, Fälschung besonders geschützter Urkunden 
vorläufi g festgenommen und in weiterer Folge in U-Haft genom-
men werden. 

Am 24.2.2018 konnten BezInsp Snitily, wInsp Suntinger, RevInsp 
Hirt und Insp Nigitsch Menschenleben, unter Einsatz der eigenen 
körperlichen Sicherheit, bei einem Brand retten.
 
Am 24.2.2018 konnten Insp Krapesch und Insp Bristela zwei Tä-
ter nach Handydiebstahl vorläufi g festnehmen.
 
Am 25.2.2018 konnte durch RevInsp Hanse und Insp Walloch 
ein Täter nach versuchtem Mord festgenommen werden.
 
Am 15.3.2018 konnten wInsp Kalsberger und Insp Spacek einen 
Täter nach gewerbsmäßigem  Diebstahl vorläufi g festnehmen.

Am 17.3.2018 wurde durch RevInsp Möstl eine Taschendiebin 
auf frischer Tat betreten und vorläufi g festgenommen. 

Stadtpolizeikommando

WIEN-Josefstadt
Boris Jany

Wirtschaftstreuhänder
Karl Hausch

Steuerberater

E-mail: offi ce@ hausch.at

Römergasse 34
A-1160 Wien

Tel. (+43-1) 489 83 83-0
Fax: (+43-1) 489 83 83-20

Vermögenstreuhänderin – Unternehmensberaterin
Bilanzbuchhalterin (SBB)

Buchhaltung – Personalverrechnung
Jahresabschlüsse – Beratung

Friedensgasse 2, 2201 Gerasdorf bei Wien
Tel.: 02246/2167 od. 3860, Fax: 02246/2167 DW 76

Email: o�  ce@ramert.net
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Kegelspieler das Leben gerettet 
Siehe Faksimile

 

Einbruchsdiebstahl I
Die Besatzung des Stkw L/7 (Tröszter, BezInsp und Holzschu-
ster, Insp) beteiligte sich an einer Fahndung des 10. Bezirkes 
bzgl. eines ED mit anwesendem Täter. Aufgrund der vorhan-
denen Beschreibung konnten zwei Personen wahrgenom-
men werden. Die Beamten versuchten sie anzuhalten, jedoch 
konnte ein Täter fl iehen, der zweite wurde festgenommen. 
Die Amtshandlung wurde vom LKA- Ast-Süd übernommen. 
Die erhebenden Kollegen konnten dem Festgenommen eine 
Vielzahl von Einbrüchen in KKW mit demselben „modus ope-
randi“ nachweisen.

Mordversuch
Der Einsatzgrund „Opfer mit zwei Messerstichen schwer ver-
letzt“ veranlasste die Beamten des Stkw L/4 (Bleicher, GrIn-
sp und Gamperl, Insp) zur einsatzmäßigen Zufahrt zum Tat-
ort. Dort angekommen konnte eruiert werden, dass es sich 
um eine Begehung im Familienkreis handelt und der Täter sich 
noch in einer Wohnung verschanzt. Mit einer großen Anzahl 
von Einsatzkräften wurde im Bereich der Wohnung eine Au-
ßensicherung aufgezogen. Der Täter hat allerdings während 
der Zufahrt die Wohnung verlassen und machte sich selbst bei 
den Kollegen auf offener Straße bemerkbar und wurde sofort 
festgenommen. Da der diensthabe Arzt angab, dass es sich 
bei der Verletzung um eine lebensgefährliche Stichverletzung 

handelt, wurde der Täter wegen Mordversuches festgenom-
men. Die weiteren Erhebungen zur Tat vor Ort ergaben, dass 
auch die Exfrau des Opfers bei der Tat anwesend war und sie 
möglicherweise eine Mittäterin ist, weshalb sie ebenfalls fest-
genommen wurde.

Einbruchsdiebstahl II
Der Funkwagenbesatzung L/5 (Verhnjak, BezInsp und Noll, In-
sp) gelang es einen Täter festzunehmen, der zuvor in ein A1-

Geschäft eingebrochen war. Sie waren im Zuge der Sofortfahn-
dung erfolgreich und konnte eine verdächtige Person wahrneh-
men. Als diese auf die Polizisten aufmerksam wurde, ließ er ei-
ne Tragetasche fallen und versuchte zu fl iehen. Noll nahm sofort 
die Verfolgung auf und konnten den Täter nach einiger Zeit stel-
len. In der fallen gelassenen Tragetasche befanden sich acht Mo-
biltelefone, die vom ED stammten. Die Festnahme erfolgte.  

Lebensretter
Die Beamten der Polizeiinspektion Hufelandgasse wurden zu 
einem Defi -Einsatz nach Hietzing beordert. Ein 83-jähriger 
Mann hatte in einer Wohnung einen Herz-Kreislauf-Stillstand 
erlitten, seine Frau hatte daraufhin die Einsatzkräfte verstän-
digt. Sofort begannen die beiden Polizisten RevInsp Landbauer 
(links im Bild) und RevInsp Inhof (rechts im Bild) mit Reanimati-
onsmaßnahmen, wobei auch ein Defi brillator zum Einsatz kam 
und mehrere Schocks abgab. Die kurz danach eintreffenden 
Sanitäter und der Notarzt setzten die Wiederbelebungsmaß-
nahmen fort. Die beiden Polizisten begleiteten die Einsatz-
fahrt ins Krankenhaus, um Kreuzungen vorab zu sperren und 
der Rettung einen möglichst schnellen Weg ins Krankenhaus 
zu ermöglichen.
(Siehe Faksimilie nächste Seite)

Walter Strallhofer

Stadtpolizeikommando

WIEN-Favoriten
Rene Strobl

Einbruchsdiebstahl I
Die Besatzung des Stkw L/7 (Tröszter, BezInsp und Holzschu-

Walter Strallhofer
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Durch die EB RevInsp Brandstetter Raphael und Insp Schnei-
der Stephan konnte in Wien 14., Hanakgasse 1 ein Täter we-
gen gefährlicher Drohung, schwerer Körperverletzung und 
versuchten Widerstands gegen die Staatsgewalt festgenom-
men werden. Der alkoholisierte Täter war mit einer Gas-
pistole bewaffnet und trat im Stiegenhaus gegen mehrere 
Wohnungstüren. Im Zuge der AH attackierte der Täter die 
einschreitenden EB und versetzte RvI BRANDSTETTER einen 
Faustschlag gegen den Brustkorb. Weiters bedrohte der Täter 
die einschreitende EB mit dem Umbringen. Nur durch Anwen-
dung von Körperkraft konnte der Widerstand des Täters über-
wunden werden und die Festnahme erfolgen. Die Gaspistole 
wurde sichergestellt und ein vorläufi ges Waffenverbot gegen 
den Täter ausgesprochen.
 
Durch die EB Insp Klem Markus und Insp Waldner Marcus konn-
te in Wien 15., Beingasse 27/3 ein Täter nach absichtlich schwe-
rer Körperverletzung festgenommen werden. Der Täter verletz-
te im Zuge eines Streites eine andere männliche Person mit-
tels Messerstich in den Bauch. In weiterer Folge konnte der Tä-
ter durch die beiden EB vor Ort angehalten und festgenommen 

werden. Das Messer konnte von den beiden EB vor Ort sicherge-
stellt werden. Die weitere Amtshandlung wurde durch den Haft-
journal des SPK15-Kriminalreferats übernommen.
 
Durch die EB Insp Huja Christian, Insp Pasha Florian und VB/S 
Reinagl Richard konnte in Wien 15., Gablenzgasse 5 in der dor-
tigen Lugner-City ein Täter wegen schwerer Körperverletzung 
und versuchten Widerstands gegen die Staatsgewalt festge-
nommen werden. Der Täter attackierte in der Lugner-City ande-
re Personen. Im Zuge der AH attackierte der Täter die einschrei-
tenden EB und schlug dabei Insp Pasha mit den Fäusten auf den 
rechten Oberarm und in den Brustbereich. Insp Pasha wurde da-
bei verletzt und musste vom Dienst abtreten. Nur durch Anwen-
dung von Körperkraft konnte der Widerstand des Täters über-
wunden werden und die Festnahme erfolgen.

Durch die EB RevInsp Seppele Sarah und RevInsp Drehmann Ber-
nadette konnte in Wien 15., Sechshauser Straße 12 ein Täter 
wegen schwerer Körperverletzung und versuchten Widerstands 
gegen die Staatsgewalt festgenommen werden. Der Täter belä-
stigte vor Ort diverse Passanten und blendete mit einer Taschen-
lampe vorbeikommende Fahrzeuglenker. Im Zuge der AH atta-
ckierte der Täter die einschreitenden EB und schlug dabei RevIn-
sp Drehmann mit der Faust ins Gesicht. RevInsp Drehmann wur-
de dabei verletzt und musste vom Dienst abtreten. Nur durch 
Anwendung von Körperkraft konnte der Widerstand des Täters 
überwunden werden und die Festnahme erfolgen.

Durch den Sicherheitsbeauftragten der PI Storchengasse, Gr-
Insp Schneider Horst, konnte durch umfassende Erhebungen 
ein Täter nach Hehlerei ausgeforscht und vernommen wer-
den. Der Täter gab zu, mehrere Smartphones und Tablets, 
welcher sein Neffe in Deutschland gestohlen hatte, in Öster-
reich verkauft zu haben. Weitere Amtshandlung durch die Po-
lizei in Deutschland.

Durch die EB KontrInsp Matousovsky-Bauer Josef, RevInsp Brand-
ner Mathias, RevInsp Zimmel Maximilian, RevInsp Czar Alexand-
er, Insp Razowski Szymon, Insp Hintermayer Mark, Insp Hirsch-
mann Markus, Insp Pregenzer Richard, Insp Katholnig Luka, Insp 
Jäger Stefanie, Insp Bürger Andreas, Insp Adlassnig Paul konn-
te ein Täter nach versuchtem Mord festgenommen werden. Am 
12.1.2018, um 00.42 Uhr, erfolgte durch den Notruf der Ret-
tung eine Verständigung der hs. LLZ bzgl. einer schwerverletzten 
Person, Täter noch anwesend. Im Zuge der AH fuhren die Funk-
wagenbesatzungen des SPK 15, O/1, O/2, O/3, O/4, O/5 und O/7 
zum EO. Durch die zufahrenden Kräfte konnte die Fluchtmög-
lichkeit des Täters in Wien 15., Grenzgasse dadurch verhindert 
werden, da diese durch die eintreffenden EB versperrt waren. 
Bei der Durchsuchung des restlichen Gebäudes durch die Sek-
torkräfte konnte der Täter angetroffen und festgenommen wer-
den. Aufgrund der genauen Aufarbeitung der AH sowie der in 
weiterer Folge erhobenen Beweise wurde durch den dienstha-
benden ZJ die Arrestabgabe verfügt. Die AH wurde nach Schil-
derung des Sachverhaltes durch das LKAAST West vor Ort über-
nommen und der Täter wurde nach fernmündlicher Rückspra-
che mit dem LKAAST-West die U-Haft in Aussicht gestellt und in 
die JA Josefstadt überstellt.

Aufgrund eines Aufforderers bzgl. eines ED in einen abgestell-
ten Speisewaggon begaben sich die EB  BezInsp Seidel Mar-
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tin, RevInsp Hampp Boris, RevInsp Holzweber Thomas, Asp 
Strohmayer Christoph, Insp TRIMMEL Patricia, Insp MAYER 
Raimund, RvI EIGNER Beate, Insp Schachel Thomas, RevIn-
sp Spitzhofer Jürgen und Insp Zimmel Maximilian in den Be-
reich Westbahnhof und konnten dort einen zwölfjährigen 
und einen  fünfzehnjährigen Buben nach kurzer Flucht an-
halten. Bei den sofort durchgeführten Erhebungen und Be-
fragungen der beiden Beschuldigten konnten umgehend 
sechs Einbruchsdiebstähle, in insgesamt vier verschiedenen 
Bezirken, aufgeklärt werden. Der strafunmündige Täter wur-
de anschließend im Verein Oase einem Betreuer übergeben 
und der Strafmündige wurde vorläufig festgenommen und in 
den Arrest Tannengasse überstellt.

Durch die Insp Rausch Manfred, Insp Katholnig Luka und Asp 
Traxl Othmar konnte ein Täter nach Schwerer Sachbeschädi-
gung (Beschädigungen an 15 Fahrzeugen) nach kurzer Flucht 
im Zuge der Streifung angehalten und festgenommen wer-
den.

Aufgrund eines Einsatzes, dass zwei Männer Gegenstände 
von der Ladefl äche eines Baufahrzeuges stehlen würden, be-
gaben sich RevInsp Huber, Insp Landl, Insp Rupprecht, Insp 
Wollschlager, RevInsp Holzweber, Insp Tauchmann und Insp 
Genduth an die Einsatzörtlichkeit. Durch die Zivilkräfte RevIn-
sp Spitzhofer, Insp Greßl und Asp Gavric 
konnten zwei Männer, auf welche die Be-
schreibung passte, in unmittelbarer Nä-
he eines Pritschenwagens wahrgenom-
men und angehalten werden. Ebenfalls 
konnten in deren unmittelbarer Nähe ein 
Brecheisen aufgefunden und später si-
chergestellt werden. Bei der Besichtigung 
des Pritschenwagens konnte eine aufge-
brochene Metallkiste und das dazuge-
hörige Vorhangschloss wahrgenommen 
werden. Aufgrund des nunmehr vorlie-
genden Deliktes nach § 129 StGB wur-
den beide Personen vorläufi g festgenom-
men. Bei den weiteren sofort durchge-
führten Erhebungen konnte noch ein 
zweiter Pritschenwagen mit aufgebro-
chener Kiste, das Täterfahrzeug und di-
verses Diebesgut aufgefunden und ein-
deutig zugeordnet werden.

Insp Hintermayer, Insp Kerschenbauer und KontrInsp Schreilech-
ner erhielten einen Einsatz bzgl. einer angeblichen Bedrohung 
nach Wien 14., Baumgartner Höhe 1. Im Zuge der Erhebungen 
an der Einsatzörtlichkeit konnte durch die Befragung des Op-
fers, Ärzte und Betreuer erhoben werden, dass das Opfer bereits 
zwei Mal von ihrem Vater zur Durchführung eines Selbstmordes 
genötigt wurde und er ihr hierzu Rasierklingen übergab. Nach-
dem ihr Vater sie neuerlich zu einem SM nötigen wollte, ver-
traute sie sich den Betreuern und Ärzten an. Nach erheblichen 
Übernahmeschwierigkeiten seitens des LKA AST-West erfolgte 
die selbständige Kontaktaufnahme mit dem JStA und konnte ei-
ne mündliche Festnahmeanordnung hinsichtlich zweifachen ver-
suchten Mordes, schwerer Nötigung und fortgesetzter Gewalt-
ausübung erwirkt werden. In weiterer Folge wurde die AH dann 
„doch“ vom LKA AST-West übernommen, der Beschuldigte fest-
genommen und in die JA Josefstadt eingeliefert.

Tierischer Einsatz
Siehe Faksimile
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Festnahme eines Mannes mit Messer nach gefährlicher 
Drohung
Am 13.4.2018 wurde die Stkw.-Besatzung T/8 (Pohoralek, 
Schreitl und Knapp) nach Wien 20., Dresdner Straße 110 (AMS) 
bzgl. „Bedrohung mit Messer“ beordert. Eine verwirrt wirkende 
männliche Person, welche zuvor ein Messer aus der Jackenta-
sche zog, angab es verwenden zu wollen und eine dortige AMS-
Mitarbeiterin mit dem Umbringen bedrohte, wurde sogleich 
überwältigt und gesichert. Dienstführung PI Vorgartenstraße 
(ChefInsp Laister, BezInsp Schmidmayer, RevInsp Pulko), wel-
che ebenfalls sogleich vor Ort war, übernahm die Kommunikati-
on mit der LLZ und verbrachte die Person zur aä. Untersuchung 
in die PI Vorgartenstraße. Es erfolgte eine Einweisung gem. UbG 
in das SMZ-Ost. Nach aä. Verfügung der Einweisung erfolgte 
durch PI-Ermittlerin GrInsp Krafl  sogleich die Kontaktaufnahme 
mit dem jStA und wurde nach Schilderung des Sachverhaltes 
die U-Haft des Beschuldigten in Aussicht gestellt. Nachdem der 
Angehaltene im SMZ-Ost trotz aä. Einweisung nicht (!) statio-
när aufgenommen wurde, erfolgte nach Verfügung der StA so-
gleich nach Entlassung die Festnahme gem. StPO, der Beschul-
digte wurde in den Arrest des SPK 20 überstellt und nach Ver-
nehmung durch den Haftjournal in die JA Josefstadt eingeliefert. 

Festnahme nach gefährlicher Drohung am Praterstern
Am 24.4.2018, um 22.40 Uhr, unterstützte die Besatzung T/8 
(RevInsp Harter, Insp Winter) die Schwerpunktposten T/567 am 
Praterstern bei einem Einsatz wegen pöbelnder Personen. Vor 
Ort wurde von T/567 mitgeteilt, dass zuvor am Praterstern ein 
Diebstahl stattgefunden habe und die Täter sich vermutlich auf 
der Kaiserwiese aufhalten. Während der AH kamen die Auffor-
derer (Mitarbeiter der Wr. Linien) hinzu und gaben an, dass sie 
zuvor von zwei Männern, die sich nun auf der Kaiserwiese be-
fi nden, nachdem sie zuvor einen Diebstahl begingen, mit dem 
Umbringen bedroht wurden. Aufgrund der konkreten Beschrei-
bung der Verdächtigen durch die Aufforderer konnten beide auf 
der Kaiserwiese angetroffen und schlussendlich festgenommen 
werden. Bei der Durchsuchung konnte bei einem Beschuldigten 
auch Cannabiskraut vorgefunden werden. Nach Überstellung in 
den Arrest PHG wurde Arrestabgabe durch ZJ verfügt.

Festnahme eines Gefährders mit gefälschten Dokumenten
AbtInsp Sorger Marc, RevInsp Lang Andreas, Insp Schifböck Ma-
thias
Am 27.4.2018, um 03.55 Uhr, intervenierte die Stkw.-Besatzung 
T/8 über Ersuchen von Kräften des SPK Fünfhaus in Wien 20., 
Wehlistraße bzgl. „Kontaktaufnahme mit Opfer nach KV“. Die 
Geschädigte wurde angetroffen und zur Vernehmung in die PI 
Vorgartenstraße überstellt. Dort gab sie niederschriftlich an, dass 
sie von ihrem Lebensgefährten und Vater des gemeinsamen Kin-
des, von welchem sie jedoch angab nicht genau zu wissen wie 
dieser (der Lebensgefährte) mit Namen heißt bzw. wann dieser 
geboren ist. Nach intensiven Erhebungen konnte durch die an-
geführten Beamten die Person des Beschuldigten festgestellt 
werden. Es handelte sich um einen 23-jährigen, 6-mal vorbe-

straften (mit Einweisung in Anstalt für geistig abnorme Rechts-
brecher – bedingte Entlassung 2017) Bosnier, welcher im Bun-
desgebiet seit geraumer Zeit mit falscher Identität lebte und über 
keine Aufenthaltsberechtigung mehr verfügt. Nach Kontaktauf-
nahme mit der jStA wurde eine Festnahmeanordnung erwirkt, 
welche am selben Tage in Wien 14 vollzogen werden konnte. 
Die Person wies sich mit einem gefälschten slowakischen Perso-
nalausweis aus, konnte jedoch aufgrund der durchgeführten Er-
hebungen der hs. PI sogleich als gesuchte Person überführt wer-
den. Der Beschuldigte befi ndet sich in U-Haft.

Festnahme § 27/2a SMG – eigene dienstl. Wahrnehmung, 
Anzeige § 27/1 SMG
Kopeinig Christopher, BezInsp, Müller Sebastian, Insp, Schnei-
der Moritz, VB/S 
Durch die oa. uEB, welche sich geschickt im Bahnhofsbereich 
Praterstern platzierten, konnte am 4.4.2018 ein Beschuldigter 
beim  SG-Verkauf beobachtet und in weiterer Folge angehalten 
und festgenommen werden. 

Suizid- verhindert 
Müller Sebastian, Insp, Sysel Petra, BezInsp, Held, Insp, Muster, 
VB/S, Zizka, BezInsp, Ledermüller, KontrI und Kahmel, RevInsp
Durch das sofortige Einschreiten und Intervenieren der oa. uEB 
konnte ein Suizid nach Sprung von der Reichsbrücke verhindert 
und ein Jugendlicher durch die Feuerwehrtaucher aus der Donau 
geborgen werden. Da der Jugendliche aufgrund seines Drogen-
konsums von seinen Eltern verstoßen wurde, wollte dieser nicht 
mehr weiterleben. Ein eigenmächtiger Rettungsversuch durch 
die uEB wurde durch den „T/195“ als schwer bedenklich und 
gesundheitsgefährdend eingestuft. Der Mann wurde mit Zuru-
fen und Anweisungen vom Ufer aus beobachtet und konnte im 
Anschluss im Zusammenwirken aus dem Wasser gezogen und 
durch den RD ins Krankenhaus verbracht werden.

Lebensrettung mittels DEFI 
Rotheneder Nicole, Insp, Bransperger Alexander, Insp, Wink-
ler Markus, VB/S, Kraupp Bernhard, Insp, Pichler Marco, Insp, 
Keiblinger Patrick, VB/S, Maurer, Insp, Miljkovic Aleksandar, Insp 
Am 8.4.2018 wurde die Besatzung des „T/1“ sowie des „T/7“ 
nach Wien 2., Wehlistraße entsandt. Durch die lebensrettenden 
Sofortmaßnahmen der uEB (Herzdruckmassage/DEFI) konnte die 
Person stabilisiert und im Anschluss ins KH verbracht werden.

Tierrettung
Durch Insp Michael Wutzl und Insp Wozniak konnte im Zuge 
des Streifendienstes ein verletzter Hund, welcher seinem Herr-
chen entlaufen war, wahrgenommen und eingefangen werden. 
Der verletzte Vierbeiner wurde durch die Besatzung mittels mit-
geführter persönlicher Verbandstasche erstversorgt und konnte 
dem Besitzer übergeben werden. Nach ärztlicher Behandlung er-
freut sich der Vierbeiner wieder bester Gesundheit.

Festnahme nach diversen Delikten
Kopeinig Christopher, BezInsp, Huf Sebastian, RevInsp, Dunkl 
Doris, RevInsp, Simanov Thomas, Insp 
Am 15.04.2018, zw. 04.10 Uhr und 05.09 Uhr, verübte der Be-
schuldigte folgende Delikte: Verdacht auf Körperverletzung, 
Verdacht auf Raufhandel, Verdacht auf Widerstand gegen die 
Staatsgewalt, Verdacht auf schwere Körperverletzung. Darauf-
hin ergriff der Beschuldigte die Flucht, um einer weiteren Straf-
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verfolgung zu entgehen. Im Zuge einer eingeleiteten Fahndung 
konnte der Beschuldigte durch den „T/1“ wahrgenommen und 
verfolgt werden. Nach Überqueren der Bahngleise der U1 (kurz-
zeitiger Stillstand der U-Bahnlinie) konnte der Beschuldigte an-
gehalten und festgenommen werden.

Geplanter AMOKLAUF in Schule 
Sysel Petra, BezInsp, Wozniak Viktor, Insp, Kainz Christoph, Insp, 
Tosegi Attila, RevInsp
Am 23.4.2018 wurde die Besatzung des „T/3“ nach Wien 2., 
bzgl. eines geplanten Amoklaufes in Schule beordert. Ein 19-jäh-
riger, welcher via Instagram den „Columbine- Attentäter“ fei-
erte und selbst ein Bild von seiner Schule anfertigte, worauf die-
ser die Köpfe der Lehrerin und anderen Mitschülern mit einem 
„X“ kennzeichnete sowie im Bild ein Maschinengewehr zeich-
nete, welches Schüsse in Richtung der Schüler und der Lehre-
rin abfeuerte, konnte durch die Sektorkräfte noch beim Verlas-
sen des Wohnhauses im Eingangsbereich angetroffen und ange-
halten werden. Es stellte sich heraus, dass sich der zurückgezo-
gene 19-jährige Schüler mit den Themen GEWALT und AMOK 
beschäftigt und in seinem Tagebuch einen Amoklauf an seinem 
Gymnasium im 3. Bezirk geplant und niedergeschrieben hatte. 
Im Tagebuch wurde die Tat genauestens beschrieben, wie der 
19-jährige Amokläufer Bomben im Eingangsbereich in der Schu-
le zündet und im Anschluss durch die Gänge der Schule geht 
und seine Mitschüler erschießt. Weiters beschrieb der Jugendli-
che seine Gelüste zu einem Mörder zu werden. Da der Jugend-
liche bereits seit längerem auffällig war und die verängstigten 
Mitschüler die Schulpsychologin über Instagram-Post in Kenntnis 
setzten, wurde die SVA 1 durch diese verständigt. Eine Gefah-
renanalyse der SVA 1 ergab eine hohe Wahrscheinlichkeit einer 
zielgerechten schweren Gewalttat gegen Mitschüler und Lehrer 
des 19-Jährigen. Der 19-Jährige wurde durch den „T/11“ fest-
genommen und ins PAZ überstellt. Weitere AH durch das LKA 
Berggasse. Einlieferung in die JA erfolgte.

Imagefreundliche AH 
Wutzl Michael, Insp und Langmann Stefan, Insp wurden am 
29.4.2018 in den Prater beordert, wo zwei Rollstuhlfahrer Hilfe 
benötigten. Da die Betroffenen schwer gehbehindert sind, sind 
diese an ihre elektrischen Rollstühle angewiesen. Einer der bei-
den elektrischen Rollstühle hatte eine Reifenpanne. Der zuvor 
gerufene ÖAMTC und der RD lehnten eine Intervention für die 
Hilfebedürftigen ab. Die beiden uEB nahmen den Hilfebedürf-
tigen an Bord, konnten den 140 kg. schweren defekten Roll-

stuhl eigenhändig in den Stkw. verladen und  verbrachten beide 
an die Wohnadresse.

Festnahmen aufgrund SMG
RevInsp Pretnar, RevInsp Führer, RevInsp Schmid, Insp Kristaloczi, 
RevInsp Ott (Sektor 4), RevInsp Bozek-Leitgeb (Sektor 4)
Im Zuge eines selbst angelegten SG-Schwerpunkts durch die Be-
satzung des T/5, T/600 sowie des Sektor 4 in Wien 20., Handels-
kai, beim dortigen Verkehrsbauwerk, konnten nach kurzer Beo-
bachtung und anschließendem Fluchtversuch zwei Schwarzafri-
kaner nach Betreten auf frischer Tat gem. 27/3 SMG festgenom-
men werden. Hierbei wurden insgesamt EUR 1418,00 sowie 61 
SG szenetypische Kugeln (Heroin und Kokain) sichergestellt.

Psychose mit Suizidversuch aufgegriffen
T/3 (RevInsp Eisenschenk Carmen, Insp Kraupp Bernhard), T/8 
(Insp Winter Manuel, Insp Mannsbart Alexander, VB/S Bockhorn 
Viktoria), ChefInsp Köcher Johann (T/8 mit T/51), T/5 und T/600 
(Insp Blocher Stefan, Insp Modry Christopher, Insp Mehling Da-
vid, RevInsp Völkel Birgit, Insp Mohseni-Farsbaf Narges, Asp 
Keiblinger Patrick und GrInsp Zoubek Agathe) sowie die Kräf-
te Sektor/7 und Sektor/8, welche zu Beginn der  AH an der 
Streifung beteiligt waren. Am 17.4.2018, um 09.50 Uhr, Ein-
satz für die angeführten Kräfte nach Wien 20., Engerthstraße 
wegen „Psychose mit zwei Küchenmessern in der Hand möch-
te sich umbringen.“ Die Person hatte die EÖ. in unbekann-
te Richtung bereits verlassen. Es wurde die Streifung in einem 
entsprechenden Bereich, die Überwachung und Durchsuchung 
der EA. (Whg. der Mutter), des Wohnhauses sowie die Über-
wachung bzw. Durchsuchung der Schule der Tochter veranlasst 
bzw. durchgeführt. Um 12.40 Uhr konnte die Person dann in 
Wien 20., Engerthstraße auf dem Gehsteig durch die Kräfte T/8 
und T/51 angehalten werden. Es konnten bei ihr keine Messer 
vorgefunden werden. Die Frau bestritt die SM.-Absichten und 
bezeichnete diese Angaben als eine Erfindung ihrer Mutter, die 
Person wurde der aä. Untersuchung zugeführt. Der Einsatz der 
Kräfte bzw. die Durchführung der doch längeren Streifung bzw. 
Überwachung bzw. Durchsuchung der angeführten Objekte mit 
angelegten Schutzwesten und gezogenen Dienstwaffen erfolgte 
sehr professionell und diszipliniert. So konnte die betr. Person 
aufgegriffen werden.

SMG – 3 Festnahmen
Pretnar, RevInsp, Führer, RevInsp, Schmid, RevInsp, Kristaloczi, 
Insp und Reithmayer, Insp
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Am 20.4.2018 führten die angeführten Kollegen einen zivilen 
Drogenschwerpunkt mit dem LKA Ast-Ost im Bereich der U6 
Dresdner Straße durch. Dabei gelangen den Kollegen durch ihr 
gutes taktisches Vorgehen und ihrem engagierten Einschreiten 
insgesamt drei Festnahmen gem. §27/2a SMG. Dabei wurde ei-
niges an Bargeld und Suchtmittel sichergestellt. 

Festnahme von Dieben nach Verfolgungsfahrt
Holoubek, RevInsp, Sabitzer, Insp, Artner, VB/S, Sonne, RevInsp 
(T/6), Riedmüller, Insp (T/6), Müller, Insp (T/1), Holzschuh, Insp 
(T/1), FENZ, RevInsp (T/4), Kögl, RevInsp (T/4), Pabst, VB/S (T/4), 
Mareiner, RevInsp (T/3), Birkl, Insp (T/3), Harter, RevInsp (T/8), 
Pulko Manuela, RevInsp (T/8) Knapp, VB/S (T/8)
Am 24.4.2018 konnten die angeführten uEB nach einer Verfol-
gungsjagd ein als zur Fahndung durchgegebenes Fahrzeug an-
halten. Durch engagiertes Einschreiten und Zusammenwirken 
der einzelnen Funkwägen konnten in weiterer Folge zwei Fest-
nahmen nach gewerbsmäßigem Diebstahl im Rahmen einer kri-
minellen Vereinigung durchgeführt werden. Sicherstellung von 
Tatwerkzeug und vermutlich Zusammenhänge mit mehreren Ka-
talysatordiebstählen. 

Festnahme eines Suchtgiftdealers
RevInsp Pretnar, RevInsp Führer, RevInsp Schmid, Insp Reithma-
yer, Insp Koller
Am 26.4.2018 konnten die EB im Zuge eines SG-Schwerpunktes 
einen Drogendeal beobachten und sowohl Dealer als auch den 
Käufer anhalten. Festnahme gem. § 27/2a SMG.

Zwei Festnahmen gem. FPG und Direkteinlieferung
RevInsp Schmid, Insp Kristaloczi
Am 28.4.2018 entfernten sich zwei Personen beim Ansichtig-
werden der uEB in Richtung S-Bahn, Gleis Fahrtrichtung Meid-
ling. Anhaltung, erste Person aufenthaltsbeendende Maßnah-
me, nach Rücksprache mit BFA-Journal nur Anzeige gem. 120 
FPG. Zweiter Angehalter: Durch investigative Befragung konn-
te in Erfahrung gebracht werden, dass dieser ohne gültigen Rei-
sepass, lediglich mit ital. Permesso, am 23.4.18 nach Österreich 
gereist ist. Festnahme gem. FPG, nach Rücksprache mit ZJ liegt 
die Verfügungsmacht bei BFA, welches eine Festnahme gem. 40 
BFA-VG verfügte. Direkteinlieferung PAZ HG.

Rettung einer verletzten Frau
RevInsp Schaupp Ulrike, Insp Lauber Anna
Am 30.4.2018 wurde die Besatzung des T/7 auf eine verletz-

te Frau aufmerksam, welche zuvor gestürzt war. Auf Grund von 
Verletzungen und Schock wankte die Dame umher. Durch das 
Eingreifen der Beamtinnen konnte verhindert werden, dass die 
Dame erneut stürzt oder auf der Straße vor ein Fahrzeug läuft. 
Die Dame wurde bis zum Eintreffen der verständigten Rettung 
durch die Beamtinnen versorgt.

Festnahme nach Zechbetrug
RevInsp Schafl er Andreas, Insp Neumayr Julia
Am 18.4.2018 konnte durch die Besatzung des T/7 eine Person 
nach mehrfachem Zechbetrug festgenommen werden. Die Fest-
nahme erfolgte, da während der Amtshandlung (Zechbetrug) er-
hoben wurde, dass bereits mehrere gleiche KPA-Einträge vorlie-
gen und der Beschuldigte dies, wegen fehlendem Wohnsitz im 
Bundesgebiet, bisher immer wiederholen konnte. Abgabe durch 
ZJ verfügt.
Seenotbergung in der Donau
AbtInsp Valvoda, RevInsp Kamehl, Insp Rudolf
Am 8.4.2018, um 11.15 Uhr, wurde der Besetzungsdienst der 
hs. PI fernmündlich durch die Funkstelle darüber informiert, dass 
ein Ruderboot in der Wehranlage Nussdorf bei den Bojen fest-
hängt und ein selbstständiges Befreien nicht möglich ist. Durch 
professionelle Zusammenarbeit und viel Erfahrung gelang es, 
das Ruderboot zu befreien. 

Festnahme eines Ladendiebes – BIPA
Insp Raab konnte, nachdem er zu einem Ladendieb bei der Fir-
ma BIPA beordert wurde, durch akribische Arbeit dem Dieb eine 
Gewerbsmäßigkeit nachweisen, die in weiterer Folge zu einem 
Festnahmeauftrag führte.

Kellereinbrecher ausgeforscht
Im Zeitraum von einer Woche hatte ein Verdächtiger in der Au-
tokaderstraße 12 Kellerabteile aufgebrochen. An den Tatorten 
konnten weder Fingerabdruckspuren noch DNA des Samm-
lers von Gebrauchsgegenständen gefunden werden. Bei um-
fangreichen Hausbefragungen wurde von einigen Hausparteien 
schließlich ein Verdächtiger aus dem SG- Milieu mit Kampfhund 

Ihre zuverlässige Mannschaft für Haus und Garten

Ihre zuverlässige Mannschaft für Haus und GartenPuhl Hausbetreuung

Telefon: 02262/64949
Fax 02262/64949 33
Email: puhl_hausbetreuung@aon.at

2100 Korneuburg
Salzstrasse 13

Apotheke zur
Hl. Elisabeth
Mag. pharm. Elfriede Portisch K.G.

Pächterin:
Mag. pharm. Marianne Brix

Landwehrstraße 6
1110 Wien, Tel. 01/767 21 79

Stadtpolizeikommando

WIEN-Floridsdorf
Franz Simonsky



51www.polizeigewerkschaft-fsg.at
www.fsg4you.at

WIR  B ITTEN  VOR  DEN VORHANG

„vernadert“, welcher in einer der Stiegen wohnt. Eine durch die 
STA genehmigte Hausdurchsuchung erbrachte in der Wohnung 
des Verdächtigen ein Beutelager und auch Suchtgift. Eine wei-
tere, tolle Leistung kriminalistischer Ermittlungsarbeit von GrIn-
sp Toni Kellermayer,  BezInsp Albert Dorner und AbtInsp Manu-
ela Weiss von der PI Ziegelofenweg.

Patient mit Herzinfarkt wiederbelebt 
In der Langenzersdorfer Straße erlitt ein 71-jähriger Mann 
einen Herz- Kreislaufstillstand und stürzte vor den Augen 
seiner Gattin zu Boden. Noch vor dem verständigten Not-
arzt erschienen RevInsp Arno Schreiber und Insp Alexand-
ra Haslehner mit dem U/2 und setzten insgesamt 3 Mal den 
Defibrillator ein. Mit Herzdruckmassage konnten sie den 
Mann bis zum Eintreffen der Rettung soweit stabilisieren, 
dass laut intervenierendem Notarzt die Chancen für den Pa-
tienten sehr gut stehen. Er wurde mit dem Christoporus 9 
ins AKH geflogen. Durch das couragierte und professionelle 
Handeln der Besatzung des Stkw. U/2 und mit der optima-
len Einleitung der Rettungskette vor Ort konnte ein Men-
schenleben gerettet werden.

Illegalen Tierhandel verhindert
Aufmerksame Beobachter meldeten in der Sinawastingasse ei-
nen illegalen Welpenverkauf aus einem Lkw heraus. Bei der 
Zufahrt konnte durch BezInsp Cornelia Wenzl, RevInsp Martin 
Fichtinger und RevInsp Sarah Hana auf der Jedleseer Straße ein 
rumänischer LKW angehalten werden. Aus dem Fahrzeug drang 
beißender Geruch nach Exkrementen und im Inneren  konn-
ten erwachsene Hunde und Jungtiere, die teilweise zu dritt in 
viel zu kleine Käfige gesperrt waren, vorgefunden werden. Eini-
ge der 58 Tiere befanden sich in einem erbärmlichen Zustand. 
Unverzüglich wurde eine Amtstierärztin verständigt, welche die 
Verbringung der Hunde in das „Tierquartier“ im 22. Bezirk an-
ordnete. Wir gratulieren den Kollegen zur erfolgten Tierrettung 
sehr herzlich.

Radfahrer mit Lungenembolie gerettet
Ein schöner Radausflug mit seinem Sohn auf der Donauinsel hät-
te es werden sollen, aber eine Lungenembolie brachte für den 
57-jährigen Vater ein vorzeitiges Ende. Ohne Vitalfunktionen lag 
der Mann vor den Augen des verzweifelten Sohnes am Boden, 
als die Besatzung von U/2 (AbtInsp Manuela Weiss, VB/S Vere-
na Gössinger und Insp Daniel Redl) eintraf. Der Defibrillator lö-
ste einen Schock aus und durch Herzdruckmassage konnte der 
Patient bis zum Eintreffen der Rettung stabilisiert werden. Durch 
das Ärzteteam im AKH wurde der Zustand des Vaters später als 
weiterhin stabil bezeichnet und es wurde ihm ein Herzkathe-
ter eingesetzt. Wir gratulieren den Kollegen, die erfolgreich ei-
nen Menschen wiederbelebten, sehr herzlich zum großartigen 
Erfolg. 

Geldwechselbetrüger während der Verkehrserziehung im 
Kindergarten geschnappt
Insp Hahn und AbtInsp WROBLEWSKY reagierten schnell und 
konnten während der Verkehrserziehung einen flüchtenden 
50-jährigen Münzwechseltrick-Betrüger, der kurz zuvor einem 
66-jährigen männlichen Opfer mit dem Vorwand, Kleingeld für 
ein Telefongespräch zu benötigen, EUR200.- aus der offenen 
Brieftasche stahl, dingfest machen. Der Täter wurde von dem 
zu Hilfe kommenden V/8 (Insp Hommel und Insp Bostl) festge-
nommen. In weiterer Folge konnten dem Täter drei Delikte mit 
diesem modus operandi und einer Gesamtschadenssumme von 
EUR 900.- nachgewiesen werden. Danke - Tolle Arbeit!

Einbrecher auf frischer Tat betreten
Am 22.4.2018 wurden GrInsp Kummerer und RevInsp Katzler als 
Funkwagenbesatzung V/4 von der Landesleitzentrale, nach Wien 
22., Bernoullistraße, zu einer Alarmauslösung bei der dortigen 
Apotheke beordert. Der mit einem Messer bewaffnete Täter 
konnte samt dem im Rucksack befindlichen Diebsgut auf frischer 
Tat betreten und festgenommen werden. Ein schöner Erfolg!

Gewerbsmäßige Diebstahlserie in BIPA-Filialen geklärt
Nachdem bereits Ende 2016 eine serbische Tätergruppe vom PI-
Ermittler GrInsp Lukits in akribischer Kleinarbeit überführt wer-
den konnte, ließ er nicht nach und heftete sich weiter an die Fer-
sen der teilweise noch unbekannten Mittäter. Im Zuge der wei-
teren kriminalpolizeilichen Ermittlungen konnten drei weitere 
serbische Staatsangehörige ausgeforscht und nach Observati-
on durch GrInsp Entrich und GrInsp Lukits am 27.4.2018 fest-

SPORT

Hauptstraße 56
2263 Dürnkrut

Tel.: 02538/80674
02538/80684

Fax: 02538/80674-9
02538/80684-9

Isoliertechnik
Wärme-, Kälte-, Schall- und Brandschutz

Kühlraumbau
Hallenbau            Trockenbau
Feuchtigkeitsabdichtungen
Handel mit Isolierstoffen

E-M@il: stolz@stolz-isoliertechnik.at

Nothmüller Michael

Planung • Verkauf • Vermietung • Wartung
Klima-, Entfeuchtungs-, Kältegeräte, Wärmepumpen

2521 Trumau
Am Pflanzsteig 10

Fax & Tel.: 02253/9158
Mobiltel.: 0664/381 25 15

E-mail: nothmichael@aon.at
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genommen werden. Weiteres Diebsgut konnte bei Hausdurch-
suchungen sichergestellt werden, der Tätergruppe konnten 
weitere 20 Fakten mit einer Gesamtschadenssumme von etwa 
ÊUR5.200.- nachgewiesen werden. Super Arbeit – weiter so!!!

Drogenmafi a hortete Waffen
Siehe Faksimile

Tierischer Rettungseinsatz
Siehe Faksimile

Werte Kolleginnen und Kollegen!
In unserer Rubrik „Wir bitten vor den Vorhang“ fi ndet sich nur 
eine kleine Auswahl von herausragenden Amtshandlungen. Sie 
stehen stellvertretend für die ausgezeichnete Arbeit, die von je-
der Kollegin und jedem Kollegen täglich unter meist schwie-
rigsten Bedingungen geleistet wird. Dafür sagen wir euch „DAN-
KE“ und gratulieren recht herzlich!

Landespolizeidirektion  

Niederösterreich

Martin Noschiel

Landespolizeikommando

STEIERMARK
Josef Resch
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Bei den Europameister-
schaften im Ringen in Rus-

sland erkämpfte sich die Poli-
zei-Spitzensportlerin Michae-
la Kuenz am 3. Mai 2018 die 
Bronzemedaille. Für die Poli-
zistin war es die erste Medaille 
in der allgemeinen Klasse.

Die Polizistin Martina Kuenz 
gewann bei den Ringer-Eu-
ropameisterschaften in Kas-
piisk in Russland am 3. Mai 
2018 die Bronzemedaille. Die 
23-Jährige Tirolerin setzte in 
der Klasse bis 68 kg im Kampf 
um Platz drei gegen Danute 
Domikaityte aus Litauen mit 
2:1 durch. Für die Polizei-Spit-
zensportlerin war es die erste 
Medaille in der allgemeinen 
Klasse. Im Semifinale war Ku-
enz der Russin Anastasia Brat-
schikowa unterlegen. Diese 
holte Gold im Finale gegen die 
Französin Koumba Larroque.
Martina Kuenz wurde am 28. 

Juni 2017 als künftige Spit-
zensportlerin des Innenmini-
steriums vorgestellt und be-
gann am 1. September 2017 
ihre Polizeigrundausbildung. 

Kuenz hatte bei Welt- und Eu-
ropameisterschaften im Nach-
wuchsbereich schon Erfolge 
vorzuweisen. Bei der Weltmei-
sterschaft 2017 in Paris sorgte 

sie für die erste österreichische 
Top-fünf-Platzierung im Rah-
men einer WM seit zwölf Jah-
ren.

Die Polizisten Gernot Egger, 
Andreas Schachinger, An-

tonio Copic und Patrick Gün-
ther erreichten beim interna-
tional besetzten Tischtennis-
turnier in Prag vom 12. bis 15. 
April 2018 den dritten Platz im 
Teambewerb.

3. Gesamtrang

Das Polizeinationalteam im 
Tischtennis, bestehend aus 
Revierinspektor Gernot Egger 
von der Polizeiinspektion (PI) 
Murau (Steiermark), Grup-
peninspektor Andreas Scha-
chinger von der PI Aschbach 
(Niederösterreich), Revier-
inspektor Antonio Copic von 
der PI Itzling (Salzburg) und 
Inspektor Patrick Günther 
von der PI Eggendorf (Nie-

derösterreich), gewann beim 
Tischtennisturnier in Prag in 
Tschechien den dritten Platz 
im Teambewerb. Österreich 
spielte gegen Norwegen um 
den dritten Gesamtrang und 
siegte mit 3:0.

Mannschaften aus  
5 Nationen am Start

Neben Österreich und dem 
Veranstalter Tschechien nah-
men Mannschaften aus Nor-
wegen, Dänemark und Un-
garn teil. Die österreichischen 
Spieler kommen aus den Lan-
desligen in Salzburg, der Stei-
ermark und Niederösterrei-
ch. Bereits 2015 erreichten sie 
bei der Europameisterschaft in 
Varna, Bulgarien, den dritten 
Rang im Teambewerb.

Bronzemedaille für Martina Kuenz bei 
Ringer-Europameisterschaft

Tischtennis: Erfolg für Polizeisportler

SPORT

AUFBAU Gemeinnützig Bau-Wohnungs und Sied-
lungsgenossenschaft 
1010 Wien

Wir danken folgenden Firmen  
für ihre Unterstützung
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SER VICE

Pensionsberechnung

Neugierig, wieviel Netto-Pension Sie am Ende Ihrer Dienstzeit 
mit in den wohlverdienten Ruhestand nehmen? Dafür be-

nötigen wir folgende Unterlagen bzw. Daten von Ihnen: Füllen 
Sie bitte nebenstehdes Formular aus, fügen sie bitte einen Be-
zugszettel vom Jänner oder vom Juli bei und senden Sie diese 
Unterlagen an:

KLUB der EXEKUTIVE, 
Kennwort: Pensionsservice, Schlickplatz 6, 1090 Wien
oder senden Sie uns ein Fax unter 01/31310 9617 09 oder 
ein E-Mail an info@polizeigewerkschaft-fsg.at
Sie erhalten umgehend von uns eine Aufstellung, mit wieviel 
Netto-Pension Sie in Ihrem Ruhestand rechnen können.

Persönliche Daten

Name:

Geb.Datum:

Tel.Nr.:

Anschrift:

Mitglied:    GÖD      

Dienststelle:

e-mail:

Beabsichtigten Pensionsantritt ankreuzen

 Pensionsantritt am:

 Pensionsantritt ohne Abschlag (Dienstunfall) gemäß § 5/4 PG am:

Jahr / Monat / Tag

Allgemeine Angaben

Alleinverdiener:     JA       NEIN                               Anzahl der Kinder mit Familienbeihilfe: 

Ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit (in Jahren/Monaten):

Beginn Dienstverhältnis:

Vordienstzeiten (alle anrechenbaren Zeiten/Bedingt u. unbedingt):

Laut Bescheid:

Bedingte Vordienstzeiten:

Jahr / Monat / Tag

Bitte alle weißen Felder ausfüllen und alle Rechtecke ankreuzen.

Bitte Formular vollständig ausfüllen – bei fehlenden Daten kann keine Berechnung erfolgen – und an die Adresse 
BMI-ZA-FSG-Polizei@bmi.gv.at mailen.  Wegen des großen Anfalles an Pensionsberechnungen können nur jene KollegInnen 
berechnet werden, die tatsächlich (real od. krankheitshalber) beabsichtigen in den Ruhestand zu treten!

(für alle ab dem 01.01.1955 geborenen) - Anforderung: pensionskonto@bva.at  

für Polizeibeamte

Berechnungsgrundlage

Besoldungsrechtliche Stellung (derzeit): 

Verwendungsgruppe: Gehaltsstufe: FuGruppe:

FuStufe: Nächste Vorrückung am:

Daten aus:  Beitragsgrundlagenblatt (Jahresbezugszettel Vorjahr inkl. Beiblätter)

Exekutiverschwernisgesetz: Dauer exek. Außendienst (§83a GG) in Jahren:

Nebengebührenwerte:

 vor dem 1.1.2000: ab dem 1.1.2000:

Pensionskonto

Gesamtgutschrift   



EXKLUSIV FÜR MITARBEITER DES 
BUNDESMINISTERIUM FÜR INNERES

*Gilt nur für Neukunden, die in den letzten 12 Monaten keine Diners Club Karteninhaber waren. 
Ab dem zweiten Jahr kostet die Karte € 3,34 / Monat statt € 6,67/Monat.

DINERSCLUB.AT

DC Bank AG, Lassallestraße 3, 1020 Wien, Österreich, T: +43 1 50 135-22, F: +43 1 50 135-72 220, firmenkunden@dinersclub.at
IBAN: AT611100000404118200, BIC: BKAUATWW, Handelsgericht Wien, Sitz Wien, FN 57273a, DVR: 0011665, UID: ATU15349601
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18Alle Diners Club Gold Card Vorteile finden Sie auf www.dinersclub.at

• Zutritt zu 800 Diners Club Airport Lounges

• Fast Lane am Wiener Flughafen

•  Rabatt Paket – bis zu 15 % Dauerrabatt bei über 250 

Partnern aus Gastronomie, Hotellerie und Wellness

• Umfassendes Versicherungspaket

• Best Pay – die smarte Teilzahlung

• Weltweit über 26 Mio. Akzeptanzstellen

• Security-SMS

So kommen Sie zu Ihrer Diners Club Gold Card: 

Das Antragsformular für Ihre Diners Club Card 

können Sie beim Klub der Exekutive über Frau Wally 

anfordern: claudia.wally@bmi.gv.at 

oder Tel. 01/531 26-3479. 

Für nähere Informationen und Auskünfte steht Ihnen 

der Diners Club Firmenkundendienst unter der 

Tel. Nr. 01/50 135-22 gerne zur Verfügung.

1 JAHR 

GRATIS 

TESTEN!*

Gültig bis 31.12.2018



Mit den neuen HomeNet-Tarifen surfen Sie zuhause im ultraschnellen LTE-Netz von T-Mobile. Und für alle, deren Standort für LTE und 

Kabel-Internet geeignet ist, gibt es ab sofort HomeNet Hybrid – das Internet, das beide Technologien miteinander kombiniert und so für eine 

schnelle und stabile Verbindung sorgt. Erfahren Sie einfach online oder im T-Mobile Shop, welches HomeNet-Internet für Sie am besten ist. 

Das neue HomeNet. 
Noch schneller. Noch stärker.

MY HOMENET 
LIGHT

30/6 Mbit/s
MAX. DOWN-/UPLOAD

DATENVOLUMEN
Unlimitiert

MY HOMENET 
EXTREME

MY HOMENET 
ULTRA

MY HOMENET 
TURBO

150/30 Mbit/s
MAX. DOWN-/UPLOAD

DATENVOLUMENDATENVOLUMEN
UnlimitiertUnlimitiert

70/14 Mbit/s
MAX. DOWN-/UPLOAD

DATENVOLUMEN
Unlimitiert

LTE LTE/HYBRID

JETZT DIE ERSTEN 3 MONATE UM NUR € 9,99 MTL. SURFEN!

€ 999
DANACH € 38,24

DIE ERSTEN 3 MONATE

€ 999
DANACH € 29,74

DIE ERSTEN 3 MONATE

€ 999
DANACH € 21,24

DIE ERSTEN 3 MONATE

300/50 Mbit/s
MAX. DOWN-/UPLOAD

MTL.*€ 999
DANACH € 46,74

DIE ERSTEN 3 MONATE

MTL.* MTL.* MTL.*

Alles wie ich will.
-15% Memberbonus

Exklusiv für alle MitarbeiterInnen Ihres Unternehmens: 
  € 19,99 Aktivierungskosten sparen   -15% Member Bonus auf My HomeNet Tarife
  Jeder Mitarbeiter kann auf seinen Namen bis zu 3 Zusatzanmeldungen durchführen

Servicepauschale € 22 jährlich. *Aktion: Rabattierung der monatlichen GGB auf € 9,99. Gültig für die ersten 3 Monate in jedem My HomeNet-Tarif und 24 Monaten MVD bei Erstanmeldung 
bis zum 31.08.2018. Danach wird die reguläre monatliche Grundgebühr des gewählten Tarifs zum Zeitpunkt der Anmeldung abzüglich 15% Member Bonus bis Ende der MVD vergebührt. 
Servicepauschale € 22 jährlich. Herstellungskosten: € 0,–. Leistungsbeschreibung zu HomeNet Hybrid sowie Preise und Details auf t-mobile.at/homenet. Die Ihrem Tarif jeweils zugeordneten 
Bandbreiten verstehen sich als maximal im geteilt genutzten Netzwerk. Übertragungsgeschwindigkeiten können nicht zugesichert werden und sind von zahlreichen Faktoren wie Standort, 
Endgerät, besonderen Tarifbestimmungen, Verwendungsgruppe, Netzauslastung etc. abhängig. Infos unter www.t-mobile.at/bandbreitenoptimierung. Stand 05/2018


